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Berichte 
Patentrechtstage 

Klara Kirch 

Schwerpunkt: Entwicklung der Rechtspre-
chung des EPG 

Referentinnen und Referenten: 

Dr. Nina Bayerl, Freshfields, München/Düsseldorf 

Edger Brinkman, EPG – Lokalkammer Den Haag 

Jean-Martin Chevalier, Cousin & Associes, Paris 

Dr. Jule Schumacher, Richterin am Gericht erster 
Instanz des EPG – Lokalkammer Düsseldorf 

Der erste Tag der diesjährigen 24. Düsseldorfer 
Patentrechtstage begann nach einer Begrüßung 
durch Prof. Dr. Jan Busche und Prof. Dr. Peter 
Meier-Beck mit einem Panel zu aktuellen Fragen 
der Entscheidungspraxis des Einheitlichen Pa-
tentgerichts.  

I. Erfinderische Tätigkeit 

Jean-Martin Chevalier und Dr. Jule Schumacher 
beschäftigten sich mit der Feststellung der erfin-
derischen Tätigkeit. 

1. „Problem-Lösungs-Ansatz“ und 
„Holistischer Ansatz“ 

Zunächst ging Jean-Martin Chevalier auf die ver-
schiedenen Ansätze zur Prüfung der erfinderi-
schen Tätigkeit ein.  

Ausgangspunkt für die Prüfung der erfinderischen 
Tätigkeit sei immer Art. 56 EPÜ. Maßgeblich sei 
zunächst der Begriff des „Naheliegens“, da ge-
mäß Art. 56 EPÜ eine Erfindung nur dann als auf 
einer erfinderischen Tätigkeit beruhend gilt, wenn 
sie sich für den Fachmann nicht in naheliegender 
Weise aus dem Stand der Technik ergibt. Proble-
matisch sei hier, dass der Begriff des 
„Naheliegens“ ein subjektiver sei und er objekti-
viert und systematisiert werden müsse. 

In der patentgerichtlichen Vergangenheit hatten 
sich schon das EPA und nationale Gerichte mit 
diesem Begriff auseinandergesetzt. Während das 
EPA und die nationalen Gerichte diverser Mit-
gliedsstaaten des EPÜ den „Problem-Lösungs-
Ansatz“ anwenden; hatte sich an anderen natio-
nalen Gerichten (insbesondere in Deutschland 
und dem Vereinigten Königreich) ein „holistischer“ 
oder „ganzheitlicher Ansatz“ entwickelt. Letzterer 
Ansatz bemühe sich, die Ansprüche und die Erfin-
dung als einen Gesamtkomplex zu betrachten, 
anstatt sich auf einige Merkmale zu konzentrie-
ren.  

In der Entscheidungspraxis des EPG war schnell 
deutlich geworden, dass die Lokalkammern nicht 
vollständig dem „Problem-Lösungs-Ansatz“ ge-
folgt sind. Daher ergab sich die Frage, inwiefern 
die verschiedenen Ansätze kongruent sind und zu 

parallelen Entscheidungen führen. 

Es sei erkennbar, dass es bei den verschiedenen 
Ansätzen unterschiedliche Beurteilungen des zu 
lösenden objektiven Problems gäbe. Der vom 
nächstliegenden Stand der Technik ausgehende 
„Problem-Lösungs-Ansatz“ betrachte die Unter-
schiede zwischen diesem nächstliegenden Stand 
der Technik und der Erfindung und stelle die Fra-
ge, welche technische Wirkung aus diesem Un-
terscheidungsmerkmal resultiere und wie das 
Problem möglichst objektiv gelöst werden könne. 
Beim „holistischen Ansatz“ werde aus der Patent-
schrift im Ganzen und dem dahinterliegenden 
erfinderischen Konzept gefragt, welchen Beitrag 
die Erfindung zum Stand der Technik gibt. 

Jean-Martin Chevalier stellte fest, dass man bei 
der Anwendung beider Ansätze nach dem zu lö-
senden Problem schaue, wodurch sich bereits ein 
Kongruenzpunkt der beiden Ansätze ergäbe. Ein 
weiterer solcher Punkt ergäbe sich aufgrund des 
Betrachtens anhand einer möglichst objektiven 
Fachperson sowie dem Vermeiden einer ex-post 
Betrachtung.  

Das Berufungsgericht hat in einer Entscheidung 
(Entsch. v. 25.11.2025, UPC_CoA_464/2024 – 
Meril/Edwards) festgestellt, dass es sich trotz der 
unterschiedlichen Ansätze lediglich um Leitlinien 
handele, die bei der Feststellung der erfinderi-
schen Tätigkeit gem. Art. 56 EPÜ helfen sollen 
und bei richtiger Anwendung zu dem gleichen 
Ergebnis führen sollten und in der Regel auch 
führen (Ls. 5). 

Dieser Entscheidung gingen die Entscheidungen 
mehrerer Lokal- und Zentralkammern voraus, in 
denen regelmäßig keine eindeutige Positionie-
rung zu einem der Ansätze erfolgte. Vielmehr 
müsse in diesen Entscheidungen nach Anhalts-
punkten gesucht werden, um zu erkennen, wel-
chen Ansatz die jeweilige Kammer zur Feststel-
lung der erfinderischen Tätigkeit heranzog.  

Die Lokalkammern Paris (Entsch. v. 11.12.2024, 
UPC_CFI_395/2023 – Dexcom/Abbott), Rn. 88 
und München (Entsch. v. 04.04.2025, 
UPC_CFI_501/2023 – Edwards/Meril, Ls. 2 und 
S. 68; Entsch. v. 06.06.2025, 
UPC_CFI_324/2024+487/2024, S. 30) scheinen 
eher dem „Problem-Lösungs-Ansatz“ zu folgen, 
während die Zentralkammern Paris (Entsch. v. 
05.11.2024, UPC_CFI_315/2023 – Njoy/Juul 
Labs; Entsch. v. 20.10.2025, UPC_CFI_189/2024 
– Meril/Edwards, Ls. 1-3) und München (Entsch. 
v. 16.07.2024, UPC_CFI_1/2023 – Sanofi/Amgen, 
Ls. 3-6) eher den „holistischen Ansatz“ anwen-
den. 

2. Prüfungsschritte des EPG 

Dr. Jule Schumacher ging daraufhin vertieft auf 
die Entscheidungen des Berufungsgerichts vom 
25.11.2025 (Entsch. v. 25.11.2025, 
UPC_CoA_528/2024 – Amgen v. Sanofi; Entsch. 

17 

https://www.unifiedpatentcourt.org/sites/default/files/upc_documents/Final%20decision%20Meril-Edwards%20signed.pdf
https://www.unifiedpatentcourt.org/sites/default/files/upc_documents/Final%20decision%20Meril-Edwards%20signed.pdf
https://www.unifiedpatentcourt.org/sites/default/files/files/api_order/9DC31A56B02BC3E943FBD9B92216AE51_en.pdf
https://www.unifiedpatentcourt.org/sites/default/files/files/api_order/9DC31A56B02BC3E943FBD9B92216AE51_en.pdf
https://www.unifiedpatentcourt.org/sites/default/files/files/api_order/DC77E3CDBA255DFCB5DC76AFCEA043F6_en.pdf
https://www.unifiedpatentcourt.org/sites/default/files/files/api_order/DC77E3CDBA255DFCB5DC76AFCEA043F6_en.pdf
https://www.unifiedpatentcourt.org/sites/default/files/files/api_order/DFAABFE98909EEB36727383A72815287_de.pdf
https://www.unifiedpatentcourt.org/sites/default/files/files/api_order/DFAABFE98909EEB36727383A72815287_de.pdf
https://www.unifiedpatentcourt.org/sites/default/files/files/api_order/Revocation%20Action%20571801-2023%20Decision%20on%20the%20merits%20signed%20registry.pdf
https://www.unifiedpatentcourt.org/sites/default/files/files/api_order/Revocation%20Action%20571801-2023%20Decision%20on%20the%20merits%20signed%20registry.pdf
https://www.unifiedpatentcourt.org/sites/default/files/files/api_order/Revocation%20Action%20571801-2023%20Decision%20on%20the%20merits%20signed%20registry.pdf
https://www.unifiedpatentcourt.org/sites/default/files/files/api_order/CD%20Paris%20UPC_CFI_189-2024%20%2B%20UPC_CFI_434-2024%20-%2020.10.2025.pdf
https://www.unifiedpatentcourt.org/sites/default/files/files/api_order/CD%20Paris%20UPC_CFI_189-2024%20%2B%20UPC_CFI_434-2024%20-%2020.10.2025.pdf
https://www.unifiedpatentcourt.org/sites/default/files/files/api_order/7BD3093D60CBD34C06940FCA0C598CEE_en.pdf
https://www.unifiedpatentcourt.org/sites/default/files/files/api_order/7BD3093D60CBD34C06940FCA0C598CEE_en.pdf
https://www.unifiedpatentcourt.org/sites/default/files/files/api_order/Final%20decision%20Amgen%20v%20Sanofi%20and%20%20Regeneron%20signed.pdf
https://www.unifiedpatentcourt.org/sites/default/files/files/api_order/Final%20decision%20Amgen%20v%20Sanofi%20and%20%20Regeneron%20signed.pdf
https://www.unifiedpatentcourt.org/sites/default/files/upc_documents/Final%20decision%20Meril-Edwards%20signed.pdf
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v. 25.11.2025, UPC_CoA_464/2024 – Meril/
Edwards) ein. Daraus ergebe sich ein Prüfungs-
schema zur Feststellung der erfinderischen Tätig-
keit. 

Zunächst sei eine objektive Aufgabe aus der Sicht 
der Fachperson mit ihrem allgemeinen Fachwis-
sen zum Zeitpunkt der Anmeldung oder des Prio-
ritätstags zu bestimmen. Der Anspruch sei als 
Ganzes im Zusammenhang mit Beschreibung 
und Zeichnungen zu betrachten und das erfinderi-
sche Konzept auf der Grundlage der technischen 
Wirkungen sei zu berücksichtigen. Die objektive 
Aufgabe dürfe keinen Hinweis auf die bean-
spruchte Lösung enthalten, da keine rückschau-
ende Betrachtung erfolgen solle.  

Nächster Punkt sei das relevante Gebiet der 
Technik, das als Ausganspunkt für den realisti-
schen Ausganspunkt dient, und sowohl gesondert 
als auch in Verbindung mit dem realistischen Aus-
ganspunkt bestimmt werden könne. Relevant sei 
dasjenige Gebiet, das für die zu lösende objektive 
Aufgabe relevant sei, sowie jedes Gebiet, in dem 
dasselbe oder ein ähnliches Problem auftreten 
könne und von dem erwartet werden müsse, dass 
es der Fachperson bekannt sei. 

Davon ausgehend sei der realistische Ausgangs-
punkt im Stand der Technik zu betrachten. Ein 
solcher wäre eine Entgegenhaltung, die für eine 
Fachperson, die zum relevanten Zeitpunkt die 
objektive Aufgabe lösen möchte, von Interesse 
gewesen wäre, bspw. weil sie schon mehrere 
Merkmale aufweist, die denen der beanspruchten 
Erfindung ähnlich sind. Sollten mehrere realisti-
sche Ausgangspunkte festgestellt werden, müsse 
die Erfindung ausgehend von jedem realistischen 
Ausganspunkt erfinderisch sein. 

Des Weiteren sei zu prüfen, ob ausgehend vom 
realistischen Ausgangspunkt, ein Anhaltspunkt, 
eine Motivation oder ein Anlass bestünde, einen 
nächsten Schritt in Richtung der beanspruchten 
Erfindung zu unternehmen. 

Ferner dürfe kein Naheliegen iSd Art. 56 EPÜ 
feststellbar sein. Dieses bestünde, wenn die 
Fachperson den nächsten Schritt aufgrund des 
Anhaltspunkts oder routinemäßig unternehmen 
und zu der beanspruchten Lösung gelangen wür-
de. Ein Naheliegen würde auch vorliegen, wenn 
die Fachperson den nächsten Schritt in der Er-
wartung unternehmen würde, eine Lösung für das 
technische Problem zu finden und Ergebnisse 
des nächsten Schritts eindeutig vorhersehbar 
seien oder eine begründete Erfolgserwartung be-
stünde.  

Zu beachten sei im Kontext der Feststellung der 
erfinderischen Tätigkeit auch die Darlegungs- und 
Beweislast. Diese läge beim Kläger der Nichtig-
keitsklage bzw. der Nichtigkeitswiderklage, mithin 
derjenigen Partei, die sich auf den fehlenden 
Rechtsbestand beruft. 

In der sich anschließenden Diskussion wurde 
festgestellt, dass in der Praxis nach wie vor noch 
viele Fragen offen seien, die weiterer Entschei-
dungen bedürfen. 

II. SEPs und FRAND-Einwand 

Nachfolgend beschäftigten sich Edger Brinkman 
und Dr. Nina Bayerl mit standardessentiellen Pa-
tenten (SEP) und dem FRAND-Einwand und der 
diesbezüglichen aktuellen Rechtsprechung des 
EPG und der deutschen nationalen Gerichte. 

1. FRAND-Lizenzraten vor dem EPG 

Edger Brinkman ging zunächst auf Probleme im 
Zusammenhang mit den FRAND-Raten ein. 

Problematisch sei im Ausgangspunkt, dass die 
FRAND-Raten global gelten sollen, gleichzeitig 
die verschiedenen Gerichte verschiedene Vorstel-
lungen hinsichtlich der Gebühren hätten. 

Verschiedene nationale Gerichte würden unter-
schiedliche Entscheidungen hinsichtlich der 
FRAND-Raten treffen. Dies könne dazu führen, 
dass in einigen Ländern ein Marktzutritt durch die 
Zahlung der FRAND-Raten möglich sei und in 
anderen nicht, sodass es bspw. in der Europäi-
schen Union zu einer Beeinträchtigung des freien 
Warenverkehrs kommen könne. Gleichzeitig wür-
den die Parteien bei der Auswahl der Gerichte 
sog. Forum Shopping betreiben, um die bestmög-
lichen Lizenzbedingungen zu erzielen. 

In der Entscheidung „Huawei/ZTE“ des EuGH 
(Urt. v. 16.07.2015, C-170/13 – Huawei/ZTE) sei-
en sechs Schritte zur Bestimmung einer FRAND-
Lizenzbedingung benannt worden. An drei Stellen 
könne es dabei zum Abschluss von Lizenzbedin-
gungen kommen: aufgrund des Angebots des 
SEP-Inhabers, aufgrund des Gegenangebots des 
Patentnutzers oder in einem letzten Schritt auf-
grund der Bestimmung der FRAND-Rate durch 
eine dritte Partei.  

Die Lokalkammer Mannheim habe im Verfahren 
„Panasonic/Oppo“ (Entsch. v. 06.02.2025, 
UPC_CFI_210/2023 – Panasonic/Oppo) erste 
Klarstellungen hinsichtlich der Behandlung von 
FRAND-Verfahren durch das EPG getroffen. Eine 
Widerklage sei für die Bestimmung der FRAND-
Rate möglich, allerdings nur, wenn das Verhalten 
beider Parteien in Ordnung sei und die Angebote 
den FRAND-Bestimmungen entsprächen. 

Die Lokalkammer München (Entsch. v. 
18.12.2024, UPC_CFI_9/2023 – Huawei v 
Netgear) schloss sich der Lokalkammer Mann-
heim inhaltlich an. Darüberhinausgehend wurde 
jedoch auch festgestellt, dass es ausreiche, wenn 
– soweit der Patentinhaber mehrere unterschiedli-
che noch annahmefähige Angebote abgegeben 
hat (bspw. sowohl eine bilaterale Lizenz als auch 
ein Angebot betreffend eine Lizenz an dem Port-
folio eines Patentpools) – mindestens eines der 
beiden Angebote den kartellrechtlichen Anforde-
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rungen genügt (Ls. 3).  

Edger Brinkman stellte ferner fest, dass das EPG 
eher bereit sei, FRAND-Raten zu bestimmen, als 
die deutschen nationalen Gerichte. 

Hinsichtlich der Zulässigkeit von Verfahren betref-
fend Anti-Anti-Suit-Injunctions stellte die Lokal-
kammer München laut Edger Brinkman fest, dass 
das Fordern einer Anti-Suit-Injunction eine Pa-
tentverletzung darstellen könne. 

Die Lokalkammer Mannheim (Entsch. v. 
22.12.2025, UPC_CFI_936/2025 – InterDigital/
Amazon) habe ferner entschieden, dass das For-
dern einer Interimslizenz auch eine Patentverlet-
zung im Geltungsbereich des EPGÜ sein könne. 
Das EPG bzw. die nationalen Gerichte müssen in 
solchen Fällen überprüfen, ob das europäische 
Wettbewerbsrecht eingehalten worden sei.  

Fraglich sei auch, ob auch ein SEP-Inhaber vor 
dem EPG die Festsetzung von FRAND-Raten 
erwirken könne. Grundsätzlich sei Art. 32 Abs. 1 
lit. a EPGÜ maßgeblich. Zu dieser Fragestellung 
gebe es bisher noch keine Rechtsprechung. Ed-
ger Brinkman könne sich aber vorstellen, dass 
der Patentinhaber unter der Bedingung, dass der 
Patentnutzer einer FRAND-Lizenz mit bestimmten 
Bedingungen nicht zustimme, eine einstweilige 
Verfügung erwirken könne (sog. „conditional in-
junction“). 

 

2. FRAND-Entwicklungen in Deutschland 

Dr. Nina Bayerl beschäftigte sich im Folgenden 
mit den Entwicklungen in der deutschen nationa-
len Rechtsprechung zu SEP und FRAND.  

Zunächst ging Dr. Nina Bayerl auf die Konkretisie-
rung des Pflichtenregimes für Patentinhaber und 
Patentnutzer ein. Der BGH (Urt. v. 27.01.2026, 
KZR 10/25 – FRAND-Einwand III) halte zwar an 
den Prüfungsschritte nach Huawei/ZTE fest, for-
dere jedoch eine flexible Handhabung dieses Prü-
fungsschemas, was unter anderem in der 
„andauernden Lizenzbereitschaft des Lizenzsu-
chenden“ Ausdruck fände. Zudem sei es parallel 
weiterhin möglich, dass der Patentnutzer ein un-
bedingtes Angebot zu Bedingungen mache, die 
der Patentinhaber nicht ablehnen dürfe, ohne 
gegen das Missbrauchs- oder das Diskriminie-
rungsverbot zu verstoßen. 

Der BGH habe auch den Prüfungsschritt der fort-
dauernden Lizenzbereitschaft des Patentnutzers 
weiter konkretisiert. Die Lizenzbereitschaft werde 
aufgrund des Gesamtverhaltens des Patentnut-
zers festgestellt. Es sei insbesondere erforderlich, 
dass der Patentnutzer die ihm obliegenden Mit-
wirkungshandlungen an den Lizenzverhandlun-
gen ernsthaft und zügig vornehmen müsse sowie 
in angemessener Zeit und Weise auf das Angebot 
des SEP-Inhabers reagieren müsse. 

Mit der fortdauernden Lizenzbereitschaft des Pat-

entnutzers hinge auch die Sicherheitsleistung 
desselben zusammen. Diese stelle ein greifbares 
Zeichen dauerhafter Lizenzierungsbereitschaft 
dar. Der BGH stellte fest, dass bspw. eine Bank-
bürgschaft ausreiche und keine direkte Zahlung 
an den Patentinhaber notwendig sei. Das OLG 
München sei in der Vorinstanz (Urt v. 20.03.2025, 
6 U 3824/22 Kart – HMD Global/VoiceAge; Be-
schl. v. 30.10.2024, 6 U 3824/22 Kart – HMD Glo-
bal/VoiceAge) davon ausgegangen, dass eine 
qualifizierte Sicherheitsleistung in Verbindung mit 
der Verpflichtung des Patentnutzers, das Angebot 
anzunehmen, falls es sich im Verfahren als 
FRAND erwiese und das Gericht die Verletzung 
bestätige, erforderlich sei. Das LG München I 
ging von einem Kombinationsmodell aus, bei dem 
eine Teilzahlung an den Patentinhaber erfolgen 
müsse und in bestimmten Fällen zusätzlich eine 
ergänzende Sicherheitsleistung.  

Die Höhe der Sicherheitsleistung ließ der BGH 
offen. Das OLG München stellte darauf ab, dass 
die Sicherheit den Gesamtbetrag des letzten welt-
weiten Portfolioangebots des Patentinhabers ab-
decken müsse. Das LG München I bezog sich 
hinsichtlich der Höhe der zu leistenden Teilzah-
lung auf den unstreitigen Betrag; eine ergänzende 
Sicherheitsleistung sei nur dann erforderlich, 
wenn das Angebot des Patentnutzers weniger als 
60 % des Angebots des Patentinhabersund die 
absolute Differenz mehr als 10 Mio. US-Dollar 
betrage. 

Als letztes Problem im Kontext der Sicherheits-
leistung nannte Dr. Nina Bayerl die Frage, ob sich 
der Patentnutzer durch eine Sicherheitsleistung 
im Verfahren in die Lizenzwilligkeit „retten“ könne. 
Der BGH ließ dies offen, aber scheine dies nicht 
endlos zuzulassen, sondern fordere für eine fort-
dauernde Lizenzbereitschaft eine lückenlose, zü-
gige Mitwirkung. Im Gegensatz dazu ließ das LG 
München I (Urt. v. 22.01.2026, 7 O 4102/25 – 
Nokia/ASUS) ein solches Vorgehen explizit zu.  

Schließlich wurden die Anforderungen an das 
Angebot des SEP-Inhabers thematisiert. Der BGH 
stellte klar, dass das Angebot des SEP-Inhabers 
nicht FRAND sein müsse. Aufgrund der Tatsache, 
dass das Angebot des SEP-Inhabers am Anfang 
der Verhandlungen stünde, sei vielmehr darauf zu 
schauen, ob sich der SEP-Inhaber am Ende der 
Verhandlungen auf eine FRAND-gemäße Lizenz 
einließe. Das LG München I stellte fest, dass Ver-
gleichslizenzverträge als bevorzugter und genau-
ester Maßstab heranzuziehen seien. Das Gericht 
könne in einem zweiten Schritt eine „Top-Down“-
Analyse anstellen.  

Abseits der Fragestellungen rund um die in Hua-
wei/ZTE entwickelten Prüfungsschritte stellte Dr. 
Nina Bayerl die vielbeachtete Entscheidung des 
LG München I (Urt. v. 19.11.2025, 21 O 8296/25 
– Dolby/Roku) vor, die die erste bekannte einst-
weilige Verfügung auf Basis eines standardessen-
tiellen Patents darstelle. 
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Den Vorträgen folgte eine angeregte Diskussion, 
in der insbesondere auch diskutiert wurde, inwie-
fern den Parteien vonseiten des Gerichts Hilfe-
stellungen zur Bestimmung von FRAND-Raten 
gegeben werden kann. 

 

III. Prozessrechtliche Fragestellungen 

In einem weiteren Themenblock wurde auf die 
Entwicklung der Rechtsprechung des EPG zu 
diversen Verfahrensfragen eingegangen. 

 

1. Reichweite des Beibringungsgrundsatzes 

Jean-Martin Chevalier setzte sich mit den Ent-
wicklungen in der Rechtsprechung hinsichtlich der 
Reichweite des Beibringungsgrundsatzes ausei-
nander. 

Eine der relevanten zu berücksichtigenden Vor-
schriften sei Art. 54 EGPÜ, wonach die Beweis-
last die Partei trage, die sich auf eine Tatsache 
beruft. Durch die R. 171.2 VerfO wird diese Rege-
lung dahingehend ergänzt, dass eine Tatsachen-
behauptung, die von keiner Partei konkret bestrit-
ten wird, als zwischen den Parteien unstreitig gilt. 
Gleichzeitig könne das Gericht die Parteien zur 
Vorlage von Beweismitteln auffordern, vgl. 
R. 172.2, 190 VerfO. 

Nachfolgend nannte Jean-Martin Chevalier einige 
Beispiele aus der Rechtsprechung des Gerichts, 
durch die eine Konkretisierung der Reichweite 
des Beibringungsgrundsatzes eingetreten ist. 

Die Zentralkammer Paris (Entsch. v. 05.11.2024, 
UPC_CFI_315/2023, Ls. 3) habe entschieden, 
dass die Beweislast und Beweisführung hinsicht-
lich der Tatsachen, aus denen sich die Ungültig-
keit des Patents ergibt sowie anderer Umstände, 
die für die Ungültigkeit sprechen, beim Antragstel-
ler lägen. Ferner lege der Kläger den Umfang der 
Prüfung im Rahmen einer Nichtigkeitsklage fest. 
Das Gericht prüfe keine Nichtigkeitsgründe, die 
der Kläger nicht geltend mache, selbst wenn der 
Nichtigkeitsbeklagte auf dieselben einginge.  

Hinsichtlich des Nachweises der fehlenden tech-
nischen Wirkung habe die Zentralkammer Paris 
festgestellt, dass aufgrund der allgemeinen Be-
weislastregelung der Kläger die Beweise für die 
Behauptung des Fehlens einer technischen Wir-
kung vorlegen müsse (Entsch. v. 19.07.2024, 
UPC_CFI_255/2023 + 15/2023, Rn. 124).  

Die Regelungen des Art. 54 EGPÜ und R. 171.2 
VerfO konkretisierend habe die Lokalkammer 
Paris (Entsch. v. 24.10.2025, 
UPC_CFI_612/2024, S. 16; zitierend Lokalkam-
mer Düsseldorf, Entsch. v. 10.07.2025, 
UPC_CFI_213/2025, Ls. 2) festgestellt, dass die 
Behauptung des Antragstellers nach R. 171.2 
VerfO zwar als bewiesen gilt, wenn sie von der 
anderen Partei nicht ausdrücklich bestritten wird, 

jedoch vorausgesetzt ist, dass die behauptende 
Partei Anknüpfungspunkte dafür erbringt. 

Abschließend erwähnte Jean-Martin Chevalier 
noch eine Entscheidung der Lokalkammer Paris, 
die auf die zu berücksichtigende Funktion im 
Äquivalenztest eingeht (Entsch. v. 24.10.2025, 
UPC_CFI_612/2024, S. 17). 

 

2. Spätere Anträge auf Änderung des Patents 

Dr. Jule Schumacher ging nachfolgend auf die 
Möglichkeit eines Antrags auf Änderung des Pa-
tents ein. 

Aus R. 30.1 VerfO bzw. R. 49.2(a) VerfO ergäbe 
sich der Grundsatz, dass der Antrag auf Ände-
rung des Patents mit der Erwiderung auf die Nich-
tigkeitswiderklage bzw. die Nichtigkeitsklage er-
hoben werden müsse. Zu den formalen Anforde-
rungen an einen solchen Antrag gehöre, dass 
Hilfsanträge in der Sprache des Patents, ggf. 
Übersetzungen in der Verfahrenssprache, einge-
reicht würden. Es seien weiterhin Erläuterungen 
z.B. zu Art. 84 EPÜ – also der Klarheit – sowie 
der Gültigkeit der geänderten Ansprüche erforder-
lich. Im Rahmen einer Nichtigkeitswiderklage sei-
en auch Erläuterungen zu einer Verletzung der 
geänderten Ansprüche notwendig.  

R. 30.2 VerfO stellt ausdrücklich fest, dass späte-
re Anträge auf Änderung des Patents nur mit Er-
laubnis des Gerichts zugelassen werden können. 
Das Berufungsgericht (Entsch. v. 25.11.2025, 
UPC_CoA_464/2024 – Meril/Edwards) habe Kri-
terien ausgearbeitet, die auf die Frage, ob einem 
solchen Antrag auf spätere Änderung stattzuge-
ben ist, anzuwenden sind. Diese Kriterien ent-
sprächen im Wesentlichen den Kriterien, die bei 
einer Klageänderung gelten; mithin ob die Ände-
rung bei gebotener Sorgfalt früher hätte vorge-
nommen werden können und ob die andere Par-
tei in ihrer Verfahrensführung unangemessen 
behindert würde. Das Berufungsgericht stellte 
ferner fest, dass dem Gericht erster Instanz ein 
Ermessensspielraum zustünde, sodass das Beru-
fungsgericht nur eine eingeschränkte Überprü-
fungsmöglichkeit habe. 

Die Lokalkammer Mannheim (Entsch. v. 
27.06.2024, UPC_CFI_210/2023 – Panasonic/
Orope) stellte diesbezüglich ferner fest, dass suk-
zessive Änderungsanträge des Patentinhabers 
dem Gegner die Möglichkeit einer frühzeitigen 
Reaktion und dem Gericht die Möglichkeit einer 
eingehenden Prüfung nehmen. Zudem sei ein 
Vorbehalt späterer Änderungsanträge unbeacht-
lich. 

Eine Zurückstellung der Entscheidung über die 
Zulassung eines späten Antrags auf Änderung sei 
beispielsweise dann möglich, wenn die Entschei-
dung bereits eine intensive Auseinandersetzung 
mit der gesamten Akte erfordere (Lokalkammer 
Düsseldorf, Entsch. v. 05.08.2024, 
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UPC_CFI_363/2023 – SeoulViosys/experte-
Commerce). Die Lokalkammer Düsseldorf stelle 
ferner klar, dass spätere Änderungsanträge des 
Patentinhabers keine weitere Frist zur Stellung-
nahme für den Gegner nach R. 32.1 VerfO auslö-
sen. 

Dr. Jule Schumacher stellte auch eine Entschei-
dung der Lokalkammer Hamburg (Entsch. v. 
20.12.2024, UPC_CFI_22/2023 – 10xGenomics/
Vizgen) vor, nach der keine Zulassung des An-
trags erfolge, wenn zwischen dem Grund für die 
Änderung (im vorliegenden Fall eine vorläufige 
Ansicht der Einspruchsabteilung des EPA) und 
der Einreichung des Antrags ca. drei Monate lä-
gen. Zudem sei in diesem Kontext eine objektive 
Betrachtung maßgeblich und es reiche nicht aus, 
wenn der Patentinhaber die Erwartung habe, 
dass dieser späte Antrag ausreichend und zuläs-
sig sei. 

Zuletzt wurde eine Entscheidung der Zentralkam-
mer Mailand (Entsch. v. 15.01.2026, 
UPC_CFI_480/2025 – Fisher & Paykel/Flexicare) 
besprochen. Danach sei es nicht ausreichend, 
wenn als Begründung für die späten Änderungs-
anträge angegeben wird, dass es sich um eine 
Reaktion auf den Klarheitseinwand des Gegners 
gehandelt habe. Die Zentralkammer habe festge-
stellt, dass der Klarheitseinwand hätte vorherge-
sehen werden müssen. 

In der anschließenden Diskussion wurde festge-
stellt, dass die verschiedenen Lokalkammern bis-
her keine einheitliche Rechtsprechungslinie zu 
den Anforderungen an Änderungsanträge auf 
Basis von erteilten Unteransprüchen erarbeitet 
hätten, sodass auch diesbezüglich spannende 
Entwicklungen zu erwarten seien.  

3. „Confidentiality Club“ 

Edger Brinkman referierte sodann zu dem Verfah-
ren vor dem EPG, wenn Geheimhaltungsinteres-
sen involviert sind.  

Aufgrund der Tatsache, dass FRAND-
Lizenzverträge stets „non-discriminatory“ sein 
müssten, bestehe das Bedürfnis, Zugang zu den 
Vergleichslizenzverträgen zu haben. Auf Basis 
der R. 103, R. 172 und R. 190 VerfO könne zur 
Vorlage von Vergleichslizenzverträgen im Verfah-
ren aufgefordert werden. Ein praktisches Problem 
sei dabei, dass fast alle Vergleichslizenzverträge 
einer Geheimhaltungsvereinbarung unterlägen. 
Aufgrund dessen müssen Anhörungen unter Aus-
schluss der Öffentlichkeit erfolgen und es müsse 
entschieden werden, wer Zugang zu den Ver-
gleichslizenzverträgen habe. Die R. 58, 262A Ver-
fO entsprächen in ihrem Wortlaut weitestgehend 
dem des Art. 9 RL/2016/943/EU (Richtlinie zum 
Schutz von Geschäftsgeheimnissen). 

Das Berufungsgericht habe die Zusammenset-
zung des „Confidentiality Clubs“ in der Entschei-
dung „Sun/Vivo“ konkretisiert (Entsch. v. 

26.01.2026, UPC_CoA_755/2025 – Sun/Vivo). 
Beispielsweise solle die Anzahl an Personen nicht 
größer als notwendig sein. 

4. Zwangsvollstreckung vor dem EPG 

Den Vormittag abschließend ging Dr. Nina Bayerl 
auf die Zwangsvollstreckung vor dem EPG ein.  

Das EGPÜ regele die Zwangsvollstreckung nur 
im Ansatz (Art. 63, 64, 82 EGPÜ). Insbesondere 
sei bemerkenswert, dass Art. 82 Abs. 3 EGPÜ für 
die Vollstreckungsverfahren weitestgehend auf 
das nationale Recht der Vertragsmitgliedsstaaten 
verweist. Auch in der VerfO gebe es nur wenige 
spezifische Vorschriften (wie R. 118.8, 354 Ver-
fO). Aufgrund dessen könne man den Eindruck 
gewinnen, dass für die Vollstreckungsverfahren 
vor allem die nationalen Gerichte zuständig seien 
sollen. In der Praxis werde jedoch der Großteil 
der Anordnungen über die Anordnung von 
Zwangsgeldern vollstreckt und dafür sei nach R. 
354.4 VerfO das EPG zuständig. Die nationalen 
Gerichte wären erst zuständig, wenn diese 
Zwangsgelder nicht gezahlt würden. 

Die Probleme bei der Vollstreckung lägen prak-
tisch insbesondere darin, dass Einzelfragen der 
erstinstanzgerichtlichen Entscheidungen ihrem 
Wortlaut nach auslegungsbedürftig seien, bspw. 
hinsichtlich des Umfangs von Auskunfts- und Un-
terlassungsansprüchen. Das EPGÜ und die Ver-
fO sähen nämlich – anders als das nationale 
deutsche Recht – keinen Rechtsschutz für den 
Vollstreckungsschuldner vor, sodass keine Mög-
lichkeit zur gerichtlichen Feststellung der vollstän-
digen Leistung bestünde. 

Gleichzeitig drohe das Gericht sehr hohe 
Zwangsgelder an. Zudem seien die erstinstanzli-
chen Entscheidungen des EPG grundsätzlich 
ohne Vollstreckungssicherheit sofort vollstreck-
bar. Eine Vollstreckungssicherheit werde nur in 
absoluten Ausnahmefällen angeordnet.  

In der anschließenden Debatte wurde das Bedürf-
nis diskutiert, den Schuldnerschutz im Zwangs-
vollstreckungsverfahren weiter auszugestalten. 
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Patentrechtstage 

Lars Wasnick 

Spotlight – Perspektiven im Patentrecht 
(Teil 1) 

Referent: 

Johannes Karcher, BMJV, Berlin 

Neues aus Berlin und Luxemburg 

Den zweiten Teil des Veranstaltungstages eröff-
nete Herr Johannes Karcher mit seinem jährli-
chen Werkstattbericht aus dem Bundesjustizmi-
nisterium. Herr Karcher ist Referatsleiter für das 
Patentrecht und Leiter der Projektgruppe EU-
Patent und Einheitliches Patentgericht beim Bun-
desministerium für Justiz und für Verbraucher-
schutz. 

I. Aktuelle Zahlen, Statistiken und Entwicklun-
gen 

a) Zum Einheitlichen Patentgericht 

Hierzu berichtete er von den jüngsten Zahlen und 
Entwicklungen rund um das neue Einheitspatent 
und des Einheitsgerichts. Im Zeitraum von Juni 
bis Dezember 2025 habe es 370 neue Verfahren 
vor einem UPC-Gericht erster Instanz und 102 
neue Verfahren vor dem Berufungsgericht gege-
ben. Die überwiegende Zahl der neuen erstin-
stanzlichen Verfahren seien Verletzungsklagen 
(185) und Nichtigkeitswiderklagen (111). Zudem 
habe es 47 neue einstweilige Maßnahmen in ers-
ter Instanz gegeben. Die thematische Verteilung 
habe sich dementsprechend auch in der Vertei-
lung der Berufungsverfahren widergespiegelt, 
denn knapp 50% der Berufungsfälle seien Verlet-
zungs- und Nichtigkeitsverfahren (47). Insgesamt 
sei die Zahl der Verfahren seit Juni 2023 für die 
erste Instanz auf 1130 und für das Berufungsge-
richt auf 321 gestiegen, Tendenz weiterhin stei-
gend. Die große Beliebtheit der Verfahren vor den 
deutschen PGL-Lokalkammern setze sich aus 
den letzten zwei Jahren ebenfalls fort. Spitzenrei-
ter sei hier mit knapp 30 % aller Verfahren Mün-
chen, dicht gefolgt von 19,5 % in Düsseldorf und 
13,6 % in Mannheim. Zu betonen sei, dass sich 
die Verfahren vor der Lokalkammer in Den Haag 
stark entwickelt haben und mittlerweile 9,2 % der 
erstinstanzlichen Verfahren dort geführt werden. 
Bei der Verteilung der Fallzahlen müsse man in 
Zukunft etwas mehr darauf achten, dass die Kon-
zentrationstendenzen nicht zu stark werden und 
man Wege finden müsse, dass die Verfahren sich 
einheitlicher auf die jeweiligen Lokalkammern 
verteilen. 

Im Vergleich zum März 2025 habe es einige klei-
nere Neuerungen auf Gesetzesebene gegeben. 
Zu nennen sei die Änderung der Gerichtsgebüh-
ren, die unter anderem einen Inflationsausgleich 
seit 2016 in Höhe von 32 % berücksichtige und 
eine Erweiterung der Streitwertgebühren für die 
einstweiligen Maßnahmen generell. Als zweite 

Neuerung sei die erfolgreiche CMS-Migration zu 
nennen, wodurch das anfängliche System der 
Aktenverwaltung erneuert und ersetzt wurde. Eine 
weitere Neuerung ist die ab 2. Juni 2026 geplante 
Eröffnung des Schieds- und Mediationszentrums 
(PMAC) mit Sitz in Ljubljana und Lissabon, des-
sen Direktor Herr Ales Zalar ist. Die entsprechen-
den Verordnungen über die Kernarbeit des Aus-
schusses wurden bereits überwiegend 2025 ver-
abschiedet, namentlich zu nennen seien hier die 
neue Mediations-, Schieds-, und Schiedsgut-
achtenordnung. Zusätzlich werde es für jede Ord-
nung eine eigene Gebührenordnung geben, an 
denen zum aktuellen Zeitpunkt noch intensiv ge-
arbeitet werde. Die neu eingerichtete Schiedsstel-
le sei für die freiwillige Beilegung aller Rechts-
streitigkeiten über ein Europäisches Patent, Ein-
heitspatent oder ergänzendes Schutzzertifikat, für 
die das EPG ganz oder teilweise zuständig ist, 
möglich. Dies umfasse insbesondere auch Strei-
tigkeiten über Standardessentielle Patente ein-
schließlich der FRAND-Streitigkeiten. Hierfür 
plant das PMAC (unverbindliche) Leitlinien. Das 
Schiedsgutachtenverfahren biete den Streitpartei-
en die Möglichkeit, bestimmte rechtliche, sachli-
che oder technische Fragen einer Streitigkeit von 
einem entsprechend qualifizierten Schiedsgutach-
ter verbindlich durch ein Gutachten beantworten 
zu lassen.  

b) Zum Einheitspatent 

Nicht nur die Zahlen der anhängigen und ent-
schiedenen Verfahren vor den einzelnen EPG-
Gerichten seien erfreulich gestiegen, sondern 
dieser klare Trend zeige sich auch in den Statisti-
ken des EU-Einheitspatents. 

Insgesamt wurden in der EU (Stand Anfang März 
2026) 83818 Anträge gestellt, von denen die aller-
meisten Patente aufgrund der schnellen Bearbei-
tungszeit von in der Regel nur 10 Tagen bereits 
eingetragen wurden. Schon aufgrund der absolu-
ten Zahlen lasse sich der Erfolg des Einheitspa-
tents und auch der spürbare Anklang in der 
Rechtspraxis nach seiner Anlaufphase erkennen. 
Im Vergleich zu den Anträgen aus dem Jahr 2025 
hat sich die Zahl der Eintragungen wie auch 
schon im Jahr zuvor verdoppelt. Interessant sei 
zudem die sogenannte Uptake-Rate, also der 
Anteil der Anträge auf einheitlichen Schutz ge-
messen an den Erteilungen des Europäischen 
Patents, welcher mittlerweile bei 40,7 % läge. 
Dieser Wert lag im März 2025 noch bei 28,7 %.  

Insgesamt zeigte sich Herr Karcher sehr zufrie-
den mit den aktuellen Entwicklungen und sprach 
von einer sehr guten Lage der Patentanmeldun-
gen, denn insbesondere auch der Anteil im mittel-
ständischen Unternehmensbereich und der For-
schungseinrichtungen nehme weiterhin deutlich 
zu. So läge der Anteil von KMU und Forschungs-
einrichtungen am Einheitspatent bei mittlerweile 
41,5 % (KMU) und bei den Forschungseinrichtun-
gen konstant bei ca. 7 %. Dies sei gerade des-
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halb so erfreulich, da sich zeige, dass das Euro-
päische Einheitspatent nicht nur für Großunter-
nehmen und finanziell gut aufgestellte Erfindungs-
einrichtungen, sondern ebenso für finanziell 
„kleinere“ Unternehmen eine gute und zukunfts-
orientierte Patenlösung biete. 

II. Neues zum Patentpaket der Europäischen 
Kommission 

Nach diesen erfreulichen Zahlen widmete sich 
Herr Karcher dem aktuellen Patentpaket der Eu-
ropäischen Kommission. Ziel der EU sei eine flä-
chendeckende Vollharmonisierung des Patent-
rechts. Herr Karcher stellte sodann in einem 
Überblick die neusten Entwicklungen und den 
aktuellen Arbeitsstand der Verordnungsvorschlä-
ge dar.  

1. Zwangslizenzen-Verordnung (VO 2025/2645/
EU) 

Während es sich letztes Jahr bei allen Eckpunk-
ten des Patentpakets noch um Verordnungsvor-
schläge handelte, sei eine der drei Säulen, die 
Zwangslizenz, bereits fertiggestellt. Die Verord-
nung über die Erteilung von Zwangslizenzen für 
das Krisenmanagement („Zwangslizenzen-VO) 
sei verabschiedet worden und trat am 19. Januar 
2026 in Kraft.  

Als Reaktion auf die Corona-Krise ziele die Ver-
ordnung auf eine unionsweite Regelung für die 
Verfügbarkeit von „krisenrelevanten Erzeugnis-
sen“ in Krisenzeiten, was vor allem Schutzausrüs-
tung und Impfstoffe beträfe. Der Anwendungsbe-
reich der neuen Verordnung erstrecke sich auf 
Patente, veröffentlichte Patentanmeldungen, Ge-
brauchsmuster und bereits veröffentlichte Anmel-
dungen von Gebrauchsmustern und auf ergän-
zende Schutzzertifikate. Im Vergleich zu dem Ver-
ordnungsvorschlag vom 27. April 2023 seien die 
Halbleitertechnologien und die Gasbranche aus 
dem Anwendungsbereich gestrichen worden. 

Die Verordnung sähe ein zweistufiges Erteilungs-
verfahren vor. In einem ersten Schritt sei die Akti-
vierung eines Notfall- bzw. Krisenmodus auf EU-
Ebene notwendig. Es seien drei EU-
Kriseninstrumente vorgesehen, für die eine Not-
fallaktivierung möglich sei: eine schwerwiegende 
grenzüberschreitende Gesundheitsgefahr, ein Fall 
einer gesundheitlichen Notlage auf Unionsebene 
oder ein Binnenmarktnotfall.  

Nach der Aktivierung erfolge die Erteilung der 
Zwangslizenz durch die Europäische Kommission 
im Wege eines Durchführungsaktes, der nach 
einem Komitologieverfahren zu erlassen ist (Art. 7 
Abs. 7, Abs. 8, Art. 23 Abs. 3 Zwangslizenzen-
VO). Die wichtigsten Änderungen und Nachbes-
serungen im Vergleich zu dem Verordnungsvor-
schlag seien, neben der Beschränkung des An-
wendungsbereichs, eine Stärkung des Ultima-
Ratio-Charakters der unionsweiten Zwangslizenz. 
Art. 1 Satz 3 Zwangslizenz-VOstelle dabei aus-

drücklich klar, dass die Zwangslizenz nur als letz-
tes Mittel in Betracht komme, wenn nicht inner-
halb eines angemessenen Zeitraums eine freiwilli-
ge Lizenzvereinbarung zwischen Rechteinhaber 
und Lizenzsucher erreicht werden kann, vgl. auch 
Art. 4 lit. c Zwangslizenz-VO. Durch das Komitolo-
gieverfahren würden die Rechte der einzelnen 
Mitgliedstaaten gestärkt, da der Verordnungsent-
wurf lediglich ein Beratungsverfahren der Mit-
gliedstaaten vorgesehen hatte und die fertige Ver-
ordnung nun ein Prüfverfahren vorsähe, womit ein 
Mitgliedstaat den Erlass des Durchführungsaktes 
gegebenenfalls verzögern oder gar verhindern 
könne. 

2. Verordnungsvorschläge zu den ergänzen-
den Schutzzertifikaten (SPCs)  

Größere Probleme bestehen laut Herrn Karcher 
derzeit noch bei der Ausgestaltung der vier Ver-
ordnungen zu den ergänzenden Schutzzertifika-
ten. Ziel sei es weiterhin, eine einheitliche unions-
weite Regelung für ein zentralisiertes Antrags- 
und Erteilungsverfahren sowie ein zentrales Prüf-
verfahren beim EUIPO zu schaffen. Dabei sollen 
europäische SPCs ähnlich wie das Einheitspatent 
einen vollharmonisierten und einheitlichen Schutz 
genießen, sodass einer nationalen Zersplitterung 
der Schutzrechte entgegengewirkt werde.  

Noch zu bewältigende Probleme seien jedoch 
noch die zu klärenden Fragen bezüglich der 
Reichweite des EUIPO als zentrale Entschei-
dungsbehörde. Die Nichtigkeitsklage solle nach 
dem bisherigen Verordnungsvorschlag vor dem 
EUIPO geführt werden, wodurch dann der EuGH 
für die Rechtsmittel zuständig sei. Mittlerweile sei 
man sich jedoch mehrheitlich einig, dass das EUI-
PO zwar die zentrale Erteilungsbehörde sein sol-
le, die Nichtigkeitsklagen jedoch vor dem EPG 
geführt werden sollten. Daher liege der Fokus der 
aktuellen Beratungsgespräche und Ausarbeitun-
gen weithin im Schwerpunkt bei den Verfahrens-
fragen und deren Details.  

Die Stimmen, die nicht für das EUIPO als zentrale 
Behörde seien, befürworteten eine Übertragung 
an das EPA, wobei hier europarechtliche Schwie-
rigkeiten bestehen würden, da die Übertragung 
hoheitlicher Aufgaben an eine externe Organisati-
on auch auf EU-Ebene schwierig sei. Andere 
stimmen plädierten für eine Übertragung an die 
jeweiligen nationalen Prüfungsämter, die dann 
das EU-Recht anwenden sollten.  

Bezüglich der Rechtsmittel sei die bisherige vor-
gesehene pre grant opposition, also die Möglich-
keit der Rechtmitteleinlegung vor Erteilung des 
Schutzrechts, zunehmend auf Kritik gestoßen und 
diese werde es nach Einschätzung von Herrn 
Karcher nicht mit einer Mehrheit in die endgültige 
Verordnung schaffen.  

Zur Frage der Erteilungsbehörde sei ein Gutach-
ten beauftragt worden, welches die Zulässigkeits-
fragen und Möglichkeiten umfassend beantworten 
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werde. Daher bleibe es abzuwarten, ob es am 
Ende tatsächlich das EUIPO werde. 

3. Verordnungsvorschlag zu Standardessenti-
ellen Patenten (SEP) 

Die EU-Kommission hat den Verordnungsvor-
schlag mit Beschluss vom 16. Juli 2025 offiziell 
zurückgenommen. Es sei keine Einigung abseh-
bar. Die Kommission werde prüfen, ob ein weite-
rer Vorschlag vorgelegt oder ein anderer Ansatz 
gewählt wird. Das Europäische Parlament erhob 
daraufhin am 14. November 2025 Klage auf Nich-
tigerklärung des Kommissionsbeschlusses vor 
dem EuGH. Zur Begründung habe das Europäi-
sche Parlament angegeben, dass der Rücknah-
mebeschluss der Kommission gegen Grundsätze 
der begrenzten Einzelermächtigung und des insti-
tutionellen Gleichgewichts verstoße und damit 
auch ein Verstoß gegen die Pflicht zur loyalen 
Zusammenarbeit zwischen den europäischen 
Organen nach Art. 13 Abs. 2 EUV vorläge.  

Das Initiativrecht für einen neuen Vorschlag läge 
allein bei der Europäischen Kommission. 
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Patentrechtstage 

Lars Wasnick 

Spotlight – Perspektiven im Patentrecht 
(Teil 2) 

Referent: 

Dr. Mirko Weinert, HOYNG ROKH MONEGIER, 
Düsseldorf 

Der Schadensersatzanspruch des Patentinha-
bers nach „Polsterumarbeitungsmaschine“ 
und „Verdampfungstrockneranlage“ 

Im Anschluss an Herrn Karcher folgte der Vortrag 
von Rechtsanwalt Dr. Mirko Weinert, der sich mit 
dem Schadensrecht und dem Schadensersatzan-
spruch des Patentinhabers im Lichte der neueren 
Rechtsprechungsentwicklung des Bundesgericht-
hofs befasste. Zentrale Fragen waren hierbei, 
nach welchen Maßstäben sich der durch eine 
Patentverletzung entstandene Schaden bestim-
men lässt. Dabei ging er insbesondere auf die 
Entscheidungen 
"Polsterumarbeitungsmaschine“ (BGH, Urt. v. 
14.11.2023, X ZR 30/21) und 
„Verdampfungstrockneranlage“ (BGH Urt. v. 
07.05.2024, ZR 104/22) ein.  

I. Rechtliche Grundlagen des (Patent-) Scha-
densersatzes 

Die Schadensberechnung im Bereich des geisti-
gen Eigentums und auch im Patentrecht basiere 
auf der dreifachen Schadensberechnung, also der 
Möglichkeit, den Schaden auf drei verschiedene 
Arten zu berechnen. Einerseits bestehe gemäß § 
252 BGB die Möglichkeit, den entgangenen Ge-
winn zurückzuerhalten. Der entgangene Gewinn 
im Sinne des § 252 BGB sei jener Gewinn, der 
nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge oder den 
besonderen Umständen mit Wahrscheinlichkeit 
hätte erwartet werden können. Andererseits eröff-
ne § 139 Abs. 2 PatG die Möglichkeit, den Scha-
den alternativ auf Basis des Verletzergewinns 
oder im Wege der Lizenzanalogie zu bemessen. 
Allen drei Methoden sei gemeinsam, dass sie an 
einen Kausalzusammenhang zwischen der Pa-
tentverletzung und dem eingetretenen wirtschaftli-
chen Nachteil anknüpfen. Traditionell werde die-
ser Zusammenhang anhand der Kategorien der 
Äquivalenz, der Adäquanz und des Schutzzwecks 
der Norm bestimmt. Der Bundesgerichtshof ent-
wickle diese Ansätze jedoch in den besprochenen 
Entscheidungen weiter, indem er eine zusätzliche 
wertende Komponente einführe. 

II. „Polsterumarbeitungsmaschine“ (BGH, Urt. 
v. 14.11.2023, X ZR 30/21) 

Im Zentrum der Entscheidung 
„Polsterumarbeitungsmaschine“ stand nach den 
Erläuterungen von Herrn Weinert ein Sachverhalt, 
in dem die Beklagte Maschinen zur Herstellung 
von Polstermaterial vermietete, die ein patentge-
schütztes Merkmal – einen Sensor zur automati-

schen Nachproduktion am Maschinenausgang – 
aufwiesen. Neben der Vermietung generierte die 
Beklagte weitere Einnahmen durch Zusatzge-
schäfte, insbesondere durch die Lieferung von 
Verbrauchsmaterialien wie Papier, die im Wege 
von weichen Bezugsverpflichtungen vertraglich 
vereinbart wurden. Streitentscheidend war die 
Frage, ob und in welchem Umfang diese Zusatz-
geschäfte bei der Schadensberechnung zu be-
rücksichtigen seien. Besondere Bedeutung habe 
diese Entscheidung auch, da es sich dabei um 
eine Möglichkeit des Bundesgerichtshofs handel-
te, sich nach über 50 Jahren dogmatisch wieder 
zum Schadensersatz für Schutzrechte nach sei-
ner wegweisenden Entscheidung „Dia-Rähmchen 
II“ (BGH, Urt. v. 29.05.1962, I ZR 132/60) zu äu-
ßern.  

Zunächst habe der Bundesgerichtshof in Anleh-
nung an „Dia-Rähmchen II“ in seiner Entschei-
dung klargestellt, dass der Auskunfts- und Rech-
nungslegungsanspruch grundsätzlich ein ak-
zessorischer Hilfsanspruch zum Anspruch auf 
Schadensersatz sei, der bereits dann begründet 
sei, wenn die bloße Möglichkeit bestehe, dass die 
erzielten Umsätze für die Schadenshöhe von Be-
deutung seien.  

Der Bundesgerichtshof habe dann festgelegt, 
dass der Schaden des Patentinhabers in dem 
Entzug einer durch das Patent vermittelten Markt-
chance liege. Der Patentverletzer nutze die durch 
das Schutzrecht eröffnete wirtschaftliche Position 
für eigene Zwecke und entziehe sie gleichzeitig 
dem Patentinhaber. Ziel der Schadensberech-
nung sei es daher, den wirtschaftlichen Wert die-
ser Marktchance zu bestimmen und auszuglei-
chen. Diese Betrachtung führe zu einer wirtschaft-
lich geprägten Schadensdefinition, die über eine 
rein formale und kausale Betrachtung hinausge-
he. 

In Bezug auf die Zurechnung von Gewinnen habe 
der Bundesgerichtshof ausgeführt, dass grund-
sätzlich alle Gewinne zu berücksichtigen seien, 
die in einem ursächlichen Zusammenhang mit der 
Patentverletzung stehen. Allerdings genüge hier-
für nicht allein eine naturwissenschaftlich verstan-
dene Kausalität. Vielmehr habe der Gerichtshof 
das Erfordernis eines „inneren Zusammenhangs“ 
entwickelt, der eine wertende Betrachtung vo-
raussetze. Entscheidend sei, ob der erzielte Ge-
winn auf denjenigen Eigenschaften des Produkts 
beruhe, die durch das verletzte Patent geschützt 
sind.  

Im Hinblick auf Zusatzgeschäfte habe der Bun-
desgerichtshof differenzierte Kriterien entwickelt. 
Einnahmen aus Verträgen, die sich unmittelbar 
auf den Verletzungsgegenstand beziehen, etwa 
Wartungs- oder Leasingverträge, seien regelmä-
ßig zu berücksichtigen, da sie ohne das Inver-
kehrbringen der patentverletzenden Vorrichtung 
nicht zustande gekommen wären. Gleiches gelte 
für Geschäfte mit Produkten, die funktional auf 
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den Verletzungsgegenstand abgestimmt sind, 
etwa Verbrauchsmaterialien, insbesondere wenn 
der Bezug aus einer Hand wirtschaftliche Vorteile 
biete. Demgegenüber seien Gewinne aus völlig 
anderen Geschäftsbereichen, etwa Reinvestiti-
onsgewinne, nicht zurechenbar, da ihnen der er-
forderliche sachliche Bezug zum Schutzrecht 
fehlt. 

Von erheblicher praktischer Bedeutung sei zudem 
die Aussage des Bundesgerichtshofs zur zeitli-
chen Reichweite des Schadensersatzanspruchs. 
Der Gerichtshof lehne eine Beschränkung auf 
Gewinne ab, die während der Laufzeit des Pa-
tents erzielt wurden. Vielmehr könnten auch sol-
che Schäden ersatzfähig sein, die erst nach Ab-
lauf des Schutzrechts eintreten, sofern sie kausal 
auf die frühere Verletzungshandlung zurückzufüh-
ren sind. Begründet werde dies damit, dass der 
Schaden bereits in der rechtswidrigen Nutzung 
der Marktchance angelegt ist und sich deren wirt-
schaftliche Auswirkungen auch zeitlich verzögert 
realisieren können. 

Eng verknüpft mit der Schadensberechnung sei 
daher der Auskunfts- und Rechnungslegungsan-
spruch. Der Bundesgerichtshof qualifiziere diesen 
als akzessorischen Hilfsanspruch, dessen Reich-
weite sich danach bestimme, ob die Möglichkeit 
besteht, dass die betreffenden Informationen für 
die Bezifferung des Schadens relevant sind. Die-
se Schwelle sei bewusst niedrig angesetzt, so-
dass der Patentinhaber grundsätzlich umfassen-
de Auskünfte verlangen kann, solange ein Zu-
sammenhang mit der Verletzung nicht fernliegend 
erscheint. Die eigentliche Prüfung der Kausalität 
werde damit weitgehend in das spätere Scha-
denshöheverfahren verlagert. 

III. „Verdampfungstrockneranlage“ (BGH Urt. 
v. 07.05.2024, ZR 104/22) 

Im weiteren Verlauf des Vortrags widmete sich 
Herr Weinert der Entscheidung 
„Verdampfungstrockneranlage“ des Bundesge-
richtshofs die sich insbesondere mit der räumli-
chen Reichweite des Schadensersatzanspruchs 
sowie der Zurechnung von Gewinnen bei grenz-
überschreitenden Sachverhalten befasse. Aus-
gangspunkt sei ein Sachverhalt gewesen, in dem 
die Beklagte mit Sitz in Deutschland im Jahr 2012 
einem Kunden in Schweden die Errichtung einer 
Wirbelschicht-Verdampfungstrockneranlage an-
geboten habe. Dieses Angebot habe sich später 
realisiert, indem die Anlage im Jahr 2013 in 
Schweden errichtet, in Betrieb genommen und 
vollständig bezahlt worden sei. In einem vorange-
gangenen Patentverletzungsprozess seien die 
deutschen Gerichte allerdings lediglich zu dem 
Ergebnis gelangt, dass eine Verletzungshandlung 
in Form des Anbietens im Inland vorgelegen ha-
be, während die eigentliche Durchführung des 
Projekts im Ausland stattgefunden habe. 

Im anschließenden Schadenshöheverfahren habe 
die Klägerin Schadensersatz in Höhe von zwei 

Millionen Euro geltend gemacht und diesen unter 
anderem auf den Verletzergewinn sowie hilfswei-
se auf entgangenen Gewinn und Lizenzanalogie 
gestützt. Die Vorinstanzen hätten die Klage je-
doch abgewiesen und zur Begründung darauf 
abgestellt, dass die im Ausland erzielten Gewinne 
außerhalb des Schutzzwecks des deutschen Pa-
tentrechts lägen. Insbesondere sei argumentiert 
worden, dass das Territorialitätsprinzip einer Ein-
beziehung solcher Gewinne entgegenstehe, da 
sich das Patent nur auf das Inland erstrecke. 

Der Bundesgerichtshof habe diese Auffassung 
nicht geteilt und die Entscheidungen aufgehoben. 
Er habe zunächst klargestellt, dass für die Scha-
densberechnung grundsätzlich alle Gewinne zu 
berücksichtigen seien, die in einem ursächlichen 
Zusammenhang mit der Patentverletzung stehen. 
Dabei habe er betont, dass eine bloße adäquate 
Kausalität nicht ausreiche, sondern – in Fortfüh-
rung der Grundsätze aus der Entscheidung 
„Polsterumarbeitungsmaschine“ – ein „innerer 
Zusammenhang“ zwischen der Verletzungshand-
lung und dem erzielten Gewinn erforderlich sei. 
Dieser innere Zusammenhang liege insbesondere 
dann vor, wenn der Gewinn auf denjenigen Ei-
genschaften des angebotenen oder gelieferten 
Produkts beruhe, die durch das verletzte Patent 
geschützt sind. 

Für den konkreten Fall habe der Bundesgerichts-
hof ausgeführt, dass ein solcher Zusammenhang 
regelmäßig gegeben sei, wenn ein Vertrag auf-
grund eines patentverletzenden Angebots zustan-
de komme. Das im Inland erfolgte Anbieten stelle 
dabei die maßgebliche Verletzungshandlung dar, 
die den späteren wirtschaftlichen Erfolg im Aus-
land ursächlich auslöse. Entscheidend sei mithin 
nicht der Ort der Leistungserbringung oder der 
Gewinnrealisierung, sondern die wirtschaftliche 
Verknüpfung zwischen dem inländischen Angebot 
und dem späteren Geschäftserfolg. In diesem 
Zusammenhang habe der Bundesgerichtshof her-
vorgehoben, dass ein Schaden bereits dann ein-
trete, wenn das Angebot tatsächlich zu einem 
Geschäftsabschluss oder zu entsprechenden Lie-
ferungen führe. 

Von besonderer dogmatischer Bedeutung sei die 
Feststellung des Gerichts gewesen, dass weder 
der Vertragsschluss noch die Durchführung des 
Vertrags selbst eine eigenständige Patentverlet-
zung darstellen müssten, um in die Schadensbe-
rechnung einbezogen werden zu können. Viel-
mehr genüge es, dass diese Vorgänge wirtschaft-
liche Folgen der im Inland begangenen Verlet-
zungshandlung seien. Damit löse sich der BGH 
bewusst von einer streng territorialen Betrachtung 
einzelner Handlungen und stelle stattdessen auf 
eine wirtschaftliche Gesamtbetrachtung ab. 

Im Hinblick auf das Territorialitätsprinzip habe der 
BGH ausgeführt, dass dieses durch die Einbezie-
hung ausländischer Gewinne nicht verletzt werde. 
Der Grund hierfür liege darin, dass der haftungs-
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begründende Anknüpfungspunkt weiterhin die im 
Inland begangene Patentverletzung bleibe. Die im 
Ausland erzielten Gewinne würden lediglich als 
Folge dieser Verletzungshandlung berücksichtigt, 
ohne dass das deutsche Patentrecht unmittelbar 
auf ausländische Sachverhalte angewendet wer-
de. Diese Argumentation ermögliche es, grenz-
überschreitende wirtschaftliche Zusammenhänge 
sachgerecht zu erfassen, ohne die dogmatischen 
Grundlagen des Immaterialgüterrechts aufzuge-
ben. 

Darüber hinaus habe der BGH darauf hingewie-
sen, dass bei mehreren potenziell relevanten 
Handlungen eine wertende Zuordnung zwischen 
den einzelnen Handlungen und den erzielten Ge-
winnen vorzunehmen sei. Dies gelte sowohl für 
mehrere Verletzungshandlungen als auch für 
Konstellationen, in denen patentverletzende und 
patentfreie Handlungen nebeneinanderstünden. 
Auch insoweit komme dem Kriterium des inneren 
Zusammenhangs eine zentrale Bedeutung zu, da 
es eine differenzierte Zurechnung ermögliche. 

Im Rahmen der Lizenzanalogie habe der Bundes-
gerichtshof schließlich klargestellt, dass sich die 
fiktive Lizenzgebühr an der konkreten Verlet-
zungshandlung zu orientieren habe. Maßgeblich 
sei daher, welche Vergütung vernünftige Parteien 
für das bloße Anbieten der patentgeschützten 
Lehre im Inland vereinbart hätten. Auch hier wer-
de deutlich, dass der wirtschaftliche Wert der Nut-
zungshandlung im Vordergrund stehe und nicht 
die formale Einordnung einzelner Verwertungs-
schritte. 

Zusammenfassend hob Herr Weinert vor, dass 
die Entscheidung „Verdampfungstrockneranlage“ 
die bereits in der Rechtsprechung angelegte Ten-
denz zu einer wirtschaftlichen Betrachtungsweise 
konsequent fortführe. Insbesondere erweitere sie 
die Reichweite des Schadensersatzanspruchs auf 
grenzüberschreitende Sachverhalte, indem sie 
die Zurechnung von Gewinnen nicht an territoriale 
Grenzen, sondern an den inneren Zusammen-
hang mit einer inländischen Verletzungshandlung 
knüpfe. Damit werde der Schutz des Patentinha-
bers effektiv gestärkt, zugleich aber auch die dog-
matische Diskussion über die Grenzen dieser 
Zurechnung weiter intensiviert. 

IV. Gesamtwürdigung und Fazit 

Daran anknüpfend verdeutlichte Herr Weinert 
nochmals, dass der Bundesgerichtshof mit den 
besprochenen Entscheidungen den Schadensbe-
griff im Patentrecht neu ausgerichtet habe. Zent-
ral sei dabei die Figur des „Entzugs der Markt-
chance“, die als maßgeblicher Vermögensnachteil 
definiert werde. Diese Marktchance werde aller-
dings abstrakt bestimmt und sei nicht davon ab-
hängig, ob der Patentinhaber sie tatsächlich 
selbst hätte nutzen können. 

Zugleich habe der BGH den Kausalitätsmaßstab 
erweitert, indem er neben Äquivalenz und Adä-

quanz einen inneren Zusammenhang fordere. 
Dieser ermögliche eine wertende Zurechnung und 
eröffne zugleich einen erheblichen Spielraum für 
die Einbeziehung unterschiedlichster Gewinnquel-
len. Insbesondere Zusatzgeschäfte, Folgege-
schäfte und auch grenzüberschreitende Sachver-
halte könnten auf diese Weise in die Schadens-
berechnung einbezogen werden. 

Die praktische Konsequenz dieser Rechtspre-
chung liege in einer deutlichen Ausweitung des 
Schadensersatzanspruchs. Gleichzeitig führe die 
weite Auslegung des Auskunftsanspruchs dazu, 
dass viele Zurechnungsfragen erst im Rahmen 
des Schadenshöheverfahrens geklärt würden. 
Dies habe zur Folge, dass bereits im Erkenntnis-
verfahren ein erheblicher Druck auf den Verletzer 
ausgeübt werde, umfassende Informationen of-
fenzulegen. 

Abschließend zeige sich, dass sich das Patent-
recht zunehmend von einer formalistischen Be-
trachtung hin zu einer wirtschaftlich geprägten 
Analyse entwickle. Der Schadensersatzanspruch 
diene nicht nur dem Ausgleich konkreter Verluste, 
sondern auch der Abschöpfung unrechtmäßig 
erlangter Vorteile und damit mittelbar der Präven-
tion von Rechtsverletzungen. 
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Patentrechtstage 

Dr. Linn-Karen Fischer 

Workshop: Patentschutz und KI 

Referenten:  

Dr.-Ing. Andreas Eisele, WITTEWELLER Patent-
anwälte, Stuttgart 

Marc Geiger, Gleiss Lutz, Stuttgart 

Dr. Bernd Läßiger, DPMA, München 

Künstliche Intelligenz (KI) ist kein bloßes Schlag-
wort – sie hat den patentrechtlichen Alltag verän-
dert und wird ihn künftig weiter prägen. Die be-
reits eingeleiteten Prozesse geben Anlass, den 
derzeitigen Praxisstand näher zu beleuchten. Da-
zu berichteten Marc Geiger aus der Perspektive 
einer Wirtschaftskanzlei, Dr. Bernd Läßiger aus 
der Perspektive des Deutschen Patent- und Mar-
kenamtes (DPMA) sowie Andreas Eisele aus der 
Perspektive eines Patentanwalts. Unisono teilten 
die Referenten die Überzeugung, dass KI nicht 
dazu gedacht ist, menschliche Tätigkeit zu substi-
tuieren. Das Hauptaugenmerk liege darin, 
menschliches Schaffen gezielt zu unterstützen. 
Insofern seien die eingesetzten Systeme rein as-
sistierende Werkzeuge und mithin menschen-
zentriert.  

I. KI-Werkstattbericht aus der Perspektive ei-
ner Wirtschaftskanzlei 

Herr Geiger wies ganz grundlegend darauf hin, 
dass der Einsatz von KI keinen Selbstzweck er-
füllt. Vielmehr seien die neuen Technologien da-
ran zu messen, ob sie sinnvoll in die Mandatsar-
beit, d.h. vor allen Dingen zeit- und kosteneinspa-
rend, eingebunden werden könnten. Anwen-
dungsfälle und Technologien müssten stets zu-
sammenpassen. In diesem Zusammenhang un-
terschied Herr Geiger zwischen regelbasierten 
Verfahren, dem Machine Learning sowie der ge-
nerativen KI. Dabei eigneten sich regelbasierte 
Verfahren insbesondere dafür, Sachverhaltsinfor-
mationen strukturiert abzufragen bzw. aufzuberei-
ten. Über Systeme, die auf maschinellem Lernen 
aufbauten, ließen sich beispielsweise Klauseln 
aus Vertragsdokumenten extrahieren. Generati-
ver KI erziele vor allem in der Textanalyse sowie 
in der Dokumentenverarbeitung gute Ergebnisse. 
Auch virtuelle Datenräume könnten mit KI ange-
reichter werden, sodass die Inhalte eine gewisse 
Vorstrukturierung erfahren könnten. Abhängig 
vom zu lösenden Problem sowie der dazugehöri-
gen Fragestellung komme dabei entweder ein 
generelles oder aber ein spezifisch juristisches 
Modell zur Anwendung. Bei Anwältinnen und An-
wälten erfreuten sich besonders diejenigen Mo-
delle großer Beliebtheit, die besonders nah an der 
eigentlichen Arbeit seien – u.a. durch Integration 
in bestehende Arbeits-Tools. Für die eigenen Be-
dürfnisse ließen sich auch sog. KI-Agenten konzi-
pieren. Hierbei handelt es sich um autonome 

Softwareprogramme, die Informationen sammeln, 
analysieren, „Entscheidungen“ treffen und Aktio-
nen durchführen können. Sie könnten insbeson-
dere für repetitive oder gleichförmige Aufgaben 
eine große Arbeitserleichterung bedeuten. 

Insgesamt plädierte Herr Geiger für einen verant-
wortungsvollen Umgang mit KI. Wichtig sei es, 
sich vor der Nutzung mit den Stärken und Schwä-
chen der Systeme auseinanderzusetzen. Oftmals 
fehle es an Transparenz. Informationen zu Trai-
ningsdatensätzen seien nicht öffentlich einsehbar, 
obwohl das Training für die Funktionsweise ganz 
maßgeblich sei. Überhaupt basiere generative KI 
auf Statistik. Ihre Antworten seien dementspre-
chend nicht das Ergebnis juristischer Denkpro-
zesse. Bei komplexen Verfahren, die möglicher-
weise großes Kontextverständnis erforderten, 
stoße KI derzeit ebenfalls (noch) an ihre Grenzen. 
Aus all diesen Aspekten könne nur eine Schluss-
folgerung gezogen werden: Jegliche mit Unter-
stützung von KI bearbeiteten Aufgaben müssten 
in einem finalen Schritt einer menschlichen Kon-
trolle vorbehalten bleiben. 

Herr Geiger prognostizierte sodann, dass eine 
nachhaltige und mandantengewinnbringende KI-
Anbindung mit Differenzierungspotential vor allem 
dann gelingen wird, wenn bestehende Modelle 
auf die eigenen Bedürfnisse angepasst und kon-
fektioniert werden. Die Zukunft werde sicherlich 
noch leistungsstärkere Technologien hervorbrin-
gen. In dieser Hinsicht habe der ganz große KI-
Einschlag noch nicht stattgefunden. 

II. Anwendung der KI im DPMA 

Dr. Bernd Läßiger ließ die Zuhörerschaft sodann 
daran teilhaben, wann und wie das DPMA bei der 
Patentprüfung KI anzuwenden pflegt. Im Zusam-
mengang mit den neuen Technologien orientiere 
sich das Amt an folgenden übergeordneten Leitli-
nien: KI dürfe nur unterstützend zum Einsatz 
kommen. Alle endgültigen Entscheidungen müsse 
die Prüfungsstelle selbst treffen. Kommerzielle 
Produkte sollten nur genutzt werden, sofern dies 
notwendig sei. Zudem müssten externe Produkte 
an die interne proprietäre Recherche-Software 
sowie elektronische Aktenbearbeitung angepasst 
bzw. hierin integriert werden. Erfahrene Patent-
prüferinnen und Patentprüfer würden darüber 
hinaus in die Softwareentwicklung und -
umsetzung eingebunden. In der Kommunikation 
mit den Ingenieurinnen und Ingenieuren übernäh-
men sie gewissermaßen eine Übersetzungsfunkti-
on. Hausinterne Fortbildungen (Train-the-Trainer-
Konzept) sorgten für Produktivität und Qualität. 

Zeichnet man die einzelnen Prüfungsetappen vor 
dem DPMA nach, beginnen die Arbeitsschritte mit 
Erhalt einer Patentanmeldung. Umgehend nach 
der Anmeldung muss das potentiell zu schützen-
de Recht klassifiziert werden; von der IPC Klassi-
fizierung hängt nach der Geschäftsverteilung die 
Zuständigkeit der Prüfungsstelle ab. Um diesen 
Prozess zu erleichtern, setze das DPMA auf eine 
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KI-basierte und zugleich automatisierte Vorklassi-
fikation. Auf Grundlage des Vorschlags könne die 
Anmeldung einer bestimmten Patentabteilung 
zugeordnet werden. Ein Klassifikationsteam neh-
me dann die finale Feinklassifikation vor. 

Im nachgeschalteten Prüfungsverfahren müssen 
die zuständigen Stellen den Stand der Technik 
ermitteln und Prüfungsbescheide erstellen. Hier-
für nutzt das DPMA u.a. das Recherchetool DE-
PATISnet. Die im amtsinterne Dokumentenarchiv 
DEPATIS hinterlegten Patentveröffentlichungen 
stammen jedoch zu einem großen Anteil aus dem 
asiatischen Sprachraum (insbesondere China und 
Japan). Im September 2025 waren etwa 85 Millio-
nen Dokumente übersetzungsbedürftig. Dies sei 
ein weiteres Anwendungsfeld für KI im DPMA. 
Die fremdsprachige Patentliteratur werde maschi-
nell übersetzt. Gute Ergebnisse habe das Tool 
WIPO Translate erzielt, das mithin seit 2018 zum 
Einsatz komme. Da sich die Software ständig 
weiterentwickele, würden auch die Dokumente 
periodisch (neu) übersetzt. Für die Öffentlichkeit 
seien die Inhalte seit 2023 freigegeben. Mittelfris-
tig sei das Ziel, eine komplett englischsprachige 
Datenbank aufzubauen. Für die Patentrecherche 
selbst stehe ebenfalls ein KI-Tool zur Verfügung: 
die INTERGATOR Patentrecherche. Herr Dr. Lä-
ßiger wies darauf hin, dass es sich hierbei um ein 
kommerzielles Produkt handelt, das auf die spezi-
elle Nutzung des DPMA geformt wird. Die dahin-
terstehende Technik ist vektorbasiert. Bei der 
Suche könnten jegliche Dokumente aufgefunden 
werden, die den eingegebenen Suchbegriffen am 
nächsten kämen. Ein großer Vorteil der KI-
gestützten Patentrecherche sei, dass die Suchzeit 
stets gleichbleibe – unabhängig von der Doku-
mentenanzahl und unabhängig von der Anzahl an 
eingegebenen Suchbegriffen. Darüber hinaus 
finde das Tool dank der Vektorzuordnung ähnli-
che Begriffe und ähnliche Dokumente. Als Nach-
teil des Systems ordnete Herr Dr. Läßiger die 
teilweise fehlende Reproduzierbarkeit der Sucher-
gebnisse sowie generell den berühmten Blackbox
-Charakter von KI ein. Je nach Fachbereich vari-
iere sogar die Qualität der Ergebnisse. Überge-
ordnetes Ziel sei es, INTERGATOR und DEPA-
TIS möglichst effektiv zu verbinden, sprich die 
Ähnlichkeitssuche in DEPATIS zu integrieren und 
sodann die KI-gestützte Recherche mit der regel-
basierten Recherche zu kombinieren. Als arbeits-
erleichternd stufte Herr Dr. Läßiger die sog. 
Presearch ein. Es handelt sich hierbei um eine 
Suche nach Dokumenten, die ähnlich zur Patent-
anmeldung sind. Dafür müsse die Prüferin oder 
der Prüfer lediglich die Anmeldenummer einge-
ben. Die Presearch ziehe sich aus dem elektroni-
schen Aktenverarbeitungsprogramm sodann An-
sprüche und Beschreibung und übertrage sie in 
eine KI-Suchmaschine. Das Suchergebnis werde 
in einem letzten Schritt in DEPATIS integriert. 
Herr Dr. Läßiger erachtet die Presearch als einen 
guten Startpunkt für die Patentsuche. Im Kontext 
deutscher Anmeldungen seien etwa 50 % der 

Dokumente verwertbar. 

Für die Entscheidungsfindung, ob ein Patent er-
teilt werden kann, habe das DPMA schließlich 
eine eigene Anwendung entwickelt. Herr Dr. Läßi-
ger bezeichnete sie als „Checking Claims“. Mit 
Hilfe dieser Anwendung könne eine automatisier-
te Formalprüfung durchgeführt werden. Patentan-
sprüche ließen sich so auf Konsistenz (z.B. hin-
sichtlich der Nummerierung, der Rückbezüge im 
Anspruchssatz, der Bezugszeichenzuordnung 
oder der Benutzung von bestimmten und unbe-
stimmten Artikeln) und Klarheit (z.B. hinsichtlich 
der technischen Merkmale) untersuchen. Herr Dr. 
Läßiger betonte in diesem Zusammenhang, dass 
auch die „Checking Claims“ nahtlos in das elekt-
ronische Aktenbearbeitungssystem integriert wer-
den können. 

III. Praxisperspektiven eines Patentanwalts 

Auch Herr  Eisele setzt auf aktuelle Technologie-
lösungen, um in seiner Funktion als Patentanwalt 
Mehrwert zu schaffen. Für ihn steht fest, dass KI 
künftig allgegenwärtig sein wird. Der Unterschied 
werde daher nicht darin liegen, KI überhaupt zu 
nutzen, sondern KI strukturiert, reflektiert und ver-
antwortungsvoll einzusetzen. Neben genereller KI 
sowie KI für die Rechtsbranche seien mittlerweile 
patentspezifische Tools auf dem Markt. Lohnens-
wert sei in jedem Fall ein Blick hinter die Kulissen. 
Vor allem Anbieter, die damit würben, Patentan-
meldungen schreiben zu können, seien oft nur 
Wrapper. Hierbei handelt es sich um Tools, hinter 
denen kein eigenes Sprachmodell steht. Sie stel-
len nur ein Interface bereit und vereinfachen das 
Prompting. Vorsicht solle man walten lassen, so-
fern nicht erkennbar sei – wie nicht selten der Fall 
– auf welche Sprachmodelle die Wrapper selbst 
zurückgriffen. Als vielversprechend bezeichnete 
Herr  Eisele das Softwaresystem Retrieval-
Augmented Generation (RAG). Hierüber können 
Sprachmodelle mit externen Datenquellen ver-
bunden werden. In der Anwendung könne man so 
von präziseren, aktuelleren und kontextbezoge-
nen Antworten profitieren. 

Ein sinnvolles Nutzungsfeld für KI in der Patent-
anwaltspraxis liege derzeit in der Volltextüberset-
zung. Der Umfang menschlicher Kontrolle sei in 
diesem Zusammenhang abhängig davon, für wel-
che Zwecke die Übersetzung benötigt werde. 
Komme es, wie bei der Patentanmeldung, auf die 
Verwendung einheitlicher Termini an, könne die-
ses Erfordernis beispielsweise über entsprechend 
aussagekräftige Prompts eingebettet werden. 
Ganz generell könnten Übersetzungen verschie-
dene Modelle durchlaufen und auf diese Weise 
auf ihre Konsistenz hin überprüft werden. Für Zei-
tersparnisse können die neuen Technologien laut 
Herrn  Eisele ferner in Recherchesachen sorgen. 
Zusätzliche biete die KI gestützte Recherche die 
Möglichkeit, über den Stand der Technik zu chat-
ten, d.h. Gegenfragen zu stellen und damit in den 
Austausch zu treten. Passende und hilfreiche 
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Suchstrings ließen sich ebenfalls gut über 
Sprachmodelle generieren. Derzeit allerdings 
noch nicht imstande seien KI-Tools, einreichungs-
fähige Patentanmeldungen zu verfassen. Sie 
könnten aber bei der Einarbeitung in ein neues 
Thema helfen und ganz wesentlich zur Qualitäts-
sicherung beitragen (z.B. durch Prüfung der Kon-
sistenz der Bezugszeichen). Auch die von KI ver-
fassten Bescheidserwiderungen verfingen nur 
bedingt. In diesem Zusammenhang merkte Herr  
Eisele an, dass die von KI produzierten Texte auf 
den ersten Blick oftmals sehr gefällig klingen. 
Sich hiervon zu lösen, fiele nicht immer leicht, 
selbst wenn die Erwiderung bei genauerer Be-
trachtung doch nicht die beste Lösung für die 
Mandantschaft vermittele.  

Abseits dieser Problematik, auch confirmation 
bias genannt, wies Herr Eisele auf das Risiko von 
Halluzinationen hin. Einige Sprachmodelle neig-
ten zudem zur „Gefallsucht“. Im Hinblick auf die 
Wahl der KI-Lösung sollten für den Umgang mit 
sensiblen Daten möglicherweise lokal gehostete 
Modelle bevorzugt werden. Überhaupt sei Trans-
parenz gegenüber der Mandantschaft ein wichti-
ger Faktor. 

III. KI: Ein Thema am Puls der Zeit 

Dass das Thema KI auch die Zuhörerschaft in 
besonderem Maße beschäftigt, zeigte die sich an 
die Vorträge anschließende angeregte Diskussi-
on.  

Für Verunsicherung bei den Patentrechtspraktike-
rinnen und -praktikern hatte zuletzt die seitens 
des DPMA veröffentlichte Mitteilung Nr. 1/26 vom 
2. März 2026 gesorgt. Hierin wurde angeregt, 
Recherche- oder Prüfungsanträge erst nach Of-
fenlegung der eigenen Anmeldung zu stellen. Auf 
diese Weise könne das Restrisiko, dass Informati-
onen in nicht offengelegten Patentanmeldungen 
nicht der Öffentlichkeit zugänglich gemacht wer-
den, vermieden werden. Zu dieser Empfehlung 
gab Herr Dr. Läßiger bewusst Entwarnung. Er 
schätze das Restrisiko als gering ein. ChatGPT 
werde in jedem Falle nicht als externe elektroni-
sche Recherchequelle zur Rate gezogen.  

Mit Blick auf die ebenfalls für KI sensibilisierte 
Mandantschaft wurde angeraten, Beratungspro-
zesse möglichst offen darzulegen. Nicht nur in 
Massenverfahren, die ein geeignetes Anwen-
dungsfeld für die neuen Technologien darstellten, 
sondern ganz generell könne die Kommunikation 
über eine Bereitstellung von Schnittstellen ver-
bessert werden. Das DPMA arbeite auch in dieser 
Hinsicht an zukunftsträchtigen sowie anwenderin-
nen- und anwenderfreundlichen Lösungen. 
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Patentrechtstage 

Tom Linge 

Ausgewählte Rechtsprechung der Instanzge-
richte in Patentverletzungssachen 

Referenten: 

Stephan Fricke, OLG Düsseldorf 

Dr. Holger Kircher, OLG Karlsruhe 

Der zweite Tag der 24. Düsseldorfer Patent-
rechtstage stand traditionell ganz im Zeichen der 
aktuellen Rechtsprechung. Behandelt wurden 
dabei nicht nur die Entscheidungen der Instanz-
gerichte, sondern auch die jüngere Entschei-
dungspraxis des EPA, des EPG und des BGH. 
Den Auftakt bildete die Rechtsprechung der In-
stanzgerichte, zu der Beiträge aus Düsseldorf und 
Karlsruhe präsentiert wurden. 

Rechtsprechung des OLG Düsseldorf 

Herr Fricke stellte in seinem Vortrag aktuelle Ent-
scheidungen des Oberlandesgerichts Düsseldorf 
aus dem Patent- und Gebrauchsmusterrecht vor 
und arbeitete dabei insbesondere Fragen des 
Schadensersatzes, der Verjährung sowie des 
Umfangs von Auskunfts- und Rechnungslegungs-
ansprüchen heraus. Im Mittelpunkt standen meh-
rere Entscheidungen des 2. Zivilsenats. 

I. Hinweis- und Auflagenbeschluss des OLG 
Düsseldorf vom 13.11.2025 in der Sache I-2 U 
51/24 

Gegenstand des zugrunde liegenden Patents war 
ein Zirconium-Cer-Verbundoxid mit bestimmter 
chemischer Zusammensetzung und spezifischen 
Oberflächen vor und nach der Kalzinierung. Die 
Beklagte hatte Cer-Zirkonium-Mischoxidprodukte 
vertrieben und an ein Unternehmen geliefert, das 
hieraus einen „Washcoat“ zur Beschichtung tem-
peraturstabiler Wabenkörper herstellte. Herr Fri-
cke erläuterte, dass der kommerziellen Beliefe-
rung ein mehrjähriger, branchenüblicher Qualifi-
zierungsprozess vorausging, in dessen Verlauf 
verschiedene Produktproben abgestimmt und 
schließlich ein bestimmtes Produkt ausgewählt 
worden war. Die Klägerin sah in dessen Vertrieb 
eine Patentverletzung. Nachdem die Beklagte im 
Vorprozess bereits dem Grunde nach zum Scha-
densersatz verurteilt worden war, machte die Klä-
gerin den Schaden nunmehr der Höhe nach gel-
tend und berechnete ihn in erster Linie nach dem 
entgangenen Gewinn, hilfsweise begehrte sie 
Herausgabe des Verletzergewinns.  

Das Landgericht sprach der Klägerin Schadenser-
satz zu und legte dabei die Berechnung nach 
dem entgangenen Gewinn zugrunde. Gegen die-
se Entscheidung wandte sich die Beklagte mit 
ihrer Berufung. 

Herr Fricke hob hervor, dass der Senat die Auf-
fassung vertreten habe, das Landgericht habe 

dem Hauptantrag auf Ersatz des entgangenen 
Gewinns nicht ohne vorherige Beweisaufnahme 
stattgeben dürfen. Maßgeblich seien insoweit 
§ 252 BGB und § 287 ZPO. Der Anspruch auf 
Ersatz des entgangenen Gewinns setze voraus, 
dass ohne die Patentverletzung nach dem ge-
wöhnlichen Lauf der Dinge oder nach den beson-
deren Umständen des Einzelfalls mit Wahrschein-
lichkeit ein Gewinn erzielt worden wäre. Entschei-
dend sei damit der hypothetische Kausalverlauf 
ohne die Verletzungshandlung. Dabei komme 
dem Geschädigten zwar eine Beweiserleichte-
rung zugute. Er müsse nur diejenigen Umstände 
darlegen und beweisen, aus denen sich die 
Wahrscheinlichkeit des Gewinneintritts ergebe. 
Herr Fricke betonte jedoch, dass jedenfalls die 
erforderlichen Anknüpfungstatsachen dargelegt 
und im Falle des Bestreitens vom Geschädigten 
bewiesen werden müssten. Für die Schätzung 
des entgangenen Gewinns müsse der Geschä-
digte seine Kalkulation offenlegen. Die bloße Be-
rufung auf Gewinnmargen reiche nicht aus, wenn 
die zugrunde liegenden Kalkulationsdaten nicht 
offengelegt werden. Deshalb müsse der Kläger 
auch die Ausgangsdaten in das Verfahren einfüh-
ren, auf die sich ein von ihm beauftragter Privat-
gutachter stützt. 

II. Entscheidung „Anilox-Walze“ des OLG Düs-
seldorf vom 8.01.2026 in der Sache I-2 U 69/24  

Diese betraf ein Klagegebrauchsmuster zu einer 
Anilox-Walze für eine Flexo-Druckvorrichtung. Im 
Zentrum stand ein Merkmal, wonach die Fluidver-
teilungsstruktur einen einzigen in der Oberfläche 
gebildeten Kanal zum Verteilen des Fluids aufwei-
sen sollte. Herr Fricke arbeitete heraus, dass den 
Beklagten im Verletzungsprozess die Obliegen-
heit treffe, sich wahrheitsgemäß dazu zu erklären, 
ob und gegebenenfalls welches Anspruchsmerk-
mal durch die angegriffene Ausführungsform nicht 
verwirklicht sein solle. Zwar könne dies zunächst 
noch pauschal erfolgen. Erst wenn der Beklagte 
sich in dieser Weise konkret einlasse, werde der 
Vortrag streitig, sodass der Kläger seine Verlet-
zungsbehauptung weiter substantiieren müsse. 
Nach der vom Senat vertretenen Auffassung ge-
nüge es nicht, sich lediglich darauf zu beschrän-
ken, die von der Klägerin gezogenen Rückschlüs-
se in Zweifel zu ziehen. Vielmehr müssten sich 
die Beklagten zu der nicht „ins Blaue hinein“ auf-
gestellten Behauptung eines einzigen Kanals kon-
kret erklären.  

Im Anschluss daran behandelte Herr Fricke die 
ebenfalls in der Entscheidung „Anilox-Walze“ auf-
geworfene Problematik der Verjährung. Er zeich-
nete den prozessualen Ablauf nach, der von der 
Eintragung des Klagegebrauchsmusters über die 
Bewerbung der angegriffenen Ausführungsform 
auf einer Messe und im Internet, die Klageerhe-
bung, die Aussetzung des Verletzungsprozesses 
wegen des Löschungsverfahrens bis hin zur spä-
teren Fortsetzung des Rechtsstreits reichte. Herr 
Fricke führte aus, dass die Aussetzung des 
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Rechtsstreits durch das Gericht die Verjährungs-
hemmung nicht beende. Die Aussetzung ende 
vielmehr mit dem Wegfall des Aussetzungsgrun-
des, ohne dass es einer besonderen Aufnahme-
erklärung der Parteien oder einer gerichtlichen 
Anordnung bedürfe. Würden die Parteien den 
Rechtsstreit nach Wegfall des Aussetzungsgrun-
des nicht weiter betreiben, gerate das Verfahren 
in Stillstand im Sinne von § 204 Abs. 2 Satz 2 
BGB. Die Verjährungshemmung ende dann sechs 
Monate nach Beendigung der Aussetzung. 

Herr Fricke wies zugleich darauf hin, dass nach 
älterer Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs 
die Vorgängervorschrift unanwendbar gewesen 
sei, wenn für das Untätigbleiben des Berechtigten 
ein triftiger und für den Gegner erkennbarer 
Grund vorlag. Ob diese ungeschriebene Voraus-
setzung weiterhin gelte, habe der Senat offenlas-
sen können. Jedenfalls könne grundsätzlich nicht 
ohne besondere Umstände angenommen wer-
den, dass ein triftiger Grund für die Nichtbetrei-
bung eines ausgesetzten Verletzungsprozesses 
vorliege, wenn der Schutzrechtsinhaber diesen 
nach einer erstinstanzlichen Rechtsbestandsent-
scheidung nicht weiterverfolge, obwohl der ange-
griffene Gegenstand die teilaufrechterhaltene 
Schutzrechtsfassung verletze.  

Von besonderer praktischer Relevanz waren so-
dann die Ausführungen Herrn Frickes zu den Fol-
gen der Verjährung für einzelne Ansprüche. Zwar 
entstehe der Unterlassungsanspruch mit jeder 
neuen Verletzungshandlung erneut. Gleichwohl 
führe die Einrede der Verjährung zur Klageabwei-
sung, wenn auch die zeitlich letzte Benutzungs-
handlung verjährt sei. Auf bereits verjährte Verlet-
zungshandlungen könne ein Unterlassungsan-
spruch nicht mehr gestützt werden. Entsprechen-
des gelte auch für Ansprüche auf Vernichtung 
und Rückruf gebrauchsmusterverletzender Er-
zeugnisse sowie für Auskunftsansprüche hinsicht-
lich Handlungen in verjährten Zeiträumen. Für die 
Feststellung der Schadensersatzverpflichtung 
dem Grunde nach genüge hingegen der Nach-
weis einer schuldhaft rechtswidrigen Verletzungs-
handlung. Seien daraus folgende Ansprüche für 
bestimmte Zeiträume verjährt und bestehe nur 
noch ein Restschadensersatzanspruch, bleibe der 
Deliktsanspruch als solcher erhalten und sei le-
diglich in seinem durchsetzbaren Umfang be-
schränkt. Für nicht verjährte Zeiträume ist die 
Schadensersatzverpflichtung deshalb weiterhin 
unbeschränkt festzustellen, ohne dass es einer 
gesonderten Feststellung einer gerade in diesen 
Zeitraum fallenden Verletzungshandlung bedürfe. 

III. Entscheidung „Energieführungskette“ des 
OLG Düsseldorf vom 29.01.2026 in der Sache I
-2 U 68/24 

Gegenstand waren Reichweite und Grenzen des 
Auskunfts- und Rechnungslegungsanspruchs. 
Herr Fricke führte aus, dass der Auskunftsan-
spruch über den Vertriebsweg nach § 140b PatG 

die gesamte gewerblich handelnde Vertriebskette 
erfasse, also vom Auskunftspflichtigen bis hin 
zum gewerblichen Endabnehmer. Der Schuldner 
habe deshalb nicht nur über seine eigenen ge-
werblichen Abnehmer Auskunft zu erteilen, son-
dern auch über die gewerblichen Abnehmer sei-
ner Abnehmer. Eine allgemeine Erkundigungs- 
oder Nachforschungspflicht treffe den Verletzer in 
Bezug auf fremde Benutzungshandlungen jedoch 
grundsätzlich nicht, wenn er über die nachfolgen-
den Abnehmer in der Vertriebskette keine Kennt-
nis habe. Zudem erstrecke sich der Auskunftsan-
spruch auch auf patentfreie Auslandssachverhal-
te, sodass grundsätzlich auch ausländische Ab-
nehmer zu benennen seien.  

Demgegenüber verneinte der Senat nach den 
Ausführungen Herrn Frickes einen Anspruch auf 
Rechnungslegung über im Ausland begangene 
Lieferungs- und Angebotshandlungen von Kon-
zerngesellschaften oder sonstigen Abnehmern, 
an die der Verletzer patentverletzende Erzeugnis-
se geliefert habe. Etwas anderes komme nur 
dann in Betracht, wenn der Verletzer an den 
nachfolgenden Auslandsgeschäften in einer Wei-
se partizipiere, die ihm einen geldwerten Vorteil 
verschaffe, der bei der Schadensbemessung als 
Verletzergewinn berücksichtigt werden könne.  

Rechtsprechung des OLG Karlsruhe 

Herr Dr. Kircher stellte im Rahmen der Düsseldor-
fer Patentrechtstage 2026 drei aktuelle Entschei-
dungen des 6. Zivilsenats des OLG Karlsruhe vor. 
Dabei behandelte er die Vollstreckung des Rück-
rufanspruchs, die Verwirkung des Schadenser-
satzanspruchs sowie den Kostenerstattungsan-
spruch des Streithelfers.  

I. Entscheidung des OLG Karlsruhe vom 
15.09.2025 in der Sache 6 W 4/25 

Im ersten Teil befasste sich Herr Dr. Kircher mit 
der Vollstreckung des Rückrufanspruchs. Dem 
zugrunde liegenden Fall lag ein Klagegebrauchs-
muster betreffend Stoßwellengeräte zugrunde, 
das am 28. Februar 2019 abgelaufen war. Das 
Landgericht hatte bereits mit Urteil vom 11. Juni 
2021 gegen drei konzernrechtlich verbundene 
Beklagte unter anderem einen Rückrufanspruch 
zugesprochen. Dieser bezog sich auf Verlet-
zungsformen, die noch vor Ablauf des Schutz-
rechts in Verkehr gebracht worden waren. Vorga-
ben zur konkreten Durchführung des Rückrufs 
enthielt die Entscheidung nicht. In der Folge wur-
den drei Schreiben an Abnehmer versandt, wobei 
Schuldnerin 1 auch für Schuldnerin 2 und Schuld-
nerin 3 tätig wurde. 

Herr Dr. Kircher arbeitete zunächst die drei zent-
ralen Problemkreise heraus. Zum einen stellte 
sich die Frage, wie der Rückrufanspruch zu voll-
strecken sei, also ob es sich um eine vertretbare 
Handlung im Sinne des § 887 ZPO oder um eine 
unvertretbare Handlung im Sinne des § 888 ZPO 
handele. Zum zweiten ging es darum, ob S2 und 
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S3 die Durchführung des Rückrufs auf S1 dele-
gieren konnten. Als drittes war zu prüfen, ob die 
versandten Rückrufschreiben den Anforderungen 
an Ernsthaftigkeit und Nachdrücklichkeit genüg-
ten.  

Hierzu erläuterte Herr Dr. Kircher, dass nach der 
Auffassung des OLG Düsseldorf und des OLG 
Karlsruhe der Rückruf als unvertretbare Handlung 
einzuordnen sei. Zugleich stellte er klar, dass eine 
Delegation des Rückrufs grundsätzlich möglich 
sei. Der Schuldner könne die erforderlichen Maß-
nahmen, insbesondere die Aufforderung zur 
Rückgabe gegenüber den Abnehmern sowie die 
organisatorische Abwicklung der Rücknahme und 
der Erstattungsleistungen, durch einen Dritten 
vornehmen lassen. Voraussetzung sei jedoch, 
dass dieses Vorgehen aus Sicht der Abnehmer 
als ernsthaftes und nachdrückliches Bemühen 
des Schuldners erscheine und der Eindruck ent-
stehe, dass die Maßnahme letztlich vom Schuld-
ner selbst ausgehe und von ihm gewährleistet 
werde. Dass der Rückruf als unvertretbare Hand-
lung im Sinne des § 888 ZPO einzuordnen sei, 
stehe einer solchen Einschaltung Dritter nicht 
entgegen. Herr Dr. Kircher verwies insoweit auf 
eine Präzisierung der früheren Rechtsprechung 
des Senats. 

Im konkreten Fall sah der Senat die Anforderun-
gen an Ernsthaftigkeit und Nachdrücklichkeit je-
doch als nicht erfüllt an. Herr Dr. Kircher hob her-
vor, dass in den Rückrufschreiben der Ablauf des 
Schutzrechts betont worden sei. In einem solchen 
Fall müsse dem Abnehmer jedoch deutlich ver-
mittelt werden, dass er auch weiterhin zur Ver-
nichtung solcher Erzeugnisse verpflichtet sein 
könne, die er bereits vor Ablauf des Schutzrechts 
erworben oder besessen habe. Andernfalls könne 
nicht ohne weiteres davon ausgegangen werden, 
dass dem Abnehmer bewusst sei, trotz Schutz-
rechtsablaufs noch Ansprüchen des Schutz-
rechtsinhabers, insbesondere auf Vernichtung, 
ausgesetzt zu sein. Abschließend wies Herr Dr. 
Kircher darauf hin, dass der Senat eine materiell-
rechtliche Frage ausdrücklich offengelassen ha-
be, nämlich ob ein Abnehmer Pflichten gegenüber 
dem Schutzrechtsinhaber verletzt, wenn er eine 
vor Ablauf des Schutzrechts erworbene Verlet-
zungsform nach Schutzrechtsablauf weiterveräu-
ßert.  

II. Entscheidung des OLG Karlsruhe vom 
22.10.2025 in der Sache 6 U 53/24  

Im zweiten Teil wandte sich Herr Dr. Kircher der 
Verwirkung eines Schadensersatzanspruchs zu. 
Der Sachverhalt betraf ein Klagepatent, den deut-
schen Teil eines europäischen Patents, das ein 
bestimmtes Gewebe für ein Papiermaschinensieb 
zum Gegenstand hatte. Nach der Patenterteilung 
im Jahr 2007 war die Beklagte im Jahr 2010 
durch die Muttergesellschaft der Klägerin im Na-
men der Klägerin aus der prioritätsbegründenden 
deutschen Anmeldung abgemahnt worden. Die 

Beklagte hatte eine Verletzung bestritten und sich 
auf ein Vorbenutzungsrecht berufen. In der Folge 
blieb die Klägerin beziehungsweise ihre Mutterge-
sellschaft über einen langen Zeitraum untätig. 
Erst im April 2021 erfolgte eine erneute Abmah-
nung durch die Klägerin, bevor im Jahr 2024 Kla-
ge erhoben wurde.  

Zur rechtlichen Einordnung stellte Herr Dr. Kircher 
zunächst die höchstrichterlichen Rahmenbedin-
gungen dar. Nach der Entscheidung „Peter Fech-
ter“ des Bundesgerichtshofs sei eine Verwirkung 
des Unterlassungsanspruchs kaum möglich, weil 
bei gleichartigen, wiederholten, aber zeitlich un-
terbrochenen Verletzungshandlungen die Verwir-
kungsfrist stets neu beginne. Anders verhalte es 
sich beim Schadensersatzanspruch. Dieser kön-
ne hinsichtlich älterer Ansprüche verwirken, wenn 
der Schuldner sich bei seinen wirtschaftlichen 
Dispositionen darauf eingerichtet habe und auch 
darauf habe einrichten dürfen, keine Zahlung an 
den Gläubiger mehr leisten zu müssen. Vor die-
sem Hintergrund konzentrierte sich Herr Dr. Kir-
cher auf drei Fragen: den Beginn des Zeitmo-
ments, die Anforderungen an das Umstandsmo-
ment und das Verhältnis der Verwirkung zur Ver-
jährung.  

Hinsichtlich des Zeitmoments führte Herr Dr. Kir-
cher aus, dass der Senat den Beginn der Verwir-
kungsfrist bereits im Jahr 2010 angenommen ha-
be. Unerheblich sei gewesen, dass die damalige 
Abmahnung von der Muttergesellschaft ausge-
sprochen worden sei. Entscheidend sei vielmehr, 
dass die Klägerin im konkreten Fall nicht bestrit-
ten habe, Kenntnis von dieser Abmahnung ge-
habt zu haben. Ebenso unerheblich sei gewesen, 
dass die Abmahnung auf das prioritätsbegründen-
de deutsche Schutzrecht und nicht auf das später 
geltend gemachte europäische Patent gestützt 
worden sei, weil beide Schutzrechte inhaltlich 
identisch gewesen seien. Auch der Umstand, 
dass das deutsche Schutzrecht seinerzeit bereits 
keine Wirkung mehr gehabt habe, habe an dieser 
Beurteilung nichts geändert.  

Zum Umstandsmoment betonte Herr Dr. Kircher 
die Wechselwirkung zwischen Zeit- und Um-
standsmoment. Unter Hinweis auf die Rechtspre-
chung des Bundesgerichtshofs erläuterte er, dass 
bei einer elfjährigen Untätigkeit der Klägerin an 
das Vertrauen der Beklagten keine gesteigerten 
Anforderungen zu stellen seien.  

Besondere Aufmerksamkeit widmete Herr Dr. 
Kircher sodann dem Verhältnis von Verwirkung 
und Verjährung. Grundsätzlich gelte, dass An-
sprüche, hinsichtlich derer noch nicht einmal die 
kurze Verjährungsfrist abgelaufen sei, nicht ver-
wirken. Diese kurze Verjährungsfrist fungiere ge-
wissermaßen als Mindestprüfungs- und Überle-
gungsfrist für den Kläger. Im konkreten Fall habe 
der Senat dennoch Schadensersatz nur für Hand-
lungen ab dem 22. April 2021, also ab dem Tag 
nach der erneuten Abmahnung, zugesprochen, 
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obwohl bei Klageerhebung im Jahr 2024 Ansprü-
che aus Verletzungshandlungen ab dem 1. Janu-
ar 2021 noch nicht verjährt gewesen seien. Aus-
schlaggebend sei insoweit das besondere Zeit-
moment von elf Jahren gewesen. Damit habe der 
Senat deutlich gemacht, dass unter außerge-
wöhnlichen Umständen die Verwirkung der Ver-
jährung vorgehen könne.  

III. Entscheidung des OLG Karlsruhe vom 
02.03.2026 in der Sache 6 W 4/26 

Im dritten Teil des Vortrags behandelte Herr Dr. 
Kircher den Kostenerstattungsanspruch des 
Streithelfers. Ausgangspunkt war eine Patentver-
letzungsklage, in der die Lieferantin der Beklagten 
auf deren Seite dem Rechtsstreit als Streithelferin 
beigetreten war. Die Hauptparteien schlossen 
sodann einen Vergleich, an dem die Streithelferin 
nicht beteiligt war. Im Zuge dieses Vergleichs 
wurde die Klage zurückgenommen. Kostenanträ-
ge wurden nicht gestellt. 

Herr Dr. Kircher stellte zunächst die prozessualen 
Grundlagen dar. Nach Art. 101 Abs. 1 ZPO seien 
die durch eine Nebenintervention verursachten 
Kosten dem Gegner der Hauptpartei aufzuerle-
gen, soweit dieser nach den §§ 91 bis 98 ZPO die 
Kosten des Rechtsstreits zu tragen habe; andern-
falls seien sie dem Nebenintervenienten aufzuer-
legen. Dies gelte auch im Fall des § 269 Abs. 3 
ZPO. Nach ständiger Rechtsprechung des Bun-
desgerichtshofs gehe allerdings eine Kostenrege-
lung in einem Vergleich der gesetzlichen Folge 
des § 269 Abs. 3 ZPO vor. Habe danach die Be-
klagte keinen Kostenerstattungsanspruch, gelte 
dies nach dem Grundsatz der Kostenparallelität 
auch für den Streithelfer. Herr Dr. Kircher hob 
ausdrücklich hervor, dass insoweit insbesondere 
auch keine hälftige Kostenerstattung in Betracht 
komme. In der weiteren Würdigung erläuterte 
Herr Dr. Kircher, dass es nach dem Grundsatz 
der Kostenparallelität unerheblich sei, ob die 
Streithelferin bewusst oder unbewusst nicht an 
dem Vergleich beteiligt worden sei. Ebenso wenig 
komme es darauf an, dass die Klägerin allein die 
Gerichtskosten trage. Schließlich spiele auch kei-
ne Rolle, dass zwischen der Beklagten und der 
Streithelferin keine konzern- oder gesellschafts-
rechtliche Verbindung bestanden habe. Entschei-
dend sei allein, dass sich die Kostenanspruch des 
Streithelfers an derjenigen der unterstützten 
Hauptpartei orientiere. 
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Patentrechtstage 

Tom Linge 

Aktuelle Entscheidungspraxis der Beschwer-
dekammern des EPA 

Referent: 

Christian W. Appelt, Boehmert & Boehmert, Mün-
chen 

Herr Appelt gab in seinem Vortrag einen Über-
blick über die aktuelle Entscheidungspraxis der 
Beschwerdekammern des Europäischen Patent-
amts. Dabei konzentrierte er sich zunächst auf die 
in jüngerer Zeit ergangenen bzw. anhängigen 
Entscheidungen der Großen Beschwerdekammer 
(GBK) und wandte sich sodann ausgewählten 
Entscheidungen der Technischen Beschwerde-
kammern (TBK) zu.  

I. Entscheidungen der GBK 

1. G 1/23 („Solar Cell“) 

Zu Beginn behandelte Herr Appelt die Entschei-
dung G 1/23 („Solar Cell“). Er ordnete sie in die 
bisherige Rechtsprechung, insbesondere zu G 
1/92, ein und erläuterte, dass es um die Frage 
ging, wie ein auf dem Markt befindliches Produkt 
patentrechtlich zu behandeln ist, wenn es zwar 
öffentlich zugänglich war, sich aber nicht oder nur 
unvollständig analysieren lässt. Nach seiner Dar-
stellung hat die GBK klargestellt, dass ein solches 
Produkt nicht deshalb aus dem Stand der Technik 
„verschwindet“, weil einzelne Eigenschaften nicht 
ohne Weiteres festgestellt oder reproduziert wer-
den können. Das Produkt als solches bleibe viel-
mehr Teil des Stands der Technik. Lediglich sol-
che Merkmale, die sich nicht feststellen lassen, 
könnten im Einzelfall nicht herangezogen werden. 

2. G 1/24 („Heated Aerosol“) 

Den Schwerpunkt seines Vortrags legte Herr Ap-
pelt sodann auf die Entscheidung G 1/24 
(„Heated Aerosol“), der er erhebliche praktische 
Relevanz beimaß. Nach seiner Darstellung betrifft 
sie die grundlegende Frage, wie Patentansprüche 
im Rahmen der Prüfung von Neuheit und erfinde-
rischer Tätigkeit auszulegen sind und welche Rol-
le dabei der Beschreibung und den Zeichnungen 
zukommt. Herr Appelt führte aus, dass die GBK 
klargestellt habe, dass der Ausgangspunkt stets 
die Patentansprüche seien. Jedoch sind die Be-
schreibung und die Zeichnungen bei der Ausle-
gung immer heranzuziehen und nicht nur dann, 
wenn Unklarheiten bestünden. Zugleich betonte 
er, dass die GBK keine eindeutige gesetzliche 
Grundlage in Art. 69 oder Art. 84 EPÜ erkenne. 
Nach seinem Verständnis versucht die GBK damit 
weniger, eine streng dogmatische Herleitung vor-
zunehmen, sondern vielmehr eine praktikable 
Lösung zu finden, die zu möglichst widerspruchs-
freien Ergebnissen zwischen Erteilungs-, Ein-
spruchs- und Verletzungsverfahren führt. In die-
sem Zusammenhang erinnerte Herr Appelt an 

frühere Fallkonstellationen, in denen bereits klei-
ne sprachliche oder grammatikalische Ungenau-
igkeiten in den Ansprüchen erhebliche Folgen 
haben konnten. Gerade deshalb maß er der nun-
mehr bestätigten Einbeziehung der Beschreibung 
bei der Anspruchsauslegung große Bedeutung 
bei. Zugleich machte er deutlich, dass die Ent-
scheidung trotz ihrer Grundsatzwirkung zahlrei-
che Anschlussfragen offenlässt.  

3. G 2/24 („Skin Cleanser) 

Anschließend wandte sich Herr Appelt der Ent-
scheidung G 2/24 („Skin Cleanser“) zu. Diese 
betrifft nach seiner Darstellung die Situation des 
Beitritts eines vermeintlichen Patentverletzers zu 
einem bereits laufenden Einspruchsbeschwerde-
verfahren. Er erläuterte, dass die GBK die Vorla-
ge für zulässig gehalten, in der Sache aber im 
Ergebnis die bisherige Linie bestätigt habe. Endet 
das Beschwerdeverfahren, etwa weil die bisheri-
gen Beschwerdeführer ausscheiden, kann der 
Beitretende es nicht eigenständig fortführen. Herr 
Appelt zeigte Verständnis dafür, dass dieses Er-
gebnis aus Sicht eines beitretenden Dritten unbe-
friedigend erscheinen könne, weil dieser unter 
Umständen bereits erheblichen Aufwand in das 
Verfahren investiert habe. Gleichwohl ordnete er 
die Entscheidung als konsequente Fortschreibung 
der bisherigen Rechtsprechung ein. 

II. Vorlage-Entscheidung zur GBK: G 1/25 
(„Hydroponics“) 

Von besonderem Interesse war für Herr Appelt 
sodann die Vorlage G 1/25 („Hydroponics“). Er 
stellte dar, dass sich diese Vorlage eng an G 1/24 
anschließt und die Frage aufwirft, ob und in wel-
chem Umfang die Beschreibung angepasst wer-
den muss, wenn die Ansprüche im Einspruchs-
verfahren geändert oder eingeschränkt werden. 
Nach seiner Darstellung betreffen die Vorlagefra-
gen zum einen die Anpassungspflicht als solche, 
zum anderen die Frage nach ihrer gesetzlichen 
Grundlage sowie schließlich die Reichweite einer 
solchen Pflicht im Prüfungsverfahren. Herr Appelt 
deutete an, dass die Aussagen aus G 1/24 einen 
erheblichen Einfluss auf die Beantwortung dieser 
Fragen haben dürften, weil die dort geforderte 
fortlaufende Heranziehung der Beschreibung 
kaum mit einer dauerhaft unpassenden Beschrei-
bung vereinbar erscheine. Zugleich betonte er 
aber erneut, dass die rechtliche Grundlage einer 
solchen Anpassungspflicht nach wie vor unsicher 
sei. Auch die ersten Kommentare der GBK vom 
März 2026 ließ er in diese Überlegungen einflie-
ßen und machte deutlich, dass sich gerade hier in 
nächster Zeit eine besonders praxisrelevante 
Fortentwicklung der Rechtsprechung abzeichnen 
dürfte. 

III. Auswahl von Entscheidungen der TBK 

Im weiteren Verlauf seines Vortrags stellte Herr 
Appelt mehrere Entscheidungen der Technischen 
Beschwerdekammern vor, die bereits als Reaktio-
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nen auf G 1/24 verstanden werden können. Zu-
nächst ging er auf T 439/22 ein, die er als unmit-
telbare Konsequenz der neuen Grundsätze be-
schrieb. Dort habe die Kammer die Beschreibung 
zur Auslegung eines an sich klaren Anspruchsbe-
griffs herangezogen. Herr Appelt nutzte diese 
Entscheidung, um zu verdeutlichen, dass die Her-
anziehung der Beschreibung nicht nur für Neuheit 
und erfinderische Tätigkeit, sondern mittelbar 
auch für Fragen des Schutzbereichs und der Zu-
lässigkeit späterer Änderungen erhebliche Konse-
quenzen haben kann.  

Weitere Entscheidungen zeigten nach Herr Ap-
pelts Darstellung, dass die Anwendung von G 
1/24 in der Praxis bislang keineswegs vollständig 
vereinheitlicht ist. Anhand von T 2027/23 und T 
1999/23 arbeitete er heraus, dass zwar allgemein 
anerkannt sei, dass die Beschreibung heranzuzie-
hen ist, dass damit aber noch nicht beantwortet 
sei, welche Konsequenz aus einer Abweichung 
zwischen Anspruch und Beschreibung zu ziehen 
ist. Teilweise werde trotz entgegenstehender Be-
schreibung am Anspruchswortlaut festgehalten, 
wenn dieser technisch klar erscheine. In anderen 
Fällen werde der Beschreibung ein stärkeres Ge-
wicht beigemessen. Herr Appelt machte damit 
deutlich, dass die von G 1/24 angestoßene Ent-
wicklung zwar bereits in vollem Gange ist, die 
konkrete Umsetzung aber weiterhin uneinheitlich 
erscheint. 

Daran anknüpfend behandelte Herr Appelt T 
837/24 und T 873/24. Diese Entscheidungen ver-
deutlichten nach seiner Einschätzung, dass sich 
die durch G 1/24 aufgeworfenen Auslegungsfra-
gen auch Art. 100 lit. c, Art. 76 und Art. 123 Abs. 
2 EPÜ betreffen. 

Herr Appelt wies darauf hin, dass sich hieraus 
weitere Vorlagefragen ergeben könnten; nament-
lich stellte er eine mögliche künftige Entscheidung 
G 1/26 in den Raum.  

Im Zusammenhang mit G 2/24 besprach Herr 
Appelt außerdem die Entscheidung T 2328/22. 
Dort habe sich die Frage gestellt, in welchem Um-
fang ein beitretender Dritter noch Einwendungen 
erheben kann, wenn über die Ansprüche bereits 
in einem früheren Stadium des Verfahrens ver-
bindlich entschieden wurde und nur noch die An-
passung der Beschreibung aussteht. Herr Appelt 
erläuterte, dass die Kammer dem Beitretenden 
zwar die Teilnahme am Verfahren eröffnet habe, 
ihn aber an die bereits getroffene Entscheidung 
über die Ansprüche gebunden sah. Herr Appelt 
bewertete dieses Ergebnis als konsequent, weil 
andernfalls rechtskräftig entschiedene Fragen 
erneut aufgerollt werden könnten.  

Zum Abschluss ging Herr Appelt noch auf die 
Entscheidung R 16/23 ein, die das Recht auf 
mündliche Verhandlung betrifft und an die frühere 
Entscheidung J 6/22 anknüpft. Er hob hervor, 
dass selbst bei offensichtlich aussichtslosen 
Konstellationen das rechtliche Gehör und damit 

auch das Recht auf mündliche Verhandlung ge-
wahrt bleiben müsse. Die Kammer dürfe eine be-
antragte mündliche Verhandlung nicht allein mit 
dem Argument verweigern, die Sache sei inhalt-
lich eindeutig oder ohne Erfolgsaussicht. 

IV. Entwicklung der Anzahl der Fälle der Be-
schwerdekammern 

Abschließend weitete Herr Appelt den Blick auf 
die allgemeine Entwicklung der Fallzahlen bei den 
Beschwerdekammern. Er verwies auf die rückläu-
figen Eingangszahlen und stellte fest, dass die 
Belastung der Beschwerdekammern in den ver-
gangenen Jahren deutlich gesunken sei. Wäh-
rend die Zahl der entschiedenen Fälle weiterhin 
hoch liege, nehme die Zahl der neu eingehenden 
Verfahren spürbar ab. Diese Entwicklung betreffe 
sowohl Prüfungs- als auch Einspruchsbeschwer-
den und zeichne sich über verschiedene techni-
sche Gebiete hinweg ab. Herr Appelt bewertete 
dies als bemerkenswerte Tendenz, die die künfti-
ge Rechtsprechungspraxis der Beschwerdekam-
mern mitprägen werde. 
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Patentrechtstage 

Luisa Wapelhorst 

Rechtsprechung des Berufungsgerichts des 
EPG 

Referentin: 

Dr. Patricia Rombach, Richterin am Berufungsge-
richt des EPG, Luxemburg 

Dr. Patricia Rombach, Richterin am Berufungsge-

richt des Einheitlichen Patentgerichts in Luxem-

burg, eröffnete die letzten Programmpunkte der 

Düsseldorfer Patentrechtstage 2026 mit der 

Rechtsprechung des Berufungsgerichts des EPG. 

In ihrem Vortrag ging Dr. Patricia Rombach zu-

nächst auf die Auslegung, danach auf die Nichtig-

keitsgründe und das Verfahrensrecht ein. 

I. Auslegung 

Zur Auslegung berichtete Dr. Patricia Rombach, 

dass das EPG Berufungsgericht wiederholt ent-

schieden habe, dass die Auslegung der Patentan-

sprüche eine Rechtsfrage ist. Dies sei keines-

wegs selbstverständlich, da zum Beispiel der nie-

derländische Hoge Raad vertritt, dass die Ausle-

gung eine Frage tatsächlicher Art sei. Es wird 

daher in Zukunft entscheidend sein, welche Fol-

gen sich aus diesem Grundsatz ergeben. 

II. Nichtigkeitsgründe 

Hinsichtlich der Nichtigkeitsgründe hat das EPG 

Berufungsgericht ebenfalls entschieden, dass die 

Beurteilung eine Rechtsfrage ist. Dies wurde 

durch zwei Entscheidungen vom 15. November 

2025 klargestellt (UPC_CoA_528/2024, 

UPC_CoA_529/2024 – Amgen/Sanofi, Regene-

ron und UPC_CoA_464/2024, APL_45049/2024 

Meril/Edwards (Herzklappenprothese). 

1. Erfindung Grundsätze 

Die beiden Entscheidungen formulieren außer-

dem die Grundsätze, die für die Beurteilung der 

erfinderischen Tätigkeit gelten. Die einzelnen 

Grundsätze wiederholte Dr. Rombach nicht, da 

sie am Tag zuvor bereits behandelt worden sind. 

2. Erfindung technische Wirkung 

Wie im deutschen Recht und in der deutschen 

Rechtsprechung kann erfinderische Tätigkeit nur 

dann auf ein Merkmal gestützt werden, wenn die-

ses eine technische Wirkung hat. Diese Frage 

beurteilt sich danach, ob sich aus der Patentan-

meldung aus der Sicht der Fachperson mit sei-

nem allgemeinen Fachwissen diese technische 

Wirkung ergibt. In den Entscheidungen Meril/

Edwards und in der Entscheidung Amgen/Sanofi 

wurde auf die Anmeldung abgestellt. In der nach-

folgenden Entscheidung vom 29. Dezember 2025 

(UPC_CoA_71/2025, VMR/NJOY (E-Zigarette) ist 

auf das Patent abgestellt worden. 

In Zukunft wird sich noch zeigen müssen, was 

passiert, wenn die Anmeldung hinsichtlich der 

technischen Wirkung von der Beschreibung ab-

weicht. 

UPC_CoA_464/2024, APL_45049/2024 Meril/

Edwards (Herzklappenprothese) 

In der Entscheidung Meril/Edwards verlangte 

Merkmal 1.5 des Streitpatents, dass die Herzklap-

penprothese, die vom Patent geschützt war, voll-

ständig aus hexagonalen Zellen besteht. Die Ent-

gegenhaltung hatte aus Sicht des Panel 1 nicht 

nur hexagonale Zellen, sondern auch rhombische 

Zellen. Die rhombischen Zellen sind dadurch ge-

kennzeichnet, dass ihnen die Seitenstriemen feh-

len. 

Panel 1 ging davon aus, dass Merkmal 1.5 nicht 

vollständig offenbart ist, also nicht vollständig aus 

hexagonalen Zellen besteht und somit keine neue 

technische Lösung darstellt. Die Nichtigkeitswi-

derklägerin hatte nicht substantiiert bestritten, 

dass die Seitenstriemen, die Form nicht ändern, 

sondern gleich bleiben und so die Stabilität ge-

währleisten. In diesem Fall wurde noch auf die 

Anmeldung abgestellt. 

3. Erfindung technische Wirkung 

Das Streitpatent, eine E-Zigarette, war, wie alle E-

Zigaretten zu beschreiben, dass ein aromatisier-

tes Liquid eingebracht wird und in einem Ver-

dampferkopf vernebelt. Das einzige neue Merk-

mal wurde darin gesehen, dass die Hülle ein 

Fenster aufweist, das so an dem Cartomizer-

Aufnahmesegment angeordnet ist, dass ein Teil 

der Kammer außerhalb der Hülle sichtbar ist. Das 

Gericht war nicht davon überzeugt, dass das An-

bringen des Fensters in dieser Art und Weise 

„erfinderisch“ ist.  

Es wurde angenommen, dass die Fachperson ein 

generelles Mittel auf Basis seines allgemeinen 

Fachwissens in Betracht ziehen würde. Die Fach-

person würde dieses Fenster ohne weiteres vor-

sehen. Außerdem wurde geprüft, ob in der Kons-

tellation ein Hindernis bestand, dieses Mittel zu 

verwenden und, ob es objektiv geeignet ist oder, 

ob Umstände erkennbar waren, die die Heranzie-
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hung des Mittels als unmöglich, problematisch 

oder unpraktikabel erscheinen lassen. Vorliegend 

wurde dies verneint. 

4. Erfindung Erfolgserwartung 

In der Entscheidung Amgen/Sanofi wurde die 

Frage der Erfolgserwartung behandelt. Für die 

Erfolgserwartung reicht es nicht, wenn der Fach-

mann lediglich einen Anreiz hatte, den nächsten 

Schritt in die Richtung der Erfindung zu gehen, 

sondern vielmehr, ob er die Erwartung haben 

konnte, eine Lösung für das Problem zu finden. 

Das ist kein Problem, wenn die Lösung des Prob-

lems erkennbar ist. Ansonsten bedarf es einer 

vernünftigen Erfolgserwartung. 

Die Erfindung in Amgen/Sanofi betraf einen mo-

noklonalen Antikörper zur Verwendung beim Be-

handeln oder Vorbeugen von Hypercholesterinä-

mie oder atherosklerotischen Erkrankungen im 

Zusammenhang mit erhöhtem Serumcholerstin-

spiegeln. Das Patent macht sich dabei folgende 

Zusammenhänge zu Nutzen: Die Bindung von 

LDLR an LDL führt zu einer Reduzierung des 

Cholesterinspiegels. In diesem Zusammenhang 

ist PCSK9 schlecht, da LDLR-Menge reduziert 

wird. In dem Patent soll PCSK9 gebunden und so 

die LDLR-Menge nicht reduziert werden. Vom 

Gericht wurde klargestellt, dass in dem Patent 

nicht auf PCSK9 abgestellt werden sollte, da dies 

zu einer rückschauenden Betrachtungsweise füh-

ren könnte. 

Insgesamt wurde jedoch die Erfolgserwartung 

verneint und die erfinderische Tätigkeit bejaht. Es 

genügt nicht, Cholesterin generell zu mindern, 

sondern es sollte erreicht werden, dass der Ge-

sundheitszustand des Patienten tatsächlich ver-

bessert wird. Zum Prioritätszeitpunkt ging man 

davon aus, dass die Antikörper nicht in die Zellen 

eindringen können. 

Dass mehrere Unternehmen in dieselbe Richtung 

forschen, ändert nichts an der fehlenden Er-

folgserwartung.  

5. Unzulässige Erweiterung 

Für die Frage der unzulässigen Erweiterung ist 

die Anmeldung als Ganzes wesentlich. Das Ge-

richt wird auch die Anmeldung als Ganzes lesen 

und entsprechen würdigen. 

6.Ausführbarkeit 

In der Entscheidung Amgen/Sanofi wurde die 

Ausführbarkeit behandelt. Es wurde klargestellt, 

dass auch die Frage der Ausführbarkeit anhand 

des gesamten Patents einschließlich Ansprüchen, 

Beschreibungen und Zeichnungen zu beurteilen 

ist und wiederum aus der Perspektive der Fach-

person mit ihrem allgemeinen Fachwissen zum 

Prioritätszeitpunkt. Es ist danach zu fragen, ob 

die Fachperson in der Lage ist, zu dem geschütz-

ten Gegenstand auf Basis der Patentschrift ohne 

erfinderische Bemühungen und ohne unzumutba-

re Anstrengungen zu gelangen. Dabei reicht es 

aus, wenn wenigstens ein Weg aufgeführt wird. 

Wenn mehrere Ausführungsbeispiele vorliegen, 

muss nicht jedes Beispiel ausführbar und offen-

bart sein. In der Entscheidung Amgen/Sanofi wur-

de die Ausführbarkeit bejaht. 

III. Verfahrensrecht 

Schwerpunkt des Vortrags ist die Zuständigkeit 

des EPG und die Statthaftigkeit der Berufung. 

1. Altfälle und Rücknahme opt-out 

In der Entscheidung UPC_CoA_156/2025, XSYS/

ESKO-Graphics vom 02. Juni 2025 wurde festge-

legt, dass auch eine Zuständigkeit des EPG im 

Hinblick auf Altfälle besteht. 

2. Zuständigkeit 

UPC_CoA_288/2025, Roku/Dolby vom 06. Okto-

ber 2025 behandelt die Wirksamkeit der Kompe-

tenzzuweisung nach Art. 31, 32 EPGÜ. Die Un-

wirksamkeit der Art. 31 EPGÜ i.V.m. Art. 71a ff. 

Brüssel-Ia-VO und Art. 32 EPGÜ mit Art. 19 EUV 

und Art. 267 AEUV ist ein Einspruchsgrund nach 

R. 19.1 VerfO. Die Kompetenzzuweisung nach 

Art. 31, 32 EPGÜ ist nicht unvereinbar mit Art. 19 

Abs. 1 EUV und Art. 267 AEUV.  

Weiterhin stellte sich die Frage, ob das EPG ein 

mehreren Mitgliedstaaten gemeinsames Gericht 

ist. Das EPG entscheidet nicht als Zwischenin-

stanz, sondern abschließend. Es ergibt sich ein 

Vergleich zu dem Benelux-Gerichtshof, dies 

ergibt sich aus Art. 1 Abs. 2 EPGÜ. Außerdem 

haften die Mitgliedstaaten, Art. 22 Abs. 1 EPGÜ. 

Die Zurechnung der Handlungen des EPG erfolgt 

nach Art. 23 EPGÜ jedem Vertragsmitgliedstaat 

einzeln. 

Es liegt kein Verstoß gegen den gesetzlichen 

Richter vor, da kein Fehler in der Ermessensent-

scheidung liegt. Bezug genommen wurde darauf, 

dass die Zentralkammer London nicht zuständig 

war, sondern die Zentralkammer in Mailand. Dies 

ist jedoch lediglich auf den Brexit zurückführen. 
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https://www.unifiedpatentcourt.org/sites/default/files/files/api_order/ORDER_APL_8790_2025_XSYS%20v%20ESKO_2025-06-02_DE-version.pdf
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N
a
c
h
 o

b
e
n
 z

u
m

 I
n

h
a
lt
s
v
e
rz

e
ic

h
n
is

 >
>

 

 

 

B
er

ic
h

t 

2/26 CIPReport 

 

Demzufolge können Entscheidungen dem EuGH 

vorgelegt werden. 

3. Internationale Zuständigkeit 

Die erste Vorabvorlage zum EuGH gibt es bereits 

vom 06. März 2026: UPC_CoA_789/2025, Dyson/

Dreame. Ein Antrag Dysons auf Erlass einstweili-

ger Anordnung gegen Dreame International mit 

Sitz in Hong Kong und Eurep mit Sitz in Deutsch-

land. 

Die Lokalkammer Hamburg hat eine einstweilige 

Anordnung gegen Dreame und Eurep erlassen. 

Dreame ist als Verletzter und Eurep als Mittels-

person i.S.d. Art. 62 Abs. 1 EPGÜ anzusehen. 

Das Berufungsgericht bejaht die Verletzung und 

weist die Berufung gegen Anordnung im Hinblick 

auf das Gebiet der EPG-Mitgliedstaaten zurück. 

Das Berufungsgericht setzte betroffene Handlun-

gen von Dreame International in Spanien hinsicht-

lich einstweiliger Anordnung gegen Eurep aus. 

Die Zuständigkeit hinsichtlich Eurep folge aus 

dem Sitz in Deutschland (Art. 4 i.V.m. Art. 71b (1) 

Brüssel-Ia-VO). Die Glaubhaftmachung von 

Handlungen Eureps in Spanien waren demnach 

nicht erforderlich.  

Die erste Vorlagefrage zum EuGH behandelt, ob 

Art. 8 Abs. 1 Nr. 1 Brüssel-Ia-VO auch die Situati-

onen erfasst, in der Drittstaatunternehmen vor 

einem gemeinsamen Gericht im Sinne des Art. 

71a Abs. 2 Brüssel Ia-VO wegen Verletzung ei-

nes europäischen Patents in einem EU-

Mitgliedstaat, der kein EPG-Vertragsmitgliedstaat 

ist, steht und zweites Unternehmen als Mittelsper-

son in Anspruch genommen wird, dessen Dienste 

von dem ersten Unternehmen genutzt werden. 

Art. 8 Abs. 1 Nr. 1 Brüssel-Ia-VO ist so auszule-

gen: Eine Person, die ihren Wohnsitz im Hoheits-

gebiet eines Mitgliedstaats hat, kann auch ver-

klagt werden, wenn zwei oder mehr Unternehmen 

mit Sitz in verschiedenen Mitgliedstaaten in einem 

vor einem Gericht eines dieser Mitgliedstaaten 

anhängigen Verfahren gesondert vorgeworfen 

wird, denselben nationalen Teil des europäischen 

Patents, wie es in einem weiteren Mitgliedstaat 

gilt, durch dasselbe Erzeugnis verletzt zu haben. 

Die Abweichung muss bei derselben Sach- und 

Rechtslage vorliegen. Außerdem kommt es da-

rauf an, ob die Qualifizierung als Mittelsperson 

von dem Vorliegen einer Verletzungshandlung 

des angeblichen Verletzers abhängig ist. 

Bei Verneinung der ersten Frage, stellt sich die 

Frage, ob die Zuständigkeit des Gerichts eventu-

ell auch nach Art. 71b Abs. 2 S. 2 Brüssel Ia-VO 

hergeleitet werden kann. Nach Art. 71b Abs. 2, S. 

2 der Brüssel-Ia-VO können einstweilige Maßnah-

men einschließlich Sicherungsmaßnahmen bei 

einem gemeinsamen Gericht auch dann bean-

tragt werden, wenn für die Entscheidung in der 

Hauptsache die Gerichte eines Drittstaates zu-

ständig sind. Dies fordert eine reale Verknüpfung 

der Maßnahme und eine gebietsbezogene Zu-

ständigkeit des Vertragsstaates, Art. 35 Brüssel-

Ia-VO. Das gleiche sollte auch auf Art. 71b Abs. 2 

S. S. 2 Brüssel-Ia-VO übertragbar sein. Eine reale 

Verknüpfung könnte hier daraus folgen, dass so-

wohl Handlungen im Gebiet der Vertragsmitglied-

staaten des EPGÜ betreffen als auch Handlungen 

eines anderen EU-Mitgliedstaates, der nicht Par-

tei des Übereinkommens ist. Insbesondere sind 

dieselben Produkte betroffen und die Produkte 

werden über Websites vertrieben, die bis auf die 

Sprache identisch sind und der Beklagte die 

Dienste eines im EU-Mitgliedstaat ansässigen 

Vermittlers nutzt. 

Es stellt sich jedoch die Frage, ob Erwägungs-

grund 33 der Brüssel-Ia-VO dem entgegensteht. 

Hinsichtlich Eurep hat sich Panel 1 die folgende 

Frage gestellt: Steht Art. 9 Abs. 1 lit. a der Durch-

setzungsrichtlinie oder andere Bestimmung des 

Unionsrechts der Inanspruchnahme des Bevoll-

mächtigten im Sinne der Produktsicherheitsver-

ordnung und Marktüberwachungsverordnung als 

Mittelsperson entgegen? Die bisherige Rspr. des 

EuGH bezog sich nur auf Ermöglichung der 

Rechtsverletzung in tatsächlicher, nicht in rechtli-

cher Hinsicht. Hier wurde nur die Einhaltung von 

Rechtsvorschriften ohne Kontrolle der angeblich 

rechtsverletzenden Handlungen behandelt. 

4. Berufung – Statthaftigkeit 

UPC_CoA_930/2025, EOFlow/Insulet vom 18. 

März 2026 

Die Zentralkammer Mailand hat gegen EOFlow 

ein Zwangsgeld festgesetzt, da sich EOFLow 

nicht an eine einstweilige Anordnung gehalten 

hat. Danach legte EOFlow Berufung ein.  

Bei der Entscheidung gegen die Zwangsgeldfest-
legung bedarf es einer Zulassung der Berufung. 
Es ist keine privilegierte Anordnung nach Art. 73 
Abs. 2 EPGÜ. Die Zulassung kann entweder be-
reits in der angefochtenen Anordnung selbst ent-
halten sein oder auf Antrag der beschwerten Par-
tei in einer nachfolgenden Anordnung, die inner-
halb von 15 Tagen nach der angefochtenen An-
ordnung ergehen muss. Die Zulassung muss aus-
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https://www.unifiedpatentcourt.org/sites/default/files/files/api_order/Referral%20order%20Dyson%20-%20Dreame_0.pdf
https://www.unifiedpatentcourt.org/sites/default/files/files/api_order/Referral%20order%20Dyson%20-%20Dreame_0.pdf
https://www.unifiedpatentcourt.org/sites/default/files/files/api_order/Final%20order%20appeal%20confidentiality.pdf
https://www.unifiedpatentcourt.org/sites/default/files/files/api_order/Final%20order%20appeal%20confidentiality.pdf
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drücklich angesprochen werden. Eine Umdeutung 
in einen Antrag auf Ermessensüberprüfung nach 

R. 220.3 VerfO ist nicht möglich, da dieser Antrag 
unzulässig wäre. Nur wenn Zulassung vom GEl 
abgelehnt wurde, ist Antrag auf Ermessensüber-
prüfung nach R.220.3 VerfO statthaft. Ein nachfol-
gender Antrag auf Ermessensüberprüfung nach 
R. 220.3 VerfO hatte keinen Erfolg. Der Hilfsan-
trag auf Zulassung der Berufung hatte ebenfalls 
keinen Erfolg. Aus Art. 73 Abs. 2, lit. b ii EPGÜ 
folgt nicht die Befugnis des Berufungsgerichts 
über Zulassung zu entscheiden. 

40 
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Patentrechtstage 

Luisa Wapelhorst 

Aktuelle Rechtsprechung des BGH zum Pa-
tentrecht 

Referent:  

Dr. Klaus Bacher, Vorsitzender Richter am Bun-
desgerichtshof, Karlsruhe 

Dr. Klaus Bacher, Vorsitzender Richter am Bun-
desgerichtshof, präsentierte die „Aktuelle Recht-
sprechung des Bundesgerichtshofs zum Patent-
recht“. Das Programm von Herrn Dr. Bacher ent-
hält Auslegungen, Nichtigkeitsgründe und Verfah-
rensrecht. Ein Verletzungsverfahren wird zum 
Schluss in einer Sache behandelt. 

I. Auslegung 

1. BGH, Urt. v. 18.11.2025, X ZR 170/23 - Schei-
ben-Naben-Verbindung 

Zunächst ging Herr Dr. Bacher auf das Urteil des 
BGH X ZR 170/23 (Urt. v. 18.11.2025) ein. 

a) Streitpatent  

Es ging, um die Verbindung zwischen einer 
Bremsscheibe und einer Nabe. Nach der Patent-
schrift sei es vorteilhaft, wenn Scheibe und Nabe 
zwei getrennte Bauteile sind, dann müsste man 
sie miteinander verbinden. Dazu sieht der Pa-
tentanspruch drei Elemente vor: Abstützelement, 
welches zur Scheibe gehört, Nocken, was zwi-
schen den Abstützvorrichtungen und Teil der Na-
be ist und Zwischenelemente, die zwischen den 
Abschnittselementen und den Nocken angebracht 
sind. Die Zwischenelemente dienen dem Drehmo-
ment und der Kraftübertragung. Ein räumlich kör-
perliches Merkmal des Streitpatents ist, dass die 
Nocken in die Zwischenelemente eingreifen sol-
len. Wegen des Eingreifens der Nocken in die 
Zwischenelemente können höhere Drehmomente 
sicher übertragen werden. Die angegriffene Aus-
führungsform besteht aus einer zweiteiligen 
Scheibenbremse mit Abstützelementen an der 
Scheibe und Nocken an der Nabe. Zwischen No-
cken und Abstützelement ist je ein L-förmiges 
Bauteil verbaut. Die zwei L-Teile sind je fixiert 
durch ein Federelement. Maßgeblich wurde be-
handelt, ob diese Gesamtheit der zwei L-förmigen 
Teile zusammengehalten durch ein Federelement 
ein Zwischenelement sei. 

b) Entscheidung des OLG 

Nach der Entscheidung des OLG ist es kein Zwi-
schenelement, da ein Zwischenelement einstü-
ckig sein müsste. Begründet wurde das durch 
zwei Argumente: Zum einen sei „Element“ Singu-
lar und kein Plural und zum anderen müssen die 
Nocken in das Zwischenelement eingreifen. Das 
sei hier nicht der Fall. 

 

c) Entscheidung des BGH 

Der Bundesgerichtshof sah das anders. Der Wort-
laut „Zwischenelement“ sagt nichts darüber aus, 
aus wie vielen Teilen es bestehen muss. Es 
kommt mithin weder auf Singular oder Plural des 
Wortes „Zwischenelement“ an. Der BGH lässt 
demnach auch Bauteile zu, die aus mehreren 
Teilen zusammengefügt sind.  

Außerdem ist auch das Erfordernis gegeben, 
dass die Bauteile ineinandergreifen. Ein Eintau-
chen der Nabe ist bei einem zusammengefügten 
Zwischenelement ebenso möglich. Darüber hin-
aus erfordert die Funktion (Übertragung von Kräf-
ten und Drehmomenten) keine einstückige Aus-
führung.  

2. BGH, Urt. v. 29.07.2025, X ZR 99/23 – Ober-
flächendefekte 

In einer anderen Entscheidung befasste sich der 
BGH damit, wie Entgegenhaltungen auszulegen 
sind. 

Zentraler Bestandteil dieser Entscheidung war 
Nichtpatentliteratur (NPL). 

a) Streitpatent  

Das Streitpatent schützt ein Verfahren zum auto-
matisierten Erkennen und robotergestützten Bear-
beiten von Defekten in einer Werkstückoberflä-
che, welches folgende Elemente aufweist: Opti-
sche Inspektion der Oberfläche, dreidimensionale 
Vermessung im Bereich detektierter Defekte, Er-
mitteln der Topographie im Bereich der Defekte, 
Ermitteln eines Parametersatzes, der die Topo-
graphie beschreibt, Kategorisieren des Defekts 
anhand des Parametersatzes, Auswahl des Bear-
beitungsprozesses anhand der Kategorie, Ermit-
teln einer Bearbeitungsbahn mit Hilfe eines CAD-
Modells sowie computergestütztes Erstellen eines 
Programms zur robotergestützten Bearbeitung 
des Defekts. 

b) Stand der Technik 

Bei der Beurteilung gab es zwei Entgegenhaltun-
gen, die im Fokus standen. Eine Entgegenhaltung 
war eine klassische Patentanmeldung, die alles 
mit der Ausnahme umfasste, dass nur zweidimen-
sional gescannt wurde. Die andere Patentanmel-
dung umfasste Nichtpatentliteratur. Die NPL 
macht das dreidimensionale Vermessen der 
Oberfläche bekannt. Die Präsentationsfolien der 
NPL wurden auf einem öffentlichen Workshop 
vorgeführt und verteilt. Die Power-Point-Folien 
stellten dar, dass das Patent zum Beispiel eine 
Delle, einen Krater oder eine Beule anhand von 
Durchmesser und Höhenprofil kategorisiert, er-
kannte Fehler automatisch am Bildschirm visuali-
siert und am Fahrzeug markiert, sodass es manu-
ell behoben werden kann.  

Der Vortrag der Beklagten hingegen stellte klar, 
dass die in den Folien dargestellte Kategorisie-
rung durch einen Menschen und nicht automati-
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https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/Zivilsenate/X_ZS/2023/X_ZR_170-23.pdf?__blob=publicationFile&v=5
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siert erfolgte. Eine automatische Kategorisierung 
war mit dem dargestellten System nicht möglich. 
Das habe der Referent auf dem Workshop auch 
mündlich den Teilnehmenden vorgetragen. 

c) Entscheidung des BGH 

Eine Entgegenhaltung ist in ihrem Zusammen-
hang zu sehen und es dürfen nicht einzelne Teile 
herausgerissen werden. Das heißt, dass der Vor-
trag des Referenten grundsätzlich zu berücksich-
tigen ist. Aber in diesem Fall wurden die Folien 
verteilt. Das heißt, die Folien waren – nach An-
sicht des BGH – an sich frei zugänglich und zwar 
auch für Personen, die nicht bei dem Vortrag vor 
Ort waren. Folien waren danach selbstständiger 
Bestandteil der Technik. Aus den Folien ergibt 
sich, dass selbstständig kategorisiert wird. Die 
Erläuterungen, die der Referent während des Vor-
trags gegeben hat, schränken den Offenbarungs-
gehalt nicht ein. Ausgehend von der Patentanmel-
dung lag es nahe, dass das in der NPL offenbarte 
System zum Erkennen und Kategorisieren von 
Defekten einzusetzen ist. 

3. BGH, Urt. v. 23.09.2025, X ZR 102/23 – Terti-
äroptik 

a) Streitpatent 

Streitpatent ist eine Leuchte zum Ausleuchten 
von Gebäudeflächen, umfassend eine Platine mit 
mehreren Leuchtdioden, eine Sekundäroptik zum 
Bündeln des Lichts, eine Tertiäroptik mit lichtlen-
kenden Mikrostrukturen, die aus Facetten gebildet 
sind, die sich entlang eines strukturierten Rasters 
erstrecken. 

b) Entgegenhaltung 

Die Entgegenhaltungen bestehen aus einer vor-
veröffentlichen Patentanmeldung. Die vorveröf-
fentlichte Patentanmeldung beinhaltet eine LED-
Leuchte mit einer bündelnden Optik (Kollimator) 
und einer streuenden Optik (Diffusor). Mögliche 
Materialien für den Diffusor sind Mattglas, Opal-
glas und Mikrolinsenarrays. Bevorzugt sind Dif-
fusoren mit winkelabhängiger Ausgangsintensität. 
Mikrolinsen wurden genauer in R12 beschrieben. 
Eine in regelmäßiger und eine in zufälliger Anord-
nung. Die Frage war, ob es Kraft dieser Verwei-
sung (auf R12) miteinbezogen worden ist. 

c) Entscheidung des BGH 

Die Entscheidung des BGH war sehr differenziert. 
Zunächst wurde befürwortet, dass ein Verweis 
dazu führen kann, dass schon im Rahmen der 
Neuheitsprüfung zwei Dokumente als eines zu 
lesen sind. Aber es muss klar sein, worauf ver-
wiesen wird. Hier war die Wertung des BGH, dass 
der Verweis in R12 sich nicht auf die regelmäßi-
gen Linsen bezog, sondern nur auf die zufällig 
angeordneten. Zu den R12 offenbarten 
„zufälligen“ Anordnungen gehören auch solche, 
bei denen die Mikrolinsen entlang eines Rasters 

angeordnet sind. Zusammenfassend wurde es 
somit doch als neuheitsschädlich angesehen.  

II. Nichtigkeitsgründe 

1. BGH, Urt. v. 14.10.2025, X ZR 141/23 – Stell- 
und Regelantrieb 

Ein immer wiederkehrender Hauptaspekt ist die 
Frage der unzulässigen Erweiterung, insbesonde-
re die Verallgemeinerung von Beispielen. 

a) Das Streitpatent 

Es ging um einen Regelantrieb für Lüftungsklap-
pen. Der Stell- und Regelantrieb war für Klappen, 
die in einer explosionsgefährdeten Umgebung 
betrieben werden können. Streitmerkmal war 
Merkmal 5, eine Bedieneinheit, die der Paramet-
rierung des Motors dient. Streitthema war die un-
zulässige oder die ursprüngliche Offenbarung. In 
der Anmeldung stand eine Bedieneinheit zur Ein-
stellung der Parameter des Motors und der Steu-
erelektronik. Die Einstellung der Parameter und 
Parametrierung war – nach Verständnis des BGH 
– das gleiche.  

Der Anspruch der Anmeldung bezog sich jedoch 
auch auf die Anmeldung einer Bedieneinheit zur 
Einstellung der Parameter des Motors und der 
Steuerelektronik. Das Ausführungsbeispiel in der 
Anmeldung und im Patent enthält eine Bedienein-
heit mit einem Taster zur Auswahl verschiedener 
Funktionen und einem 10-Stellen-Schalter zur 
Feineinstellung. Die allgemeinere Beschreibung 
(in Anmeldung und Patent) besagt, dass es be-
sonders bevorzugt ist, wenn die Bedieneinheit zur 
Einstellung der Parameter nicht nur den Motor, 
sondern auch der Steuerelektronik dient. 

b) Entscheidung des Patentgerichts 

In der Abbildung steht Motor und Steuerelektro-
nik. Nicht erwähnt ist, dass nur der Motor para-
mentiert wird, also ist es unzulässig erweitert. 
Nach der Anmeldung dient die Bedieneinheit der 
Einstellung von Parametern des Motors und der 
Steuerelektronik. Das Patent lässt es genügen, 
dass Parameter des Motors eingestellt werden. 
Letzteres ist in der Anmeldung nicht offenbart. 
Das Streitpatent hat (nur) in der Fassung des 
Hilfsantrags Bestand. 

c) Entscheidung des BGH 

Der BGH hat das anders gesehen. Der Patentan-
spruch sei weiter gefasst als Anspruch 4 der An-
meldung. Die Anmeldung des Patents bezeichnet 
eine Einstellung von Parametern des Motors und 
der Steuerelektronik in der Beschreibung als be-
sonders bevorzugte Weiterbildung. Damit sind 
schon in der Anmeldung Bedieneinheiten, die nur 
Parameter des Motors einstellen, als zur Erfin-
dung gehörend offenbart. Das Streitpatent hat in 
der erteilten Fassung Bestand. 
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2. BGH, Urt. v. 13.11.2025, X ZR 143/23 – Ge-
pulste Laserstrahlung 

a) Patentanspruch und Anmeldung 

Das Patent umfasst eine Vorrichtung zur Material-
bearbeitung mittels Laserstrahlung mit einer Steu-
ereinrichtung, die die Laserstrahlungsquelle so 
ansteuert, dass im Material durch eine Vielzahl 
von Wechselwirkungszonen eine Schnittfläche 
entsteht und, dass die Wechselwirkungszonen in 
einem posterioren Abschnitt entlang einer von 
außen nach innen erzeugten Spirale erzeugt wer-
den. Das behandelte Material sind „Augen“.  

Die weitere Ausführungsbeispiele der Patentan-
meldung beinhalten Wechselwirkungszonen mit 
Höchstwert des Abstandes von 10 Mikrometern, 
Wechselwirkungszonen mit Höchstwert des Ener-
gieflusses von 5J/cm^2, Schnittflächen mit zwei 
Abschnitten (posterior und anterior), die in zeitli-
chem Abstand von höchstens 5 Sekunden be-
leuchtet werden. Möglichkeit eins ist die Auftei-
lung des posterioren und des anterioren Ab-
schnitts in ringförmige Teilflächen. Möglichkeit 
zwei ist von außen nach innen erzeugte Spirale 
im posterioren Abschnitt und von innen nach au-
ßen erzeugte Spirale im anterioren Abschnitt. 

b) Hinweise und Entscheidung des Patentge-
richts 

Hinweis des Patentgerichts nach § 83 Abs. 1 
PatG: Die erteilte Fassung des Streitpatents ist 
unzulässig erweitert. Das Patentgericht kam zu 
der Entscheidung, dass alle verteidigten Fassun-
gen des Streitpatents durch D1 offenbart und na-
hegelegt sind. 

c) Entscheidung des BGH 

Ob die erteilte Fassung patentfähig ist, könne 
offen bleiben. Nach der Anmeldung dient Merk-
mal 8 dem Zweck, im Zusammenspiel mit einer 
gegenläufigen Spirale im anterioren Abschnitt den 
Höchstwert für den zeitlichen Abstand zumindest 
im Zentrum der Spiralen nicht zu überschreiten. 
Das Merkmal 8 ist auch außerhalb dieses Zusam-
menhangs dem erfinderischen Erfolg förderlich. 
Dies ergibt sich nicht aus der Anmeldung. Der 
Gegenstand der erteilten Fassung geht damit 
über den Inhalt der Anmeldung hinaus. Die mit 
dem erstinstanzlichen Hilfsantrag 1 verteidigte 
Fassung hat Bestand. Somit war der funktionelle 
Zusammenhang gegeben und die beiden Teil-
merkmale dürfen nicht auseinandergerissen wer-
den. 

3. BGH, Urt. v. 17.07.2025, X ZR 40/23 – Spreiz-
dübel II 

a) Streitpatent 

Product by process beschäftigt den BGH immer 
wieder. Ein Spreizdübel aus Kunststoff, umfas-
send einen Spreizbereich (209), der durch ein 
Spreizelement aufspreizbar ist, eine erste Spreiz-
hülse (202), die durch das Spreizelement (228) 

selbst aufspreizbar ist und eine Durchbrechung 
aufweist, die das Spreizen erleichtert, eine zweite 
Spreizhülse (203), die die erste Spreizhülse in 
unverspreiztem Zustand umhüllt und eine Gleitflä-
che (216) zwischen den beiden Spreizhülsen, die 
ermöglicht, dass sich die beiden Spreizhülsen 
beim Verspreizen voneinander lösen können und 
gegeneinander bewegbar sind. 

b) Entscheidung des Patentgerichts und des 
BGH 

Patentgericht und BGH waren sich einig, dass 
das erteilte Patent durch eine Entgegenhaltung 
vorweggenommen wurde. In erster Instanz gab 
es einen Hilfsantrag, dass der Spreizdübel im 
Mehrkomponentenspritzgussverfahren hergestellt 
ist. Die Auslegung des Senats sieht darin eine 
Beschränkung, weil damit die Herstellung be-
stimmter Dübelgeometrien ausgeschlossen ist. 
Der Anspruch wird beschränkt auf räumliche Ge-
staltungen, die in diesem Verfahren herstellbar 
sind. Insbesondere diese Entgegenhaltung ent-
hielt ein einziges Ausführungsbeispiel, was damit 
nicht hergestellt werden kann. Dadurch war die 
Neuheitsschädlichkeit überwunden. Ein Erzeugnis 
darf durch das Verfahren seiner Herstellung ge-
kennzeichnet werden, wenn eine Beschreibung 
der spezifischen Eigenschaften durch körperliche 
Merkmale nicht möglich oder gänzlich unpraktika-
bel ist. Ob diese Voraussetzungen im Streitfall 
erfüllt sind, kann offen bleiben. Das Streitpatent 
zeigt eine Variante des Mehrkomponentenspritz-
gusses (Zweikammerspritzguss) als vorteilhafte 
Alternative auf. Dies legte es nahe, die beispiel-
haft gezeigte Geometrie so zu ändern, dass eine 
Herstellung mit diesem Verfahren möglich ist. 

4. BGH, Urt. v. 13.05.2025, X ZR 50/23 – Hohlfa-
serdialysator 

a) Streitpatent 

Kurz zusammengefasst ging es um ein Faserbün-
del zur Dialyse und diese Fasern sollen bestimm-
ten Abmessungsregeln entsprechen. Stand der 
Technik ist eine vorveröffentlichte Patentanmel-
dung mit zwei Ausführungsbeispiele: Hohlfaserdi-
alysator mit Bündel aus wellenförmigen Hohlfa-
sern: Wellenlänge λ der Ausführungsbeispiele 5 
bzw. 5,6 mm, Außendurchmesser d der Hohlfa-
sern: 232 bzw. 275 µm, keine Angaben zu Faser-
länge L und Bündeldurchmesser D. Die handels-
übliche Filtergehäuse vor dem Prioritätstag legte 
die Klägerin durch Prospekte und ein Privatgut-
achten vor: Länge: 165 bis 265 mm, Innendurch-
messer: 24 bis 48 mm. Der Fachmann konnte vor 
dem Prioritätstag irgendein Gehäuse zu diesem 
Zwecke kaufen und die Merkmale sind erfüllt. 

b) Entscheidung des Patentgerichts und des 
BGH 

Das Patentgericht hielt vor, dass die Formel nicht 
offenbar war und somit nicht neu. 
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Der BGH entschied, dass es nicht auf die Formel 
ankommt, sondern ob ein konkretes Ausführungs-
beispiel Abmessungen aufweist oder nahelegt, 
die unter die Formel fallen. 

Diese Voraussetzung ist erfüllt, wenn handelsübli-
che Filtergehäuse eingesetzt werden. Dement-
sprechend war es nicht neuheitsschädlich. 

5. BGH, Urt. v. 16.09.2025, X ZR 119/23 – Wie-
dergabegerät 

a) Streitpatent 

Es ging um ein Wiedergabegerät für Video-
streaming mit adaptiver Bitrate, eingerichtet zum 
Abrufen einer Hauptindexdatei, die auf eine Viel-
zahl von Containerdateien verweist. Jede Contai-
nerdatei enthält Informationen zur Kodierung des 
darin enthaltenen Videomaterials und einen Index 
zu den in ihr kodierten Medien. Das Verwenden 
der Hauptindexdatei war zum Anfordern dieser 
Bereiche der Containerdatei. Hauptsächliche Ent-
gegenhaltung war D1, der Standardisierungs-
Entwurf für paketbasiertes Streaming. Da waren 
alle Elemente vorgesehen. Zwei Elemente des 
Patentanspruchs waren optional. Es gab aber 
mehr als zwei Optionen, Kombinationen waren 
möglich. 

b) Entscheidung des Patentgerichts und des 
BGH 

Patentgericht sah alle vom Streitpatent vorgese-
henen Elemente als offenbart. Die Entnahme ei-
ner Untermenge bedarf keiner besonderen Be-
gründung.  

Der BGH sah das anders. Nicht jede Ausgestal-
tung, die den abstrakten Vorgaben eines Standar-
disierungsdokuments entspricht, ist durch dieses 
Dokument unmittelbar und eindeutig offenbart. 
Für eine hinreichende Offenbarung muss die Ent-
gegenhaltung zusätzliche Informationen enthal-
ten, die eine Individualisierung einer konkreten 
Ausgestaltung ermöglichen. Eine solche Individu-
alisierung ergibt sich nicht schon daraus, dass die 
vom Patent vorgeschlagenen Elemente eine Un-
termenge der im Standard vorgesehenen Ele-
mente ist. Im Streitfall ist die geschützte Ausge-
staltung hinreichend individualisiert, weil die einzi-
gen optionalen Elemente für bestimmte Fälle 
zwingend vorgegeben sind. Die Neuheitsschäd-
lichkeit wurde bejaht. 

6. BGH, Urt. v. 22.07.2025, X ZR 72/23 – Finge-
relement 

Streitpatent waren Fingerprothesen. Die Frage 
war, ob die Gewindeschnecke fest auf der An-
triebswelle sitzt oder bewegbar ist. Der Entgegen-
haltung konnte man entnehmen, dass sie ver-
schiebbar ist. Verglichen wurde NK19, veröffent-
licht 1936 in den USA, was jedoch nicht zu einer 
Fingerprothese passte. Es gab keinen Anlass 
beides miteinander zu kombinieren, insbesondere 
vor dem Hintergrund, da die Entgegenhaltung zu 

Fingerprothesen von einer festen Anordnung ge-
sprochen hat. Das Patent hat am Ende gehalten.  

7. BGH, Urt. v. 17.06.2025, X ZR 78/23 – Flüs-
sigkeitszufuhrgerät II 

a) Streitpatent 

Die Frage war, ob eine Lösung durch allgemeines 
Fachwissen nahegelegt ist. Es ging darum, einen 
Kolben durch Drehbewegung in eine lineare Be-
wegung zu versetzen. Die Funktionsprinzipien 
sind in der Berufungsbegründung enthalten. Die 
Längsbewegung der Spindel kann auf zwei Arten 
erzeugt werden: Das Zahnrad ist fest mit der 
Spindel verbunden und die Spindel steht in Ge-
windeeingriff mit einer axial nicht bewegbaren 
Mutter. Das Zahnrad ist axial nicht bewegbar, 
steht in Gewindeeingriff mit der Spindel und die 
Spindel ist gegen Drehung gesichert.  

Nach dem Stand der Technik war die erste Vari-
ante der Antriebskonzepte offenbart, vgl. Flüssig-
keitszufuhrgerät I. 

b) Entscheidung des Patentgerichts und des 
BGH 

Die Entgegenhaltungen legen die Abwandlung 
nicht nahe, weil sie nicht genau die gleiche Funk-
tion gezeigt haben. 

Hauptaspekt war das Fachwissen des Fachman-
nes. Das Patentgericht sagte, es sei nicht sub-
stantiiert vorgetragen, dass die Abwandlung 
durch das Fachwissen des Fachmannes nahege-
legt war. Die Klägerin besserte nach, es handele 
sich um eine kinematische Umkehr. Das über-
zeugte den BGH nicht. Das Stichwort kinemati-
sche Umkehr reicht nicht für einen substantiierten 
Vortrag. Es muss bezogen auf die konkrete Ent-
gegenhaltung dargelegt werden, warum dies das 
allgemeine Fachwissen ist, warum es erkennbar 
war, dass es auch in diesem Zusammenhang 
eine Insulinpumpe war. All das wurde nicht vorge-
tragen. Dementsprechend ging der BGH nicht 
davon auf, dass es nahelag.  

8. BGH, Urt. v. 29.04.2025, X ZR 43/23 – Ab-
standsstück 

Das Urteil befasste sich mit der Ausführbarkeit. 
Entscheidend ist, ob eine Erfindung so ausgeführt 
ist, dass ein Fachmann sie anhand des Patents 
ausführen kann. Der Einwand war, dass ein mit 
der Entwicklung von Abstandsstücken befasster 
Fachmann am Prioritätstag keine näheren Kennt-
nisse über die Eigenschaften von Harzklebstoffen 
und keinen Anlass, einen Fachmann aus diesem 
Gebiet hinzuzuziehen, hatte. Der BGH ging davon 
aus, dass es für die Ausführbarkeit nicht nur auf 
den Stand der Technik ankommt, sondern auf das 
Patent und die dort enthaltenen Informationen. 
Ausgehend von der Lehre des Streitpatents be-
steht Anlass, einen Fachmann für Harzklebstoffe 
hinzuzuziehen. Die Definition des Fachmannes 
für die Ausführbarkeit kann, wenn entsprechende 
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Informationen in der Patentschrift vorhanden sind, 
eine andere sein als die Definition des Fachman-
nes für die Beurteilung der Neuheit der erfinderi-
schen Tätigkeit. 

III. Verfahrensrecht 

1. BGH, Urt. v. 17.07.2025, X ZR 40/23 – Spreiz-
dübel II 

Im erstinstanzlichen Verfahren erteilte das Patent-
gericht einen Hinweis gemäß § 83 Abs. 1 PatG, 
dass der geschützte Gegenstand sei ausführbar 
offenbart und patentfähig.  

Am Ende der öffentlichen Berufungsverhandlung 
wurden Hilfsanträge 5 und 6 gestellt. Ohne münd-
liche Verhandlung hätte man diese Hilfsanträge 
nicht entscheiden können. Die Frage ist, ob die 
Hilfsanträge zulässig waren oder nicht. Die mit 
den erstinstanzlichen Anträgen verteidigten Ge-
genstände sind nicht patentfähig. Für die mit dem 
neuen Hilfsantrag 5 verteidigte Modifikation von 
Merkmal 2 gilt Entsprechendes. Hilfsantrag 6 ist 
wegen Verspätung unzulässig. Nach dem vom 
Patentgericht erteilten Hinweis bestand keine Ver-
anlassung zur Stellung neuer Hilfsanträge. In 
zweiter Instanz musste die Beklagte nach Einrei-
chung der Berufungsbegründung prüfen, ob sie 
weitere Hilfsanträge stellen will. Diese sind grund-
sätzlich innerhalb der Frist zur Berufungserwide-
rung zu stellen. Danach gestellte Hilfsanträge 
dürfen nur berücksichtigt werden, wenn dies die 
Erledigung des Rechtsstreits nicht verzögert oder 
die Verspätung genügend entschuldigt ist. Im 
Streitfall ist die Verspätung nicht entschuldigt. Die 
Berücksichtigung des Vorbringens führte zu einer 
Verzögerung. Zur ursprünglichen Offenbarung 
und zum Naheliegen des zusätzlichen Merkmals 
haben die Parteien zuvor nicht vorgetragen. Des-
halb müsste die mündliche Verhandlung wieder 
eröffnet werden. Hilfsanträge sollen demnach in 
der Berufungserwiderung gestellt werden und 
nicht erst in der mündlichen Verhandlung. 

2. BGH, Urt. v. 02.12.2025, X ZR 144/23 – Was-
serklosett 

In dem Urteil wurde festgelegt, dass Patentanwäl-
te Schriftsätze weiterhin per Fax einreichen kön-
nen. Das Original muss von den Patentanwälten 
im Anschluss nicht mehr eingereicht werden. 
Falls sie das Original dennoch nachreichen und 
das Original sodann mit dem Fax nicht überein-
stimmt, ist dies unschädlich. Solange die Faxvor-
lage unterschrieben war, gilt im Zweifel die 
Faxvorlage. 

3. BGH, Beschluss v. 13.10.2025, X ZR 107/24 
– Spenderteil 

a) Streitpatent 

Bei dem Streitpatent handelt es sich um ein 
Spenderteil (95) mit mindestens zwei Teilen (91, 
92). Das Spenderteil ist abnehmbar mit einem 
hinteren Abschnitt (96) verbunden, um ein Spen-

dergehäuse (97) zu bilden. Die angegriffene Aus-
führungsform ist ein Papier- und Seifenspender 
mit Vorderteil aus zwei Teilen. Das Vorderteil 
kann verschwenkt werden, um Papier bzw. Seife 
nachzufüllen. 

b) Verfahrensverlauf 

Das Landgericht verurteilt die Beklagte wegen 
Verletzung des Klagepatents. Die Beklagte bean-
tragt in zweiter Instanz u.a. Geheimnisschutz-
maßnahmen nach § 145a PatG und § 16 Gesch-
GehG bezüglich der zu erteilenden Auskünfte. 
Das Oberlandesgericht lehnt die Geheimnis-
schutzanträge ab und weist die Berufung zurück. 
Die Beklagte legt Nichtzulassungsbeschwerde 
ein. 

c) Entscheidung des BGH 

Der BGH entschied, dass die Zurückweisung des 
Geheimnisschutzantrags in der Revisionsinstanz 
nicht überprüfbar ist. § 557 Abs. 2 ZPO nimmt 
Entscheidungen, die dem angefochtenen Urteil 
vorangegangen sind, von der Überprüfung aus, 
wenn sie unanfechtbar sind. Unanfechtbar in die-
sem Sinne sind auch Entscheidungen, die geson-
dert angefochten werden können. Die Ablehnung 
eines Geheimnisschutzantrags ist nach § 20 
Abs. 5 Satz 5 GeschGehG mit der sofortigen Be-
schwerde anfechtbar. Maßnahmen nach § 145a 
PatG iVm § 16 und § 19 GeschGehG kommen 
nicht für Informationen in Betracht, die eine Partei 
zur Erfüllung eines im Rechtsstreit geltend ge-
machten Anspruchs erteilen muss. Für Geheim-
nisschutzanträge in der Revisionsinstanz ist ge-
mäß § 20 Abs. 6 GeschGehG das Gericht des 
ersten Rechtszugs zuständig. Die Nichtzulas-
sungsbeschwerde ist unbegründet. Die Ausle-
gung, dass ein schwenkbares Spenderteil ab-
nehmbar im Sinne von Merkmal 3 ist, beruht we-
der auf einem unzutreffenden Obersatz noch auf 
einer Divergenz zum Nichtigkeitsberufungsurteil. 
Die Grundsätze für die Auslegung eines Patents 
sind seit langer Zeit geklärt. Der BGH legte dar-
über hinaus fest, dass diese Grundsätze in allen 
wesentlichen Punkten in Einklang mit der Recht-
sprechung des Einheitlichen Patentgerichts und 
der Großen Beschwerdekammer des Europäi-
schen Patentamts stehen. 
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News 

Urheberrecht 

1. EU-Parlament fordert klare Regeln für KI 
und Urheberrecht 

Das Europäische Parlament hat sich mit deutli-
cher Mehrheit für strengere Regeln beim Einsatz 
künstlicher Intelligenz (KI) ausgesprochen. Mit 
460 Stimmen bei 71 Gegenstimmen und 88 Ent-
haltungen verabschiedeten die Abgeordneten am 
Dienstag Empfehlungen, die den Schutz urheber-
rechtlich geschützter Werke im Zeitalter generati-
ver KI deutlich stärken sollen. 

Im Zentrum der Forderungen steht die klare An-
sage: Das bestehende EU-Urheberrecht soll un-
eingeschränkt auch für alle Systeme generativer 
künstlicher Intelligenz gelten, die auf dem europä-
ischen Markt eingesetzt werden. 

Vergütung und Transparenz 

Die Abgeordneten betonen, dass kreative Leis-
tungen angemessen vergütet werden müssen, 
wenn sie für das Training von KI-Systemen ge-
nutzt werden. Der Kreativsektor macht laut Parla-
ment rund 6,9 Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
der EU aus und sei damit ein wesentlicher Wirt-
schaftsfaktor. 

Zugleich fordern sie mehr Transparenz: KI-
Anbieter sollen künftig offenlegen, welche urhe-
berrechtlich geschützten Inhalte sie zum Training 
ihrer Modelle verwendet haben. Dazu gehören 
detaillierte Listen der genutzten Werke sowie um-
fassende Aufzeichnungen über sogenannte 
Crawling-Aktivitäten. Fehlen diese Angaben, 
könnte dies als Urheberrechtsverletzung gewertet 
werden – mit entsprechenden rechtlichen Konse-
quenzen. Eine pauschale „Global-Lizenz“ für KI-
Anbieter, die gegen eine Einmalzahlung sämtliche 
Nutzungsrechte abdeckt, lehnt das Parlament 
ausdrücklich ab. 

Neuer Lizenzmarkt geplant 

Ein weiterer Vorschlag betrifft die Schaffung eines 
neuen Lizenzmarktes für urheberrechtlich ge-
schütztes Material. Dieser soll auch freiwillige 
kollektive Lizenzvereinbarungen umfassen. 
Rechteinhaber sollen zudem die Möglichkeit er-
halten, ihre Werke gezielt vom KI-Training auszu-
schließen. 

Die Verwaltung dieses Systems könnte nach Vor-
stellung der Abgeordneten beim Amt der Europäi-
schen Union für geistiges Eigentum (EUIPO) lie-
gen. 

Schutz für Medien und Presse 

Besondere Aufmerksamkeit gilt dem Schutz von 
Nachrichtenmedien. Das Parlament fordert, dass 
Medienunternehmen vollständig entschädigt wer-
den, wenn ihre Inhalte von KI-Systemen genutzt 
werden und dadurch Traffic oder Einnahmen ver-

loren gehen. 

Zudem sollen Medien das Recht erhalten, die 
Nutzung ihrer Inhalte für KI-Trainings grundsätz-
lich zu verweigern. Die Abgeordneten warnen 
außerdem vor einer einseitigen Informationsverar-
beitung durch große Plattformen und betonen die 
Bedeutung von Medienpluralismus und Informati-
onsvielfalt. 

Kein Urheberrecht für KI-Inhalte 

Klar positioniert sich das Parlament auch bei der 
Frage nach Urheberrechten an KI-generierten 
Inhalten: Vollständig von KI erstellte Werke sollen 
keinen urheberrechtlichen Schutz erhalten. 
Gleichzeitig sollen Einzelpersonen besser vor 
manipulierten oder irreführenden KI-Inhalten ge-
schützt werden. Anbieter digitaler Dienste werden 
aufgefordert, konsequent gegen missbräuchliche 
Nutzung vorzugehen. 

Quelle: Pressemitteilung des Europäischen Parla-
ments vom 10. März 2026 

2. GEMA gegen Suno AI: Prozessauftakt in 
München 

Im Zentrum des Verfahrens steht die Frage, ob KI
-generierte Musik Urheberrechte verletzt und in 
welchem Umfang Trainingsdaten rechtlich zuläs-
sig verwendet werden dürfen. 

Vorwurf: KI nutzt geschützte Werke unrecht-
mäßig 

Die GEMA wirft dem Anbieter eines KI-basierten 
Musikgenerators vor, urheberrechtlich geschützte 
Werke ohne Genehmigung verwendet zu haben. 
Konkret geht es um sechs bekannte Musikstücke, 
deren Komponistinnen und Komponisten durch 
die Verwertungsgesellschaft vertreten werden. 
Die Liedtexte selbst sind nicht Gegenstand des 
Verfahrens.  

Unstrittig ist, dass das KI-Modell mit diesen Wer-
ken trainiert wurde. Nach Darstellung der Klägerin 
wurden die Musikstücke mithilfe sogenannter 
Stream-Ripping-Techniken von der Plattform Y-
ouTube extrahiert. Dabei sei auch eine techni-
sche Schutzmaßnahme – der sogenannte 
„Rolling Cipher“ – umgangen worden. 

Streit um KI-Outputs und „Memorisierung“ 

Besonders umstritten ist die Frage, ob sich die 
trainierten Werke im Modell „wiederfinden“. Die 
Klägerseite argumentiert, dass die generierten 
Outputs eine sogenannte Memorisierung der Ori-
ginalwerke belegen. Dies stelle eine unzulässige 
Vervielfältigung dar, sowohl im Modell selbst als 
auch bei der Ausgabe der erzeugten Musikstü-
cke. 

Zur Untermauerung ihrer Position legte die GEMA 
zahlreiche Beispiele vor: Für einzelne Songs wur-
den teils über 100 verschiedene Prompts doku-
mentiert, bei denen Nutzer lediglich Liedtitel, Text 
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https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20260306IPR37511/schutz-von-urheberrecht-kreativer-arbeit-im-zeitalter-kunstlicher-intelligenz
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20260306IPR37511/schutz-von-urheberrecht-kreativer-arbeit-im-zeitalter-kunstlicher-intelligenz
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und Stil vorgaben – ohne konkrete musikalische 
Parameter wie Melodie oder Arrangement. 

Die Beklagte widerspricht den Vorwürfen ent-
schieden. Die betreffenden Werke seien entweder 
nicht urheberrechtlich geschützt oder in den Out-
puts nicht wiedererkennbar. Zudem seien Trai-
ningsdaten nicht direkt im Modell gespeichert, 
sondern lediglich in abstrahierter Form als mathe-
matische Muster und Gewichtungen verarbeitet. 

Darüber hinaus beruft sich das Unternehmen auf 
das US-amerikanische „Fair Use“-Prinzip, das die 
Nutzung der Werke im Trainingsprozess rechtfer-
tige. Für diese Bewertung sei das angerufene 
Gericht jedoch nicht zuständig, argumentiert die 
Verteidigung. 

Auch die Rolle der Nutzer wird hervorgehoben: 
Die generierten Ergebnisse seien maßgeblich 
durch komplexe, iterativ verfeinerte Eingaben 
(Prompts) entstanden. Dadurch werde der ur-
sächliche Zusammenhang zwischen Trainingsda-
ten und Output unterbrochen. 

Grundsatzfragen für KI und Urheberrecht 

Das Verfahren berührt zentrale Fragen des Urhe-
berrechts im Zeitalter generativer KI: 

Ist das Training mit geschützten Werken zuläs-
sig? 

Können KI-Modelle Inhalte „speichern“ oder nur 
abstrahieren? 

Wer trägt die Verantwortung für generierte Inhal-
te – Entwickler oder Nutzer? 

Auch nach deutschem Recht sieht die Beklagte 
keine Rechtsverletzung und verweist auf Ausnah-
men wie das Text- und Data-Mining. 

Entscheidung im Juni erwartet 

Im Rahmen der mündlichen Verhandlung erörter-
te die Kammer ausführlich die Sach- und Rechts-
lage mit beiden Parteien. Der Beklagten wurde 
eine Frist zur weiteren Stellungnahme bis zum 7. 
April 2026 eingeräumt. 

Die Verkündung einer Entscheidung ist für den 
12. Juni 2026 um 10:00 Uhr im Justizpalast ange-
setzt. Das Urteil dürfte weitreichende Bedeutung 
für die Zukunft von KI-Anwendungen in der Mu-
sikindustrie und darüber hinaus haben. 

Quelle: Pressemitteilung des Landgerichts Mün-
chen I vom 9. März 2026 

3. Österreich: OGH zur Werkqualität und Bear-
beitung von Skulpturen 

Der Oberste Gerichtshof (OGH) hatte über die 
Frage zu entscheiden, ob die von der Beklagten 
vertriebenen Dekofiguren Bearbeitungen urheber-
rechtlich geschützter Skulpturen des Klägers dar-
stellen und ob dem Kläger daher im Sicherungs-
verfahren ein Unterlassungsanspruch zusteht. 
Der OGH wies den Antrag auf Erlassung einer 

einstweiligen Verfügung ab, da der Kläger einen 
Eingriff in sein Urheberrecht nicht ausreichend 
bescheinigen konnte. 

Der OGH bestätigte zunächst, dass die Skulptu-
ren des Klägers als Werke im Sinne des Urheber-
rechtsgesetzes (UrhG) anzusehen sind, da sie 
eine individuelle, künstlerische Gestaltung aufwei-
sen. Für die Annahme einer Bearbeitung im Sinne 
des § 5 UrhG ist jedoch erforderlich, dass die prä-
genden, kreativen Elemente des geschützten 
Werks in den angegriffenen Gegenständen wie-
dererkennbar übernommen wurden. Maßgeblich 
ist nicht der Gesamteindruck, sondern die Über-
nahme konkreter, schutzfähiger Gestaltungsele-
mente. Im vorliegenden Fall konnte der Kläger 
nicht ausreichend darlegen und bescheinigen, 
dass die Figuren der Beklagten die wesentlichen, 
urheberrechtlich geschützten Merkmale seiner 
Skulpturen übernommen haben. Unterschiede in 
Kopfform, Mimik und Körperhaltung sowie das 
Fehlen einer hinreichenden stilistischen Überein-
stimmung führten dazu, dass eine Bearbeitung im 
urheberrechtlichen Sinn zu verneinen war. Man-
gels Bescheinigung eines Eingriffs in das Urhe-
berrecht des Klägers war der Sicherungsantrag 
abzuweisen. Auf weitere urheberrechtliche Fra-
gen, wie Doppelschöpfung oder freie Werknut-
zung, kam es nicht mehr an. 

Quelle: OGH, Beschl. v. 20.02.2026, 4 Ob 
166/25b 
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https://www.justiz.bayern.de/gerichte-und-behoerden/landgericht/muenchen-1/presse/2026/6.php
https://www.justiz.bayern.de/gerichte-und-behoerden/landgericht/muenchen-1/presse/2026/6.php
https://rdb.manz.at/document/ris.just.JJT_20260220_OGH0002_0040OB00166_25B0000_000
https://rdb.manz.at/document/ris.just.JJT_20260220_OGH0002_0040OB00166_25B0000_000
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Allgemeines 

Rechtsprechung in Leitsätzen* 

OLG 

33. Unzulässige Einbettung der ARD Media-
thek in Streaming-Plattform; §§ 87a, 87b UrhG, 
§ 80 Abs. 1. Nr. 1, Nr. 3 MStV, §§ 5 Abs. 1 S. 1, 
14 Abs. 2 S. 1 Nr. 2, Abs. 5 S. 1, 15 Abs. 2, 
Abs. 4 S. 1, 23 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2 MarkenG, 
§ 4 Nr. 3 UWG 

OLG Köln, Urt. v. 27.02.2026, 6 U 75/25 

Verfahrensgang: LG Köln, Urt. v. 15.04.2025, 14 
O 82/25 

Leitsätze  

1. Die ARD Mediathek stellt eine Datenbank im 
Sinne des § 87a Abs. 1 S. 1. UrhG dar. (red.) 

2. Für das Vorliegen einer Sammlung im Sinne 
von § 87a Abs. 1 S. 1 UrhG kommt es auch nicht 
entscheidend darauf an, ob die Elemente, die den 
Inhalt der Datenbank bilden, vom Datenbankher-
steller selbst erzeugt worden sind oder ob sie 
eine Mischung aus erzeugten und vorgefundenen 
Elementen darstellen. (nichtamtl.) 

3. § 80 Abs. 1 Nr. 3 MStV ist als Schutzgesetz im 
Sinne von § 823 Abs. 2 BGB anzusehen. 
(nichtamtl.) 

4. Eine markenmäßige Benutzung der Wort-Bild-
Marke ARD Mediathek kann durch die Darstel-
lung auf der Webseite, in einer Übersichtsseite 
und der Seitenbeschreibung, die im Browser-Tab 
angezeigt wird, erfolgen. (red.) 

5. Bei der Verwendung eines Unternehmenskenn-
zeichens mit überragender Bekanntheit und ohne 
beschreibenden Charakter im sog. Post-Domain-
Pfad, kann es sich – wie im Streitfall – um eine 
kennzeichenmäßige Verwendung handeln. (red.) 

6. Die ARD Mediathek besitzt eine wettbewerbli-
che Eigenart, die als überdurchschnittlich einzu-
ordnen ist. (red.) 

LG 

34. Anforderungen an die persönliche geistige 
Schöpfung und den ergänzenden Leistungs-
schutz technischer Symbole in einer Bau-
zeichnung; § 2 Abs. 1 Nr. 7 UrhG, § 4 Nr. 3 
UWG 

LG Köln, Urt. v. 05.03.2026, 14 O 195/24 

Leitsätze 

1. Zur Prüfung der Schutzfähigkeit von Darstellun-
gen wissenschaftlicher oder technischer Art, wie 
Zeichnungen, Pläne, Karten, Skizzen, Tabellen 
und plastische Darstellungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 
7 UrhG nach den Grundsätzen des unionsrechtli-
chen Werkbegriffs. Vorliegend Schutzfähigkeit 

von Symbolen in Bauzeichnungen verneint, u.a. 
wegen eines beachtlichen Freihaltebedürfnisses. 
(amtl.) 

2. Es ist erforderlich, dass sich im Werk die Per-
sönlichkeit des Urhebers widerspiegelt. Dies er-
fordert die Darstellung von konkreten kreativen 
Entscheidungen einzelner Personen. Der bloße 
Verweis auf eine nicht näher spezifizierte Schöp-
fung durch eine Miturhebergemeinschaft genügt 
nicht, wenn bestritten ist, dass das betreffende 
Werk von den benannten Personen gemein-
schaftlich geschaffen worden ist. Eine rein abs-
trakte Darstellung von Gestaltungsentscheidun-
gen und die Nennung von Personen, die diese 
Entscheidungen vielleicht getroffen haben könn-
ten, genügt dann nach Ansicht der Kammer nicht. 
(amtl.) 

3. Ein Erzeugnis besitzt wettbewerbliche Eigenart, 
wenn dessen konkrete Ausgestaltung oder be-
stimmte Merkmale geeignet sind, die interessier-
ten Verkehrskreise auf seine betriebliche Herkunft 
oder seine Besonderheiten hinzuweisen. Die Fra-
ge, ob dem untergeordneten Element einer 
Hauptsache wettbewerbliche Eigenart zukommt, 
beurteilt sich nach der Verkehrsauffassung. Die 
wettbewerbliche Eigenart hängt vom Gesamtein-
druck des Erzeugnisses ab. (nichtamtl.) 

4. Einzelne Gestaltungsmerkmale einer Gesamt-
sache können die Eigenart verstärken oder be-
gründen. Dies bezieht sich aber jeweils auf den 
Eindruck, den die Gesamtsache selbst, sei es 
auch durch die Einzelelemente, vermittelt, also 
die Eigenart der Gesamtheit, nicht aber die des 
Einzelelementes. Beispiele dafür sind Produktpro-
gramme und -systeme mit wiederkehrenden Ele-
menten sowie funktional zusammengehörende 
Zubehörteile einer einheitlichen Sache. Um sol-
che Fälle geht es aber nicht, wenn es das isolierte 
Element eines Gegenstandes zu beurteilen ist 
und der Endverbraucher diesen Gegenstand nicht 
isoliert, sondern allein im Hinblick auf die Gesamt-
sache und deren Funktion erwirbt. (nichtamtl.) 

*Hinweis: Die Nummerierung der Leitsätze wurde aus redaktionellen Gründen vereinheitlicht 48 

https://nrwe.justiz.nrw.de/olgs/koeln/j2026/6_U_75_25_Urteil_20260227.html
https://nrwe.justiz.nrw.de/lgs/koeln/lg_koeln/j2025/14_O_82_25_Urteil_20250415.html
https://nrwe.justiz.nrw.de/lgs/koeln/lg_koeln/j2025/14_O_82_25_Urteil_20250415.html
https://nrwe.justiz.nrw.de/lgs/koeln/lg_koeln/j2026/14_O_195_24_Urteil_20260305.html
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Markenrecht 

Rechtsprechung in Leitsätzen 

EuGH 

35. Irreführender Charakter einer Marke auf-
grund einer als Gründungsjahr verstehbaren 
Jahreszahl; Art. 3. Abs. 1 lit. g RL 2008/95/EG 
(Marken-RL 2008) 

EuGH, Urt. v. 26.03.2026, C-412/24 – Fauré Le 
Page 

Leitsatz 

Art. 3 Abs. 1 Buchst. g der Richtlinie 2008/95/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 22. Oktober 2008 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Marken ist dahin auszulegen, dass, wenn eine 
Marke eine Zahl enthält, die von den maßgebli-
chen Verkehrskreisen als Hinweis auf das Grün-
dungsjahr des Unternehmens wahrgenommen 
werden kann, und durch das lange Zurückliegen 
dieses Jahres auf ein langjähriges Know-how 
anspielt, das den Waren, für die die Marke einge-
tragen ist, eine Qualitätsgarantie und Presti-
gecharakter verleiht, obwohl ein solches langjähri-
ges Know-how nicht besteht, daraus geschlossen 
werden kann, dass diese Marke im Sinne dieser 
Bestimmung geeignet ist, das Publikum zu täu-
schen. 

36. Keine Berücksichtigung von älteren im 
Vereinigten Königreich geschützten Marken 
nach Übergangszeitraum des „Brexits“ im 
Widerspruchsverfahren; Art. 50 EUV, Art. 8 
Abs. 4, Art. 9, Art. 41, Art. 42, Art. 46, Art. 47 
VO 207/2009 (Unionsmarken-VO) 

EuGH, Urt. v. 05.02.2026, C-337/22 P – EUIPO/
Nowhere 

Verfahrensgang: EuG, Urt. v. 16.03.2022, T-
281/21; EUIPO, Entsch. v. 10.02.2021, R 
2474/2017-2 

Anhängig: EuG, T-281/21 

Leitsätze (nichtamtl.) 

1. Aus den vorstehenden Erwägungen ergibt sich 
somit, dass die Frage, ob noch ein wirksam ge-
schütztes älteres Recht besteht, zu dem Zeitpunkt 
zu beurteilen ist, zu dem das EUIPO endgültig 
über den Widerspruch befindet, um zu entschei-
den, ob „die angemeldete Marke von der Eintra-
gung ausgeschlossen [ist]“; dies umfasst das Sta-
dium des Beschwerdeverfahrens. Es handelt sich 
um eine Vorfrage, über die das EUIPO zu ent-
scheiden hat, bevor es prüft, ob der Widerspre-
chende nachgewiesen hat, dass dieses ältere 
Recht im Übrigen die materiellen Voraussetzun-
gen aus Art. 8 Abs. 4 der Verordnung Nr. 
207/2009 erfüllt, insbesondere, dass es seinem 
Inhaber das Recht verleiht, die Benutzung einer 

jüngeren Marke zu untersagen. 

2. Daraus folgt, dass es keinen Konflikt zwischen 
im Vereinigten Königreich geschützten älteren 
Marken und einer Unionsmarke geben kann, 
wenn Letztere nach Ablauf des Übergangszeit-
raums eingetragen wird, da die letztgenannte 
Marke in diesem Fall ihre Wirkungen in einem 
anderen Gebiet als demjenigen entfalten wird, in 
dem diese älteren Marken geschützt sind. 

BPatG 

37. Fehlende Unterscheidungskraft aufgrund 
einer ideellen Beziehung zwischen Ort und 
fraglicher Ware; § 8 Abs. 2 Nr. 1, Nr. 2 Mar-
kenG  

BPatG, Beschl. v. 19.01.2026, 26 W (pat) 34/17 – 
Neuschwansteiner 

Leitsatz 

Für das Vorliegen einer freihaltebedürftigen geo-
graphischen Herkunftsangabe von Ortsbezeich-
nungen, welche nicht nur die Qualität und andere 
Eigenschaften der betroffenen Warengruppen 
anzeigen, sondern auch die Vorlieben der Ver-
braucher in anderer Weise beeinflussen können, 
etwa dadurch, dass diese eine Verbindung zwi-
schen den Waren und einem Ort herstellen, mit 
dem sie positiv besetzte Vorstellungen verbinden 
(vgl. EuGH GRUR 1999, 723 Rn. 26 - Chiemsee; 
GRUR 2018, 1146 Rn. 37 – NEUSCHWAN-
STEIN), bedarf es keiner objektiven Beziehung 
zwischen dem bezeichneten Ort und den fragli-
chen Waren oder Dienstleistungen. Insbesondere 
ist hierfür nicht erforderlich, dass eine Herstellung 
der Waren in der betroffenen geografischen Regi-
on bereits stattfindet oder zukünftig vernünftiger-
weise erwartet werden kann. Ausreichend ist viel-
mehr eine ideelle Beziehung zwischen dem Ort 
und den fraglichen Waren oder Dienstleistungen, 
etwa, wenn vom Nimbus eines (bekannten) Ortes 
profitiert wird, der auf die Waren oder Dienstleis-
tungen erstreckt werden soll. 

OLG 

38. Verhältnismäßigkeit der Vernichtung mar-
kenverletzender Replika-Fahrzeuge; §§ 14 
Abs. 2 Nr.1, Nr. 2, Abs. 3 Nr. 1, Nr. 2 MarkenG 

OLG Frankfurt, Urt. v. 19.02.2026, 6 U 14/25 

Verfahrensgang: LG Frankfurt, Urt. v. 19.12.2024, 
2-03 O 578/23 

Leitsätze (nichtamtl.) 

1. Die Beschlagnahme durch die Zollbehörde 
steht einer Einfuhr nicht entgegen. Auch eine zum 
Inverkehrbringen bestimmte, jedoch nach §§ 146 
ff. MarkenG beschlagnahmte Ware ist marken-
rechtlich im Sinne der Norm eingeführt, denn die 
Beschlagnahme erfolgt gemäß § 146 Abs. 1 Satz 
1 MarkenG „bei der Einfuhr“, setzt diese also vo-
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https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:62024CJ0412
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:62024CJ0412
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:62022CJ0337
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:62022CJ0337
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:62021TJ0281
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:62021TJ0281
https://www.bundespatentgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2026/26034-17_19012026.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bundespatentgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2026/26034-17_19012026.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.rv.hessenrecht.hessen.de/bshe/document/LARE260000304
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raus. 

2. Eine Entfernung der Kennzeichen als milderes 
Mittel gegenüber der Fahrzeugvernichtung kommt 
nicht in Betracht, § 18 Abs. 3 Satz 1 MarkenG. 
Vorliegend greife die Abwägungssituation, dass 
trotz des hohen Werts des Fahrzeugs eine Ver-
nichtung dann verhältnismäßig ist, wenn dieses 
ein unzulässiger Nachbau eines Originals darstellt 
und deshalb die Gefahr besteht, dass im Falle 
des Weiterverkaufs ein Erwerber erneut verlet-
zende Zeichen aufbringt. 

50 
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Patentrecht 

Rechtsprechung in Leitsätzen 

EPG 

39. Benutzungshandlung in einem Vertrags-
mitgliedstaat; Art. 34 EPGÜ 

EPG, Lokalkammer Düsseldorf, Entsch. v. 
23.04.2026, UPC_CFI_559/2024 
UPC_CFI_106/2025 

Leitsatz 

Die Feststellung einer Benutzungshandlung in 
einem Vertragsmitgliedstaat ist ausreichend, um 
eine Anordnung auch in Bezug auf die weiteren 
Vertragsmitgliedstaaten zu treffen, in denen das 
Patent in Kraft ist. Dies gilt auch dann, wenn eine 
Benutzungshandlung nur in demjenigen Vertrags-
mitgliedsstaat festgestellt werden kann, für den 
der Patentinhaber aus prozessualen Gründen mit 
der Verletzungsklage keine Ansprüche geltend 
macht („carve out“). 

40. Zulässigkeit einer Klage auf Nichtigerklä-
rung; Art. 65 Abs. 1, 2, 138 Abs. 1, 139 Abs. 2 
EPGÜ 

EPG, Zentralkammer Paris, Entsch. v. 
22.04.2026, UPC_CFI_461/2025 

Leitsätze 

1. Das Rechtsschutzinteresse ist von Amts wegen 
zu prüfen. 

2. Eine Klage auf Nichtigerklärung des Patents ist 
im Falle des Erlöschens des Patents aufgrund 
von Zeitablauf nicht notwendigerweise unzuläs-
sig. Dies gilt insbesondere dann, wenn nach Ab-
lauf der Schutzdauer eines Patents Ansprüche 
wegen Patentverletzung für den Zeitraum geltend 
gemacht werden, in dem das Patent noch in Kraft 
war. 

3. Das Gericht ist nicht an die im Patent genannte 
objektive Aufgabe gebunden, sondern kann diese 
selbst auf der Grundlage der Beschreibung und 
der Zeichnungen in ihrer Gesamtheit im Kontext 
der allgemeinen technischen Lehre des Patents 
ermitteln. 

4. Bei der Prüfung der Hilfsanträge ist das Gericht 
an die vom Kläger vorgebrachten Argumente be-
züglich ihrer Patentfähigkeit gebunden und be-
rücksichtigt nur diese. Die im Hauptantrag in Be-
zug auf die erteilte Fassung genannten Gründe 
werden bei der Prüfung der Hilfsanträge daher 
nur dann berücksichtigt, wenn sich der Kläger 
darauf beruft. 

41. Anmeldung eines europäischen Patents 
und Eintragung der einheitlichen Wirkung; 
Art. 3 Abs. 2 VO 1257/2012 

EPG Berufungsgericht, Entsch. v. 09.02.2026, 
UPC_CoA_8/2026 

Leitsatz 

Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung Nr. 1257/2012 
kann nicht dahingehend ausgelegt werden, dass 
die Eintragung der einheitlichen Wirkung für ein 
erteiltes europäisches Patent zulässig wäre, das 
die Benennung eines der teilnehmenden Mitglied-
staaten nicht umfasst. 

BGH 

42. Offensichtlichkeit Erfolgsaussichten der 
Nichtigkeitsklage; §§ 148, 543 Abs. 2, 544, 707, 
719 Abs. 1 ZPO, § 81 PatG 

BGH, Urt. v. 02.04.2026, X ZR 77/25 – Abstands-
stück II 

Verfahrensgang: OLG Düsseldorf, Urt. v. 
30.10.2025 – 2 U 21/24; LG Düsseldorf, Urt. v. 
16.12.2021 – 4a O 39/22 

Leitsätze 

1. Nach rechtskräftigem Abschluss eines Nichtig-
keitsverfahrens kommt eine (erneute) Aussetzung 
des Verfahrens über eine Nichtzulassungsbe-
schwerde im Hinblick auf eine nach Abschluss 
des ersten Nichtigkeitsverfahrens erhobene zwei-
te Nichtigkeitsklage nur dann in Betracht, wenn 
die Erfolgsaussicht der neuen Nichtigkeitsklage 
offensichtlich ist (Bestätigung von BGH, Be-
schluss vom 17. Juli 2012 - X ZR 77/11, GRUR 
2012, 1072 Rn. 2 - Verdichtungsvorrichtung). 

2. Eine entsprechende Anwendung von § 719 
Abs. 1 ZPO kommt in der genannten Konstellati-
on allenfalls dann in Betracht, wenn die neue 
Nichtigkeitsklage in vergleichbarem Maße die 
Wahrscheinlichkeit für eine Nichtigerklärung des 
Klagepatents begründet, wie sie nach einer be-
reits erfolgten (nicht rechtskräftigen) Nichtigerklä-
rung durch das Patentgericht bestünde 
(Ergänzung zu BGH, Beschluss vom 16. Septem-
ber 2014 - X ZR 61/13, BGHZ 202, 288 = GRUR 
2014, 1237 - Kurznachrichten). 

43. Neuheitsschädliche Offenbarung der Ent-
gegenhaltung und Beurteilung der angemes-
senen Erfolgserwartung; Art. 54 Abs. 5, 56 
EPÜ 

BGH, Urt. v. 17.03.2026, X ZR 165/23 – Fampri-
din-SR 

Verfahrensgang: BPatG, Urt. v. 11.07.2023, 3 Ni 
19/22 (EP) 

Leitsätze 

1. Die Eignung eines Stoffs zur Behandlung einer 
Krankheit ist durch eine Entgegenhaltung nur 
dann neuheitsschädlich offenbart, wenn dieser 
eindeutig und unmittelbar zu entnehmen ist, dass 
der Stoff die in Rede stehende Wirkung hat. Hier-
für reicht es nicht aus, dass einer Entgegenhal-
tung diesbezügliche Einschätzungen oder Erwar-
tungen zu entnehmen sind (Bestätigung von 
BGH, Urteil vom 9. Juni 2011 - X ZR 68/08, 
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https://www.unifiedpatentcourt.org/sites/default/files/files/api_order/Entscheidung_Quantificare%20v.%20Canfield__signed_all_VT.pdf
https://www.unifiedpatentcourt.org/sites/default/files/files/api_order/Entscheidung_Quantificare%20v.%20Canfield__signed_all_VT.pdf
https://www.unifiedpatentcourt.org/sites/default/files/files/api_order/Entscheidung_Quantificare%20v.%20Canfield__signed_all_VT.pdf
https://www.unifiedpatentcourt.org/sites/default/files/files/api_order/CD%20Paris%20-%20461-2025%20-%2022.04.2026%20anonymized%20version.pdf
https://www.unifiedpatentcourt.org/sites/default/files/files/api_order/CD%20Paris%20-%20461-2025%20-%2022.04.2026%20anonymized%20version.pdf
https://www.unifiedpatentcourt.org/sites/default/files/files/api_order/Decision%20Papst%20vs%20EPO%208-2026%20DE.pdf
https://www.unifiedpatentcourt.org/sites/default/files/files/api_order/Decision%20Papst%20vs%20EPO%208-2026%20DE.pdf
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/Zivilsenate/X_ZS/2025/X_ZR__77-25.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/Zivilsenate/X_ZS/2025/X_ZR__77-25.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://nrwe.justiz.nrw.de/olgs/duesseldorf/j2025/2_U_21_24_Urteil_20251030.html
https://nrwe.justiz.nrw.de/olgs/duesseldorf/j2025/2_U_21_24_Urteil_20251030.html
https://nrwe.justiz.nrw.de/lgs/duesseldorf/lg_duesseldorf/j2024/4a_O_39_22_Urteil_20241119.html
https://nrwe.justiz.nrw.de/lgs/duesseldorf/lg_duesseldorf/j2024/4a_O_39_22_Urteil_20241119.html
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/Zivilsenate/X_ZS/2023/X_ZR_165-23.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/Zivilsenate/X_ZS/2023/X_ZR_165-23.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundespatentgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2023/03019-22_11072023.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundespatentgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2023/03019-22_11072023.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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GRUR 2011, 999 Rn. 35 - Memantin). 

2. Bei der Beurteilung, ob eine angemessene Er-
folgserwartung bestand, sind auch Schwierigkei-
ten zu berücksichtigen, die im Stand der Technik 
noch nicht bekannt waren, sich beim Beschreiten 
eines danach in Betracht kommenden Lösungs-
wegs aber eingestellt hätten (ebenso EPA, Ent-
scheidung vom 3. September 2019 - T 421/14, 
Abs. 9.8.2; Entscheidung vom 4. September 2019 
- T 799/16, Abs. 6.8.2). 

44. Ausschluss durch zur Diagnose gehöhren-
den Verfahrensschritte am menschlichen oder 
tierischen Körper; § 2a Abs. 1 Nr. 2 S. 1 Fall 2 
PatG 

BGH, Urt. v. 17.03.2026, X ZB 5/25 – Automati-
sierte Bestimmung von Untersuchungsergebnis-
sen 

Verfahrensgang: BPatG, Urt. v. 28.01.2025, 18 W 
(pat) 55/23 

Leitsatz 

Der Ausschlusstatbestand des § 2a Abs. 1 Nr. 2 
Fall 2 PatG ist nur dann erfüllt, wenn alle zur Di-
agnose gehörenden Verfahrensschritte am 
menschlichen oder tierischen Körper vorgenom-
men werden (ebenso EPA, Entscheidung vom 16. 
Dezember 2005 – G 1/04, GRUR Int. 2006, 514 
Abs. 6.4.4. – Diagnostizierverfahren) 

45. Berufung, Rechtskraft des angegriffenen 
Patents, Ersetzung und Ergänzung der Patent-
beschreibung im Patentnichtigkeitsverfahren; 
§§ 110 ZPO, 322 ZPO 

BGH, Urt. v. 10.03.2026, X ZR 59/25 – Palette 

Verfahrensgang: BPatG, Urt. v. 27.03.2025, 7 Ni 
19/22 (EP) 

Leitsätze 

1. Auch im Patentnichtigkeitsverfahren ist eine 
Berufung nur dann zulässig, wenn der Rechtsmit-
telführer durch die angefochtene Entscheidung 
beschwert ist und mit dem Rechtsmittel zumin-
dest die teilweise Beseitigung dieser Beschwer 
anstrebt (Bestätigung von BGH, Urteil vom 27. 
Oktober 1966 - Ia ZR 86/64, GRUR 1967, 194, 
juris Rn. 28; Urteil vom 30. November 1978 - X 
ZR 32/76, GRUR 1979, 222, juris Rn. 21). 

2. Im Patentnichtigkeitsverfahren erwächst nur die 
Entscheidung darüber in Rechtskraft, ob das an-
gegriffene Patent aus den vom Kläger geltend 
gemachten Gründen nichtig ist. Die Erwägungen, 
auf die diese Entscheidung gestützt ist, werden 
von der Rechtskraft hingegen nicht erfasst. 

3. Eine Ersetzung oder Ergänzung der Patentbe-
schreibung durch die Gründe einer im Nichtig-
keitsstreit ergangenen Entscheidung kommt nur 
insoweit in Betracht, als die Beschreibung durch 
die Teilvernichtung gegenstandslos geworden ist 
(Bestätigung von BGH, Urteil vom 30. Juni 1964 - 

Ia ZR 10/63, GRUR 1964, 669, 670 - Abtastnadel 
II; Urteil vom 12. Mai 1998 - X ZR 115/96, GRUR 
1999, 145, 146 - Stoßwellen-Lithotripter; Urteil 
vom 17. April 2007 - X ZR 72/05, BGHZ 172, 88 = 
GRUR 2007, 778 Rn. 20 - Ziehmaschinenzugein-
heit I). 

4. Wird ein Patent teilweise für nichtig erklärt, 
können Ausführungen zur Auslegung eines Merk-
mals, das bereits in der erteilten Fassung vorge-
sehen ist, auch dann keine Bindungswirkung er-
langen, wenn sie für die Abweisung der weiterge-
henden Nichtigkeitsklage entscheidungserheblich 
sind. 

46. Ausführbarkeit der Erfindung und bean-
spruchte Eigenschaft; § 21 Abs. 1 Nr. 2 PatG 

BGH, Urt. v. 25.02.2026, X ZB 3/25 – Fructosein-
toleranz 

Verfahrensgang: BPatG, Urt. v. 22.11.2024, 14 W 
(pat) 701/23 

Leitsätze 

1. In einem Einspruchs- oder Nichtigkeitsverfah-

ren darf die Ausführbarkeit der Erfindung nicht 

allein deshalb verneint werden, weil es an ent-

sprechenden Beweismitteln fehlt. 

2. Bei einem Patent, das zweckgebundenen 
Stoffschutz von § 3 Abs. 3 oder 4 PatG bean-

sprucht, muss sich aus den in der Anmeldung 
enthaltenen Informationen zumindest eine hinrei-
chende Erwartung dafür ergeben, dass der Stoff 
die beanspruchte Eigenschaft aufweist. 

BPatG 

47. Veräußerung des Streitgebrauchsmusters; 
§ 18 Abs. 2 S. 1 GebrMG, §§ 30 Abs. 3 S. 3, 74 
Abs. 1 PatG, § 265 Abs. 2 ZPO 

BPatG, Urt. v. 26.03.2026, 35 W (pat) 437/23 – 
Erkennung von Netzwerkbedrohungen 

Leitsatz 

Wird während eines laufenden Gebrauchsmuster-
Löschungsverfahrens das Streitgebrauchsmuster 
veräußert und im Register auf eine neue Rechts-
inhaberin umgeschrieben, so erhält die neue In-
haberin hierdurch nicht ohne Weiteres die Be-
schwerdeberechtigung. Die Regelung des § 30 
Abs. 3 Satz 3 PatG ist auf das Gebrauchsmuster-
Löschungsverfahren nicht entsprechend anwend-
bar. Die neue Rechtsinhaberin muss, um zur Be-
schwerde berechtigt zu sein, noch vor Beschwer-
deeinlegung gemäß § 265 Abs. 2 ZPO mit Zu-
stimmung der Antragstellerin das Verfahren an 
Stelle der Rechtsvorgängerin übernommen haben 
(Abgrenzung zu BPatGE 33, 260 ff. = GRUR 
1993, 549 ff. - Beschwerderecht). 
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https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/Zivilsenate/X_ZS/2025/X_ZB___5-25.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/Zivilsenate/X_ZS/2025/X_ZB___5-25.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/Zivilsenate/X_ZS/2025/X_ZB___5-25.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundespatentgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2025/18055-23_28012025.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundespatentgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2025/18055-23_28012025.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/Zivilsenate/X_ZS/2025/X_ZR__59-25.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundespatentgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2025/07019-22_ep_27032025.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundespatentgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2025/07019-22_ep_27032025.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/Zivilsenate/X_ZS/2025/X_ZB___3-25.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/Zivilsenate/X_ZS/2025/X_ZB___3-25.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundespatentgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2024/14701-23_22112024.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundespatentgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2024/14701-23_22112024.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundespatentgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2026/35437-23_26032026.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundespatentgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2026/35437-23_26032026.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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48. Anmeldetag einer Patentanmeldung; § 35 
Abs. 1 PatG 

BPatG, Urt. v. 25.02.2026, 11 W (pat) 28/25 – 
Hygienedeckel für Dosen 

Leitsatz 

Als Mindesterfordernis für den Anmeldetag einer 
Patentanmeldung verlangt § 35 Abs. 1 PatG unter 
anderem Angaben, die dem Anschein nach als 
Beschreibung anzusehen sind. Hierfür können 
grundsätzlich auch knappe Angaben – beispiels-
weise im Feld „Bezeichnung der Anmeldung“ des 
Anmeldeformulars – ausreichen, sofern diese 
Angaben über die bloße Bezeichnung hinaus den 
Gegenstand der Erfindung zumindest kurz in sei-
nen technischen Gegebenheiten skizzieren und 
damit eine technische Lehre offenbaren. Be-
schränken sich die Angaben jedoch auf eine blo-
ße Bezeichnung der Erfindung, ohne ihre techni-
schen Gegebenheiten zumindest kurz zu be-
schreiben, so kann dies dem Anschein nach nicht 
als Beschreibung angesehen werden. Der Anmel-
detag wird durch das Erfüllen der in § 35 Abs. 1 
PatG genannten objektiven Gegebenheiten fest-
gelegt. (Fortführung von BPatG, Beschluss vom 
19. Juli 2007, 10 W (pat) 17/07). 

LG 

49. Die öffentliche Zugänglichkeit bei pharma-
zeutischen Erfindungen; Art. 54 Abs. 2 EPÜ, 
§§ 148 Abs. 1, 927 ZPO, Art. 14 RL 2004/48/EG 
(Durchsetzungs-RL) 

LG München, Urt. v.01.03.2026 – 21 O 10053/25 

Leitsatz 

Die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs wo-
nach im Regelfall und ohne Hinzutreten besonde-
rer Umstände die Sphäre der Öffentlichkeit nicht 
erreicht und somit öffentliche Zugänglichkeit zu 
verneinen ist, solange die Kenntnisse nur solchen 
Personen zugänglich sind, die an dieser Entwick-
lungs- und Erprobungstätigkeit beteiligt sind (BGH 
GRUR 2022, 1294 Rn. 120 — Oberflächenbe-
schichtung; NJW-RR, 1999, 834, 835 — Herz-
klappenprothese), ist insbesondere bei pharma-
zeutischen Patentanmeldungen, die potenziell 
lebensgefährliche Wirkstoffe betreffen, sinnge-
mäß dahingehend zu verstehen, dass auch Infor-
mationen, die an Patienten ausgebeben werden, 
grundsätzlich nicht öffentlich zugänglich sind. 

50. Patentlizenzvertrag zu FRAND – Bedingun-
gen; §§ 19, 33, 33a GWB, §§ 287, 894 ZPO, 
§ 102 AEUV 

LG Frankfurt, Urt. v. 25.02.2026 – 2-06 O 426/24 

Leitsätze 

1. Aus §§ 33, 33a Abs. 1 GWB kann grundsätz-
lich ein Anspruch eines Lizenzsuchers gegen den 
Inhaber von standard-essentiellen Patenten auf 
Abschluss eines Patentlizenzvertrags zu FRAND-

Bedingungen hergeleitet werden. 

2. Die Klage auf Abschluss eines FRAND-
Lizenzvertrags kann grundsätzlich zulässig sein. 

3. Die Klage auf Abschluss eines FRAND-
Lizenzvertrags ist begründet, wenn der Patentin-
haber kein Angebot gemacht hat, das FRAND-
Bedingungen genügt, der geforderte Vertrag 
FRAND-Bedingungen entspricht und die zu ver-
einbarende Lizenzgebühr am oberen Ende oder 
oberhalb des FRAND-Korridors liegt. 

4. Bei der Bemessung der Lizenzgebühr ist die 
Heranziehung von Vergleichslizenzen vorzugs-
würdig. Gibt es keine heranzuziehenden Ver-
gleichslizenzen, kann die Lizenzgebühr auf ande-
re Art und Weise berechnet werden. 

5. Die Frage, ob die geforderte Lizenzgebühr am 
oberen Ende des FRAND-Korridors oder darüber 
liegt, kann im Wege der Schätzung nach § 287 
ZPO beantwortet werden. 
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https://www.bundespatentgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2026/11028-25_25022026.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.bundespatentgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2026/11028-25_25022026.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2026-N-6785?hl=true
https://www.rv.hessenrecht.hessen.de/bshe/document/LARE260000396
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Urheberrecht 

Rechtsprechung in Leitsätzen 

EuGH 

51. Urheberrechtsschutz für eine kritische 
Ausgabe eines gemeinfrei gewordenen Werks; 
Art. 2 lit. a RL 2001/29/EG (InfoSoc-RL) 

EuGH, Urt. v. 19.03.2026, C-649/23 – Institutul G. 
Calinescu 

Leitsatz 

Art. 2 Buchst. a der Richtlinie 2001/29/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. 
Mai 2001 zur Harmonisierung bestimmter Aspek-
te des Urheberrechts und der verwandten Schutz-
rechte in der Informationsgesellschaft ist dahin 
auszulegen, dass die kritische Ausgabe eines 
gemeinfrei gewordenen Werks, deren Ziel darin 
besteht, den Text dieses Werks mit Kommentaren 
und dem erforderlichen kritischen Apparat wieder-
zugeben, als ein urheberrechtlich geschütztes 
Werk im Sinne dieser Bestimmung angesehen 
werden kann, sofern sie eine geistige Schöpfung 
ist, die die Persönlichkeit ihres Urhebers wider-
spiegelt, indem sie dessen freie kreative Ent-
scheidungen zum Ausdruck bringt, und mit hinrei-
chender Genauigkeit und Objektivität identifiziert 
werden kann. 

52. Schlussanträge des Generalanwalts 
(Nicholas Emiliou) zum Vervielfältigungsrecht 
und Erlaubnispflichten bei digitalen Kopien 
durch Dienstanbieter und das Teilen von Onli-
ne-Inhalten; Art. 2, Art. 5 Abs. 1 RL 2001/29/EG 
(InfoSoc-RL), Art. 17 Abs. 1, Abs. 2 RL 
2019/790/EU (DSM-RL) 

EuGH, Schlussanträge v. 26.03.2026, C-579/24 – 
Austro-Mechana/AKM 

Leitsätze 

Nach alledem schlage ich dem Gerichtshof vor, 
auf die Vorlagefragen des Bundesverwaltungsge-
richts (Österreich) wie folgt zu antworten: 

1. Art. 2 der Richtlinie 2001/29/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 
2001 zur Harmonisierung bestimmter Aspekte 
des Urheberrechts und der verwandten Schutz-
rechte in der Informationsgesellschaft ist dahin 
auszulegen, dass die Erstellung digitaler Kopien 
von Werken oder sonstigen Schutzgegenständen 
auf den Computerservern von Diensteanbietern 
für das Teilen von Online‑Inhalten, die technisch 
erforderlich sind, um der Öffentlichkeit auf den 
von diesen Diensteanbietern betriebenen Online-
Plattformen Zugang zu diesen Inhalten oder sons-
tigen Schutzgegenständen zu verschaffen, 
„Vervielfältigungen“ darstellen, die unter das 
durch diese Vorschrift geschützte ausschließliche 
Vervielfältigungsrecht fallen. Die in Art. 5 Abs. 1 
dieser Richtlinie vorgesehene Ausnahme für 

„vorübergehende Vervielfältigungshandlungen, 
die flüchtig oder begleitend sind und einen integ-
ralen und wesentlichen Teil eines technischen 
Verfahrens darstellen“, findet keine Anwendung. 

2. Art. 17 Abs. 1 der Richtlinie (EU) 2019/790 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. 
April 2019 über das Urheberrecht und die ver-
wandten Schutzrechte im digitalen Binnenmarkt 
und zur Änderung der Richtlinien 96/9/EG und 
2001/29/EG ist dahin auszulegen, dass er auf die 
Erstellung digitaler Kopien von Werken oder 
sonstigen Schutzgegenständen auf den Servern 
von Diensteanbietern für das Teilen von On-
line‑Inhalten Anwendung findet, die technisch 
erforderlich sind, um der Öffentlichkeit Zugang zu 
diesen Werken oder sonstigen Schutzgegenstän-
den zu verschaffen. Die Erlaubnis, die diese 
Diensteanbieter nach dieser Bestimmung von den 
Rechteinhabern einholen müssen, um Werke o-
der sonstige Schutzgegenstände öffentlich wie-
derzugeben oder öffentlich zugänglich zu ma-
chen, umfasst zwangsläufig das Erstellen solcher 
Kopien, für das keine gesonderte Erlaubnis ver-
langt werden darf. 

3. Art. 17 Abs. 2 der Richtlinie 2019/790 ist dahin 
auszulegen, dass die von Diensteanbietern für 
das Teilen von Online‑Inhalten gemäß Art. 17 
Abs. 1 dieser Richtlinie eingeholte Erlaubnis auch 
für in den Anwendungsbereich von Art. 2 der 
Richtlinie 2001/29 fallende Handlungen gilt, die 
von Nutzern der Dienste vorgenommen werden 
und technisch erforderlich sind, um der Öffentlich-
keit Zugang zu Werken oder sonstigen Schutzge-
genständen zu verschaffen, sofern diese Nutzer 
nicht auf der Grundlage einer gewerblichen Tätig-
keit handeln oder mit ihrer Tätigkeit keine erhebli-
chen Einnahmen erzielen. 

53. Schlussanträge des Generalanwalts 
(Maciej Szpunar) zum Vergütungs- und Aus-
gleichsanspruch durch Verwertungsgesell-
schaften; Art. 5 Abs. 2 lit. b RL 2001/29/EG 
(InfoSoc-RL), Art. 11 Abs. 4, Art. 12 Abs. 4 RL 
2014/26/EU (kollektive Wahrnehmungs-RL), 
Art. 6 Abs. 1 RL 2006/115/EG (Vermiet- und 
Verleih-RL) 

EuGH, Schlussanträge v. 26.02.2026, C-840/24 – 
VG Wort 

Leitsatz 

Nach alledem schlage ich dem Gerichtshof vor, 
die vom Bundesgerichtshof (Deutschland) vorge-
legten Fragen wie folgt zu beantworten: 

Art. 11 Abs. 4 und Art. 12 Abs. 4 der Richtlinie 
2014/26/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 26. Februar 2014 über die kollekti-
ve Wahrnehmung von Urheber- und verwandten 
Schutzrechten und die Vergabe von Mehrgebiets-
lizenzen für Rechte an Musikwerken für die Onli-
ne-Nutzung im Binnenmarkt in Verbindung mit 
Art. 5 Abs. 2 Buchst. b der Richtlinie 2001/29/EG 

54 

https://infocuria.curia.europa.eu/tabs/document/C/2023/C-0649-23-00000000RP-01-P-01-3439091/ARRET/317909-DE-1-html
https://infocuria.curia.europa.eu/tabs/document/C/2023/C-0649-23-00000000RP-01-P-01-3439091/ARRET/317909-DE-1-html
https://infocuria.curia.europa.eu/tabs/document/C/2024/C-0579-24-00000000RP-01-P-01-3442393/CONCL/318374-DE-1-html
https://infocuria.curia.europa.eu/tabs/document/C/2024/C-0579-24-00000000RP-01-P-01-3442393/CONCL/318374-DE-1-html
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https://infocuria.curia.europa.eu/tabs/document/C/2024/C-0840-24-00000000RP-01-P-01-3426998/CONCL/316864-DE-1-html
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des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 22. Mai 2001 zur Harmonisierung bestimmter 
Aspekte des Urheberrechts und der verwandten 
Schutzrechte in der Informationsgesellschaft und 
Art. 6 Abs. 1 der Richtlinie 2006/115/EG des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 12. 
Dezember 2006 zum Vermietrecht und Verleih-
recht sowie zu bestimmten dem Urheberrecht 
verwandten Schutzrechten im Bereich des geisti-
gen Eigentums sind dahin auszulegen, dass sie 
der Regelung eines Mitgliedstaats, die es einer 
Organisation für die kollektive Rechtewahrneh-
mung erlaubt, einen Teil der Einnahmen aus dem 
Anspruch auf einen gerechten Ausgleich und dem 
Vergütungsanspruch gemäß den beiden letztge-
nannten Bestimmungen für kulturelle Aktivitäten 
zu verwenden, die gegebenenfalls Personen zu-
gutekommen können, die nicht Inhaber von Urhe-
berrechten sind, nicht entgegenstehen, sofern die 
Rechtsinhaber unmittelbar oder mittelbar einen 
gerechten Ausgleich und eine angemessene Ver-
gütung erhalten. 

OLG 

54. Maßstäbe des urheberrechtlichen Schut-
zes und Schutzbereichs bei der Verletzung 
von KI-generierten Bildern; §§ 2 Abs. 1 Nr. 5, 
23 UrhG 

OLG Düsseldorf, Urt. v. 02.04.2026, I-20 W 2/26 

Verfahrensgang: LG Düsseldorf, Beschl. v. 
22.12.2025, 12 O 282/25 

Leitsätze 

1. Der Schutzbereich eines Lichtbildwerkes be-
schränkt sich regelmäßig auf die Wahl des Bild-
ausschnitts, die Perspektive, die Beleuchtung 
sowie die durch die richtige Komposition von 
Blende und Belichtungszeit hervortretende Schär-
fe oder Unschärfe. Nicht schutzfähig sind im All-
gemeinen das Thema und das Motiv. 

2. Wird ein Lichtbildwerk KI gestützt bearbeitet, 
entsteht durch die Bearbeitung im Allgemeinen 
kein Werk. Dies bedeutet aber nicht, dass die 
Veröffentlichung des bearbeiteten Bildes in jedem 
Falle eine Verletzung des Lichtbildwerkes dar-
stellt. Vielmehr ist – wie auch sonst – darauf ab-
zustellen, ob die kreativen Elemente des Licht-
bildwerks erkennbar übernommen worden sind. 

LG 

55. Notwendige Vorlage von Nachweisen be-
züglich der Urheberschaft im vorgerichtlichen 
Verfahren; § 97a UrhG, § 93 ZPO 

LG Frankfurt a.M., Urt. v. 10.03.2026, 2-06 O 
41/26 

Leitsatz 

Fordert der Abgemahnte vorgerichtlich den Nach-
weis der Urheberschaft am betroffenen Werk, 
schließt aber zugleich die die Vorlage einer ent-

sprechenden eidesstattlichen Versicherung aus, 
hat er Anlass zur Anstrengung eines Eilverfah-
rens im Sinne von § 93 ZPO gegeben. 

56. Urheberrechtliche Maßstäbe für die Über-
nahme von Illustrationen aus Kinderbüchern 
in Filmfiguren; §§ 2 Abs. 1 Nr. 4, 23 Abs. 1 
S. 1, 101 UrhG  

LG Hamburg, Urt. v. 29.01.2026, 310 O 376/23  

Leitsätze 

1. Zur Feststellung, ob eine Bearbeitung im Sinne 
des § 23 Abs. 1 S. 1 UrhG vorliegt, sind zunächst 
die schöpferischen Merkmale des Ursprungs-
werks festzustellen, sodann die übernommenen 
Merkmale der neuen Gestaltung zu ermitteln und 
schließlich der Gesamteindruck der Gestaltungen 
zu vergleichen. Stimmt danach der jeweilige Ge-
samteindruck überein, handelt es sich bei der 
neuen Gestaltung um eine Vervielfältigung des 
älteren Werks. Weicht hingegen der Gesamtein-
druck der neuen Gestaltung vom Gesamteindruck 
des älteren Werks in der Weise ab, dass die den 
Urheberrechtsschutz des älteren Werks begrün-
denden Elemente im Rahmen der Gesamtschau 
in der neuen Gestaltung verblassen, also nicht 
mehr wiederzuerkennen sind, greift die neue Ge-
staltung nicht in den Schutzbereich des älteren 
Werks ein. (nichtamtl.) 

2. Diese Schutzfähigkeit der Illustrationen im vor-
liegenden Fall beruht indes auf der jeweiligen 
konkreten Zusammenstellung der Gestaltungs-
merkmale und deren zeichnerischer Umsetzung – 
mit Blick etwa auf den Stil, die Farbgebung und 
Linienführung. Hier wurden allerdings gerade 
nicht die Illustrationen als Ganze mit zeichneri-
schen Mitteln übernommen, sondern – wenn 
überhaupt – lediglich einzelne Gestaltungsmerk-
male als solche, die für sich genommen nicht 
schutzfähig sind. (red.) 

3. Nur vorsorglich weist die Kammer darauf hin, 
dass ein Eingriff in den Schutzbereich auch dann 
nicht anzunehmen wäre, wenn die weiteren, klä-
gerinseits nicht benannten Merkmale der Illustrati-
onen in die Gegenüberstellung einbezogen wür-
den. Denn alle gegenübergestellten Filmstile wei-
sen zahlreiche Abweichungen etwa in der jeweili-
gen Szenerie aber auch in Mimik und Haltung der 
abgebildeten Figuren auf. (red.) 

AG 

57. Kein urheberrechtlicher Schutz von an-
hand generativer künstlicher Intelligenz er-
stellten Bilderzeugnissen durch umfangreiche 
Prompts; §§ 2 Abs. 1 Nr. 4, Abs. 2 UrhG 

AG München, Urt. v. 13.02.2026, 142 C 9786/25 

Leitsätze 

1. Ob durch Künstliche Intelligenz generierte Er-
zeugnisse Werkcharakter i.S.d. § 2 Abs. 2 UrhG 
haben, hängt davon ab, inwieweit trotz des soft-
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https://medien-internet-und-recht.de/pdf/VT-MIR-2026-Dok-027.pdf
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waregesteuerten Prozessablaufs noch menschli-
cher schöpferischer Einfluss ausgeübt wird. 

2. Ein urheberrechtlicher Schutz ist daher denk-
bar infolge menschlichen Eingriffs in KI-
Ergebnisse, der auch nachträglich bzw. sukzessi-
ve während des Promptings stattfinden kann und 
der dazu führt, dass sich im Output auch gerade 
die Persönlichkeit des Promptenden widerspie-
gelt. 

3. Der menschliche Einfluss muss den resultie-
renden Output jedoch hinreichend objektiv und 
eindeutig identifizierbar prägen. Dies ist jeden-
falls, aber auch erst dann der Fall, wenn die im 
Prompting eingeflossenen kreativen Elemente 
den Output derart dominieren, dass der Gegen-
stand insgesamt als eigene originelle Schöpfung 
seines Urhebers angesehen werden kann. 
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25. Düsseldorfer Patentrechtstage 

Die 25. Düsseldorfer Patentrechtstage finden am  
08. und 09. April 2027 im Düsseldorfer Indust-
rieclub statt. Für weitere Informationen zur Veran-
staltung sowie für Impressionen und den Ta-
gungsband des letzten Jahres besuchen Sie pa-
tentrechtstage.de.  

dusIP.de - Der IP-Blog des CIP  

Seit 2021 finden Sie auf auf unserem Blog 
Beiträge aus Wissenschaft und Praxis zu 
Rechtsprechung, Gesetzesvorhaben und 
anderen aktuellen Themen des Geistigen 
Eigentums.  
Besuchen Sie uns auf www.dusip.de  
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